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119. Gesetz vom 5. Oktober 2011 über das Dienstrecht der Vertragsbediensteten der Gemeinden, mit
Ausnahme der Stadt Innsbruck, und der Gemeindeverbände (Gemeinde-Vertragsbediensteten-
gesetz 2012 – G-VBG 2012)

Der Landtag hat beschlossen:

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit im Abs. 2 nichts ande-
res bestimmt ist, für alle Bediensteten, die in einem pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis zu einer Gemeinde, mit
Ausnahme der Stadt Innsbruck, oder zu einem Ge-
meindeverband stehen (Vertragsbedienstete).

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für:
a) Lehrer an Gemeindemusikschulen,
b) Personen, für deren Dienstverhältnis besondere

Dienstordnungen der Gemeinden und Gemeindever-
bände gelten, die vor dem 1. Oktober 1998 erlassen
worden sind,

c) Personen, für deren Dienstverhältnis das Theater-
arbeitsgesetz gilt,

d) Konsiliarärzte,
e) Personen, für deren Dienstverhältnis das Gehalts-

kassengesetz 1959 bzw. das Gehaltskassengesetz 2002
gilt,

f) Personen, für deren Dienstverhältnis das Hausbe-
sorgergesetz gilt,

g) Personen, die im Rahmen der Ausbildung nach
dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, nach dem
MTD-Gesetz, nach dem MTF-SHD-G oder nach dem
Hebammengesetz verwendet werden,

h) Lehrlinge und Praktikanten,
i) Personen, für deren Dienstverhältnis die Land-

arbeitsordnung 2000, LGBl. Nr. 27, gilt,
j) Personen, für deren Dienstverhältnis das Guts-

angestelltengesetz gilt,

k) Personen, für die das Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungsgesetz gilt.

(3) Auf Waldaufseher und Forstarbeiter findet der
jeweilige Kollektivvertrag Anwendung. Werden diese
Personen vom selben Dienstgeber zusätzlich für andere
Tätigkeiten im Ausmaß von mindestens 50 v. H. der
Vollbeschäftigung verwendet, so sind die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes anzuwenden.

§ 2
Ansprüche bei Präsenzdienst

Auf das Dienstverhältnis der Vertragsbediensteten
findet, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 sinngemäß
Anwendung. Während eines Präsenzdienstes nach § 36
Abs. 1 des Heeresgebührengesetzes 2001 besteht kein
Anspruch auf Bezüge. 

§ 3
Planstellen

(1) In dem einen Teil des Voranschlages bildenden
Stellenplan dürfen Planstellen für Vertragsbedienstete
nur in der zur Bewältigung der Aufgaben der Gemeinde
bzw. des Gemeindeverbandes zwingend notwendigen
Art und Anzahl vorgesehen werden.

(2) Durch Abs. 1 werden die Rechtsbeziehungen zwi-
schen Dienstgeber und Dienstnehmer nicht berührt.

§ 4
Aufnahme

(1) Als Vertragsbedienstete dürfen, soweit in den
Abs. 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist, nur Personen
aufgenommen werden, die

a) bei Verwendungen nach § 15 Abs. 1 österreichische
Staatsbürger oder bei sonstigen Verwendungen öster-
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reichische Staatsbürger oder Staatsangehörige eines
Landes, dessen Angehörigen Österreich aufgrund eines
Rechtsaktes oder Staatsvertrages im Rahmen der euro-
päischen Integration dieselben Rechte für den Berufs-
zugang zu gewähren hat wie österreichischen Staats-
bürgern, sind, 

b) voll handlungsfähig sind und
c) die persönliche und fachliche Eignung für die vor-

gesehene Verwendung besitzen.
(2) Die Voraussetzung nach Abs. 1 lit. b entfällt bei

Personen, die aus dem Grund der Minderjährigkeit nicht
voll handlungsfähig sind.

(3) Die Voraussetzung der fachlichen Eignung nach
Abs. 1 lit. c umfasst auch die Beherrschung der deut-
schen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen,
für deren Ausübung die Beherrschung der deutschen
Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherr-
schung in dem für diese Verwendung erforderlichen
Ausmaß nachzuweisen.

(4) Stehen geeignete Bewerber nicht zur Verfügung,
so kann in begründeten Ausnahmefällen von der Vo-
raussetzung der österreichischen Staatsbürgerschaft
nach Abs. 1 lit. a zweiter Fall und von den Vorausset-
zungen nach Abs. 1 lit. c abgesehen werden. Dies gilt
insbesondere für Behinderte nach dem Behindertenein-
stellungsgesetz.

§ 5
Übernahme aus einem anderen 

Dienstverhältnis zu einer Gemeinde 
bzw. einem Gemeindeverband

Wird ein Bediensteter aus einem Dienstverhältnis zu
einer Gemeinde bzw. zu einem Gemeindeverband, auf
das dieses Gesetz nicht anzuwenden war, in ein Dienst-
verhältnis übernommen, auf das dieses Gesetz anzu-
wenden ist, so ist er vom Zeitpunkt der Übernahme an
so zu behandeln, als ob er schon während der Dauer des
früheren Dienstverhältnisses Vertragsbediensteter nach
diesem Gesetz gewesen wäre.

§ 6
Dienstvertrag, 

Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit

(1) Dem Vertragsbediensteten ist unverzüglich nach
dem Beginn des Dienstverhältnisses und spätestens ei-
nen Monat nach dem Wirksamkeitsbeginn jeder Ände-
rung des Dienstvertrages eine schriftliche Ausfertigung
des Dienstvertrages bzw. allfälliger Nachträge zum
Dienstvertrag auszufolgen. Sie ist von beiden Vertrags-
teilen zu unterschreiben.

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls Bestimmungen
darüber zu enthalten,

a) mit welchem Tag das Dienstverhältnis beginnt,
b) ob der Vertragsbedienstete für einen bestimmten

Dienstort oder für einen bestimmten örtlichen Verwal-
tungsbereich aufgenommen wird,

c) ob und für welche Person der Vertragsbedienstete
zur Vertretung aufgenommen wird,

d) ob das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit oder
auf unbestimmte Zeit eingegangen wird, und bei Dienst-
verhältnissen auf bestimmte Zeit, wann das Dienstver-
hältnis endet,

e) für welche Verwendung der Vertragsbedienstete
aufgenommen wird sowie welchem Entlohnungs-
schema und welcher Entlohnungsgruppe er zugewiesen
wird,

f) mit welchem Beschäftigungsausmaß der Vertrags-
bedienstete beschäftigt wird (Vollbeschäftigung oder
Teilbeschäftigung),

g) dass dieses Gesetz und die in seiner Durchführung
erlassenen Verordnungen in der jeweils geltenden Fas-
sung auf das Dienstverhältnis Anwendung finden.

(3) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf be-
stimmte Zeit eingegangen, wenn es von vornherein auf
die Besorgung einer bestimmten, zeitlich begrenzten
Arbeit oder auf einen kalendermäßig bestimmten Zeit-
raum abgestellt ist.

(4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit ein-
gegangen wurde, kann einmal auf bestimmte Zeit ver-
längert werden. Die Verlängerung darf drei Monate nicht
überschreiten. Wird das Dienstverhältnis darüber hi-
naus fortgesetzt, so ist es von da ab so anzusehen, als
wäre es von Anfang an auf unbestimmte Zeit eingegan-
gen worden.

(5) Abs. 4 gilt nicht,
a) wenn der Vertragsbedienstete nur zur Vertretung

aufgenommen wurde oder
b) wenn das Dienstverhältnis zu dem Zweck, eine

berufliche Ausbildung zu ermöglichen, eingegangen
wurde oder

c) wenn das Dienstverhältnis des Vertragsbedienste-
ten im Anschluss an ein Dienstverhältnis, das zum
Zweck der im Berufsausbildungsgesetz vorgesehenen
Weiterverwendung von ausgelernten Lehrlingen abge-
schlossen wurde, zur Vertretung verlängert wird. 

In den Fällen der lit. a bis c können Dienstverhält-
nisse mehrmals auf bestimmte Zeit verlängert werden.
Für Ansprüche aus solchen Dienstverhältnissen, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, sind Zei-
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ten früherer befristeter und allfälliger unbefristeter
Dienstverhältnisse zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft, soweit im § 70 Abs. 9 nichts anderes bestimmt
ist, zu berücksichtigen, wenn zwischen der Beendigung
des früheren Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses
und der Aufnahme jeweils nicht mehr als zehn Wochen
verstrichen sind und das frühere Dienst- oder Ausbil-
dungsverhältnis jeweils durch Zeitablauf oder durch
Kündigung seitens des Dienstgebers geendet hat. Über-
steigt die gesamte Dienstzeit der mit einem Vertrags-
bediensteten zu Vertretungszwecken aufeinander fol-
gend eingegangenen befristeten Dienstverhältnisse fünf
Jahre, so gilt das zuletzt eingegangene Dienstverhältnis
ab diesem Zeitpunkt als unbefristetes Dienstverhältnis.

(6) Für den ersten Monat des Dienstverhältnisses
kann eine Probezeit vereinbart werden.

(7) Vertragsbedienstete mit einem auf bestimmte Zeit
eingegangenen Dienstverhältnis dürfen gegenüber Ver-
tragsbediensteten mit einem auf unbestimmte Zeit ein-
gegangenen Dienstverhältnis nicht benachteiligt wer-
den, es sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine
unterschiedliche Behandlung.

§ 7
Eingetragene Partnerschaften

Folgende Bestimmungen dieses Gesetzes sind auf
eingetragene Partner von Vertragsbediensteten nach
dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz sinngemäß
anzuwenden: § 99, § 116 Abs. 2 lit. b, § 124 Abs. 3 mit
Ausnahme der lit. b Z. 2 und § 124 Abs. 4 und 13.

2 .  A b s c h n i t t
Pflichten des Vertragsbediensteten

§ 8
Allgemeine Dienstpflichten

(1) Der Vertragsbedienstete hat seine dienstlichen
Aufgaben unter Beachtung der geltenden Rechtsord-
nung treu, gewissenhaft und unparteiisch mit den ihm
zur Verfügung stehenden Mitteln aus eigenem zu be-
sorgen.

(2) Der Vertragsbedienstete hat in seinem gesamten
Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen
der Allgemeinheit in die sachliche Besorgung seiner
dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt.

(3) Der Vertragsbedienstete hat die Parteien im Rah-
men seiner dienstlichen Aufgaben zu unterstützen, so-
weit dies mit den Interessen des Dienstes und dem Ge-
bot der Unparteilichkeit vereinbar ist.

§ 9
Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten

(1) Der Vertragsbedienstete hat seine Vorgesetzten
zu unterstützen und ihre Weisungen, soweit verfas-
sungsgesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zu befol-
gen. Vorgesetzter ist jeder Organwalter, der mit der
Dienst- oder Fachaufsicht über den Vertragsbedienste-
ten betraut ist.

(2) Der Vertragsbedienstete kann die Befolgung einer
Weisung ablehnen, wenn die Weisung von einem unzu-
ständigen Organ erteilt wurde oder wenn die Befolgung
der Weisung gegen strafgesetzliche Vorschriften versto-
ßen würde.

(3) Hält der Vertragsbedienstete die Weisung eines
Vorgesetzten aus einem anderen Grund für rechtswid-
rig, so hat er, sofern es sich nicht wegen Gefahr im Ver-
zug um eine unaufschiebbare Maßnahme handelt, vor
der Befolgung der Weisung seine Bedenken dem Vorge-
setzten mitzuteilen. Erteilt hierauf der Vorgesetzte die-
selbe Weisung schriftlich, so hat sie der Vertragsbediens-
tete zu befolgen. Tut der Vorgesetzte dies nicht, so gilt
die Weisung als zurückgezogen.

§ 10
Dienstpflichten des Vorgesetzten

(1) Der Vorgesetzte hat darauf zu achten, dass seine
Mitarbeiter die dienstlichen Aufgaben rechtmäßig,
zweckmäßig, wirtschaftlich und sparsam besorgen. Er
hat seine Mitarbeiter dabei anzuleiten, ihnen erforder-
lichenfalls Weisungen zu erteilen, aufgetretene Fehler
und Missstände abzustellen und für die Einhaltung der
Dienstzeit zu sorgen. Er hat das dienstliche Fortkom-
men seiner Mitarbeiter entsprechend ihren Leistungen
zu fördern sowie dafür zu sorgen, dass ihre Verwendung
ihren Fähigkeiten so weit wie möglich entspricht.

(2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Teiles
einer Dienststelle hat überdies für ein geordnetes Zu-
sammenwirken der einzelnen ihm unterstehenden Or-
ganisationseinheiten zur Sicherstellung einer rechtmä-
ßigen, zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen
Besorgung der Aufgaben zu sorgen.

(3) Wird dem Vorgesetzten bei der Besorgung seiner
dienstlichen Aufgaben der begründete Verdacht einer
von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren
Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich einer von
ihm geleiteten Organisationseinheit betrifft, so hat er
diesen Verdacht – unbeschadet einer allfälligen Melde-
pflicht nach § 12 Abs. 1 – unverzüglich der zur Anzeige
berufenen Stelle zu melden, oder, wenn er hierzu selbst
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berufen ist, die Anzeige zu erstatten. Die Anzeigepflicht
richtet sich nach § 78 der Strafprozessordnung 1975.

(4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht,
a) wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beein-

trächtigen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen
Vertrauensverhältnisses bedarf, oder

b) wenn und solange hinreichende Gründe für die
Annahme vorliegen, die Strafbarkeit werde binnen
kurzem durch schadensbereinigende Maßnahmen ent-
fallen.

§ 11
Dienstweg

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anbringen, die sich
auf sein Dienstverhältnis oder auf seine dienstlichen
Aufgaben beziehen, bei seinem unmittelbaren Vorge-
setzten einzubringen. Dieser hat das Anbringen unver-
züglich an die zuständige Stelle weiterzuleiten.

(2) Der Vertragsbedienstete kann von der Einbrin-
gung im Dienstweg absehen, wenn Gefahr im Verzug ist
oder wenn ihm die Einhaltung des Dienstweges nicht
zumutbar ist.

§ 12
Meldepflichten

(1) Wird dem Vertragsbediensteten bei der Besor-
gung seiner dienstlichen Aufgaben der begründete Ver-
dacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gericht-
lich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungs-
bereich der Dienststelle betrifft, der der Vertragsbe-
dienstete angehört, so hat er diesen Verdacht, soweit in
den Abs. 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist, unver-
züglich seinem unmittelbaren Vorgesetzten zu melden.

(2) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 1 besteht,
wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beeinträchti-
gen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Ver-
trauensverhältnisses bedarf.

(3) Der Leiter der Dienststelle kann aus Gründen, die
a) in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit

bezieht, oder
b) in der amtlichen Tätigkeit selbst
gelegen sind, abweichend vom Abs. 2 eine Melde-

pflicht verfügen.
(4) Ist eine Dienstverhinderung des Vertragsbediens-

teten ganz oder teilweise auf das Einwirken Dritter zu-
rückzuführen, so hat dies der Vertragsbedienstete un-
verzüglich dem Dienstgeber zu melden. Auf Verlangen
des Dienstgebers hat der Vertragsbedienstete sämtliche
für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen erfor-
derlichen Daten und Beweismittel bekannt zu geben.

(5) Der Vertragsbedienstete hat unbeschadet sonsti-
ger Meldepflichten dem Dienstgeber zu melden:

a) Namensänderungen,
b) Standesänderungen,
c) jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder

Staatsangehörigkeit(en),
d) Wohnsitzänderungen,
e) den Verlust einer für die Ausübung des Dienstes

erforderlichen behördlichen Berechtigung oder Befähi-
gung,

f) durch Bescheid festgestellte Minderungen der
Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 v. H.,

g) den Besitz einer Bescheinigung des Pensionsversi-
cherungsträgers über die vorläufige Krankenversiche-
rung nach § 10 Abs. 7 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes,

h) den Verlust oder die Beschädigung der vom Dienst-
geber zur Verfügung gestellten Sachbehelfe.

§ 13
Verbot der Geschenkannahme

(1) Dem Vertragsbediensteten ist es untersagt, bei der
Besorgung seiner dienstlichen Aufgaben oder im Zu-
sammenhang damit für sich oder einen Dritten ein Ge-
schenk, einen anderen Vermögensvorteil oder sonstige
Vorteile zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen
zu lassen.

(2) Ortsübliche oder landesübliche Aufmerksamkei-
ten von geringem Wert gelten nicht als Geschenke im
Sinn des Abs. 1.

(3) Der Vertragsbedienstete darf Ehrengeschenke
annehmen. Er hat den Dienstgeber hiervon in Kenntnis
zu setzen. Untersagt der Dienstgeber innerhalb eines
Monats die Annahme, so ist das Ehrengeschenk zurück-
zugeben.

§ 14
Amtsverschwiegenheit

(1) Der Vertragsbedienstete ist zur Verschwiegenheit
über alle ihm ausschließlich aus seiner dienstlichen
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren Ge-
heimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der um-
fassenden Landesverteidigung, der auswärtigen Bezie-
hungen, im wirtschaftlichen Interesse einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer
Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der Par-
teien geboten ist, gegenüber jedermann, dem er über
solche Tatsachen nicht eine amtliche Mitteilung zu
machen hat, verpflichtet (Amtsverschwiegenheit).
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(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit
besteht auch nach der Beendigung des Dienstverhält-
nisses.

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor
einer Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus
der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der Aussage
der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so hat er
den Dienstgeber hiervon zu verständigen. Der Dienst-
geber hat zu entscheiden, ob der Vertragsbedienstete
von der Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit zu
entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das Interesse
an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aus-
sage abzuwägen. Dabei ist der Zweck des Verfahrens so-
wie der dem Vertragsbediensteten allenfalls drohende
Schaden zu berücksichtigen. Der Dienstgeber kann den
Vertragsbediensteten von der Verpflichtung zur Amts-
verschwiegenheit unter der Voraussetzung entbinden,
dass die Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der
den Gegenstand der Entbindung bildet, ausgeschlossen
wird.

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass
der Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit
unterliegen könnte, und stellt sich dies erst bei der Ver-
nehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen
zu verweigern. Hält die vernehmende Stelle die Aus-
sage für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Ver-
tragsbediensteten von der Amtsverschwiegenheit zu
beantragen. Abs. 3 zweiter bis fünfter Satz gilt sinnge-
mäß.

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung
von der Amtsverschwiegenheit gelten die entsprechen-
den gesetzlichen Bestimmungen für Gemeindebeamte
sinngemäß.

§ 15
Verwendungsbeschränkungen

(1) Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Ver-
bundenheit zur Republik Österreich voraussetzen, das
nur von österreichischen Staatsbürgern erwartet werden
kann, sind ausschließlich Vertragsbediensteten mit
österreichischer Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche
Verwendungen sind insbesondere jene, die

a) die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der
Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

b) die Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates
beinhalten.

(2) Vertragsbedienstete, die mit anderen Bedienste-
ten verheiratet sind bzw. eine eingetragene Partnerschaft
begründet haben oder die mit anderen Bediensteten in

einem Wahlkindschaftsverhältnis stehen oder in auf-
oder absteigender Linie oder bis einschließlich zum drit-
ten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert
sind, dürfen mit diesen nicht in folgenden Nahever-
hältnissen verwendet werden:

a) Weisungs- oder Kontrollbefugnis des einen gegen-
über dem anderen,

b) Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung.
(3) Von den Verwendungsbeschränkungen nach

Abs. 2 können Ausnahmen zugelassen werden, wenn
aus besonderen Gründen eine Beeinträchtigung dienst-
licher Interessen nicht zu befürchten ist.

§ 16
Befangenheit

Der Vertragsbedienstete hat sich seiner dienstlichen
Tätigkeit zu enthalten und seine Vertretung zu veran-
lassen, wenn wichtige Gründe vorliegen, die geeignet
sind, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen.
Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch
ein anderes Organ nicht sogleich bewirkt werden kann,
auch ein befangener Vertragsbediensteter die unauf-
schiebbaren Tätigkeiten selbst vorzunehmen. Sonstige
die Befangenheit regelnde Vorschriften bleiben unbe-
rührt.

§ 17
Nebenbeschäftigung

(1) Der Vertragsbedienstete darf keine Nebenbe-
schäftigung ausüben, die ihn an der Erfüllung seiner
dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner
Befangenheit hervorruft oder sonstige wesentliche
dienstliche Interessen gefährdet.

(2) Der Vertragsbedienstete hat jede erwerbsmäßige
Nebenbeschäftigung und jede Änderung einer solchen
unverzüglich dem Dienstgeber zu melden. Eine Neben-
beschäftigung ist erwerbsmäßig, wenn sie die Schaffung
von nennenswerten Einkünften in Form von Geld oder
sonstigen Gütern bezweckt.

(3) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Ver-
waltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer auf
Gewinn gerichteten juristischen Person des privaten
Rechts hat der Vertragsbedienstete jedenfalls zu melden.

§ 18
Versetzung, Dienstzuteilung, 

Verwendungsänderung

Der Vertragsbedienstete kann, wenn es im Interesse
des Dienstes notwendig ist, ohne seine Zustimmung

a) versetzt,
b) dienstzugeteilt oder
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c) vorübergehend, längstens jedoch für drei Monate,
mit Aufgaben, die sich von seinen bisherigen Aufgaben
wesentlich unterscheiden, betraut

werden.
Bei einer Versetzung oder Dienstzuteilung an einen

anderen Dienstort sind die persönlichen, familiären und
sozialen Verhältnisse des Vertragsbediensteten zu be-
rücksichtigen und ist eine angemessene Übersiedlungs-
frist zu gewähren.

§ 19
Entsendung zu Aus- 

und Fortbildungszwecken, Entsendung 
zu einer zwischenstaatlichen Einrichtung

(1) Der Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten
mit seiner Zustimmung

a) zu Ausbildungszwecken oder als nationalen Ex-
perten zu einer Einrichtung, die im Rahmen der euro-
päischen Integration oder der OECD tätig ist, oder

b) für eine im Interesse der Gemeinde bzw. des Ge-
meindeverbandes gelegene Tätigkeit zu einer sonstigen
zwischenstaatlichen Einrichtung oder

c) zu Aus- oder Fortbildungszwecken für seine
dienstliche Verwendung zu einer Einrichtung eines an-
deren inländischen Rechtsträgers im Inland oder

d) für eine Tätigkeit im Rahmen von Partnerschafts-
projekten aufgrund von Außenhilfsprogrammen der
Europäischen Union entsenden.

(2) Eine Entsendung nach Abs. 1 gilt als Dienstzu-
teilung. Für die Dauer einer solchen Entsendung gilt die
betreffende Einrichtung als Dienststelle. 

(3) Eine Entsendung nach Abs. 1 lit. b darf eine Ge-
samtdauer von sechs Jahren im Rahmen des Dienstver-
hältnisses zur Gemeinde bzw. zum Gemeindeverband,
eine Entsendung nach Abs. 1 lit. c die dem Anlass an-
gemessene Dauer nicht übersteigen.

(4) Erhält der Vertragsbedienstete für die Tätigkeit,
zu der er entsandt worden ist, oder im Zusammenhang
mit dieser Tätigkeit Zuwendungen von dritter Seite, so
hat er diese an die Gemeinde bzw. an den Gemeinde-
verband abzuführen.

(5) Eine Entsendung nach Abs. 1 lit. d ist nur zuläs-
sig, wenn sich die das Projekt finanzierende Einrichtung
verpflichtet, der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband
den laufenden Aktivitätsaufwand samt Nebenkosten für
den Vertragsbediensteten zu ersetzen.

§ 20
Dienstverhinderung

(1) Ist der Vertragsbedienstete durch Krankheit oder
aus einem anderen wichtigen Grund an der Ausübung

seines Dienstes verhindert, so hat er dies unverzüglich
seinem unmittelbaren Vorgesetzten anzuzeigen und auf
Verlangen des Vorgesetzten, oder wenn er dem Dienst
länger als drei Arbeitstage fernbleibt, den Grund der
Verhinderung zu bescheinigen.

(2) Ein wegen Krankheit vom Dienst abwesender
Vertragsbediensteter ist verpflichtet, sich auf Anord-
nung des Dienstgebers einer amts- oder betriebsärzt-
lichen Untersuchung zu unterziehen.

(3) Kommt der Vertragsbedienstete einer Verpflich-
tung nach Abs. 1 oder 2 nicht nach, so verliert er für die
Dauer der Säumnis den Anspruch auf das Monatsent-
gelt einschließlich allfälliger Zulagen und Sonderzah-
lungen. Dies gilt nicht, wenn er glaubhaft macht, dass
der Erfüllung der Verpflichtung ein unabwendbares
Hindernis entgegengestanden ist.

§ 21
Dienstzeit

Im Sinn der §§ 21 bis 34 ist:
a) Dienstzeit die Zeit der im Dienstplan vorgeschrie-

benen Dienststunden, der Überstunden sowie jener
Teile der Bereitschaft und des Journaldienstes, während
derer der Vertragsbedienstete verpflichtet ist, seiner
dienstlichen Tätigkeit nachzugehen,

b) Tagesdienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines un-
unterbrochenen Zeitraumes von 24 Stunden und

c) Wochendienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines
Zeitraumes von Montag bis einschließlich Sonntag.

§ 22
Dienstplan

(1) Der Vertragsbedienstete hat die im Dienstplan
vorgeschriebenen Dienststunden einzuhalten, wenn er
nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerecht-
fertigt vom Dienst abwesend ist.

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Vertrags-
bediensteten beträgt 40 Stunden. Die Wochendienstzeit
ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erforder-
nisse und der berechtigten Interessen des Vertragsbe-
diensteten durch einen Dienstplan möglichst gleichmä-
ßig und bleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen
(Normaldienstplan). Soweit nicht dienstliche oder
sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind
Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage dienstfrei
zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche
Interessen entgegenstehen, kann die gleitende Dienst-
zeit eingeführt werden. Gleitende Dienstzeit ist jene
Form der Dienstzeit, bei der der Vertragsbedienstete den
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Beginn und das Ende seiner täglichen Dienstzeit inner-
halb festgesetzter Grenzen selbst bestimmen kann
(Gleitzeit) und während des übrigen Teiles der Dienst-
zeit jedenfalls Dienst zu versehen hat (Blockzeit). Bei
gleitender Dienstzeit ist dafür zu sorgen, dass die Er-
füllung der regelmäßigen Wochendienstzeit im mehr-
wöchigen Durchschnitt gewährleistet ist.

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht-
oder Wechseldienstplan zu erstellen. Dabei darf die re-
gelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durch-
schnitt nicht über- oder unterschritten werden. Schicht-
dienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus organi-
satorischen Gründen an einer Arbeitsstätte der Dienst-
betrieb über die Zeit des Normaldienstplanes hinaus
aufrecht erhalten werden muss und ein Bediensteter den
anderen ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung
an der Arbeitsstätte ablöst. Bei wesentlichen zeitmäßi-
gen Überschneidungen liegt Wechseldienst vor.

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechsel-
dienstplanes oder eines Normaldienstplanes regelmäßig
an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der
Vertragsbedienstete zu solchen Sonn- und Feiertags-
diensten eingeteilt, so ist eine entsprechende Ersatz-
ruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- oder Feier-
tagen gilt als Werktagsdienst. Wird der Vertragsbediens-
tete während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung
herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst.

(6) Für Vertragsbedienstete, in deren Dienstzeit auf-
grund der Eigenart des Dienstes regelmäßig oder in er-
heblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezei-
ten fallen und diese durch organisatorische Maßnahmen
nicht vermieden werden können, kann der Gemeinde-
rat bzw. bei einem Gemeindeverband die Verbandsver-
sammlung oder das nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen oder der Verbandssatzung zuständige Organ be-
stimmen, dass der Dienstplan eine längere als die in den
Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochendienstzeit umfasst
(verlängerter Dienstplan). Soweit die Wochendienstzeit
nach dem verlängerten Dienstplan die in den Abs. 2
oder 4 vorgesehene Wochendienstzeit übersteigt, gilt
diese Zeit nicht als Dienstzeit im Sinn der §§ 21 bis 34.

§ 23
Höchstgrenzen der Dienstzeit

(1) Die Tagesdienstzeit darf 13 Stunden nicht über-
schreiten.

(2) Von der Höchstgrenze nach Abs. 1 kann abgewi-
chen werden,

a) bei Tätigkeiten, die an außerhalb des Dienstortes
gelegenen Orten zu verrichten sind, oder

b) bei Tätigkeiten, die notwendig sind, um die Kon-
tinuität des Dienstes oder der Produktion zu gewähr-
leisten, insbesondere

1. zur Betreuung oder Beaufsichtigung von Personen
in Heimen,

2. bei Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten,
3. bei land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten,

oder
c) im Fall eines vorhersehbaren übermäßigen Ar-

beitsanfalles in land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben der Gemeinde bzw. des Gemeindeverbandes, wenn
dem betroffenen Vertragsbediensteten innerhalb der
nächsten 14 Kalendertage eine Ruhezeit verlängert wird.
Die Ruhezeit ist in dem Ausmaß zu verlängern, um das
der verlängerte Dienst 13 Stunden überstiegen hat.

(3) Die Wochendienstzeit darf innerhalb eines
Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen im Durch-
schnitt 48 Stunden nicht überschreiten. Bei der Ermitt-
lung der zulässigen Wochendienstzeit bleiben Zeiten, in
denen der Vertragsbedienstete vom Dienst befreit, ent-
hoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist,
außer Betracht.

(4) Über die Höchstgrenze nach Abs. 3 hinaus sind
längere Dienstzeiten nur mit Zustimmung des Ver-
tragsbediensteten zulässig. Dem Vertragsbediensteten,
der nicht bereit ist, längere Dienste zu leisten, dürfen
daraus keine Nachteile entstehen. Der Leiter einer
Dienststelle ist verpflichtet, aktuelle Listen über Be-
dienstete zu führen, die sich zur Erbringung längerer
Dienste bereit erklärt haben.

(5) Beim Eintritt außergewöhnlicher Ereignisse oder
nicht vorhersehbarer Umstände sind vom Abs. 1 ab-
weichende Anordnungen so weit zulässig, als dies im
Interesse des Schutzes der Gesundheit und des Lebens
von Menschen, der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit oder zur Abwehr eines unver-
hältnismäßigen wirtschaftlichen Schadens geboten
scheint, um die Gefährdung abzuwenden oder zu besei-
tigen.

§ 24
Ruhepausen

Beträgt die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als
sechs Stunden, so ist eine Ruhepause von einer halben
Stunde einzuräumen. Wenn es im Interesse der Bediens-
teten der Dienststelle gelegen oder dienstlich notwen-
dig ist, können anstelle einer halbstündigen Ruhepause
zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde oder drei
Ruhepausen von je zehn Minuten eingeräumt werden.
Ist die Gewährung von Ruhepausen aus organisatori-
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schen Gründen im Pflegedienst in Pflegeheimen oder
ähnlichen Einrichtungen nicht möglich, so ist innerhalb
der nächsten zehn Kalendertage eine Ruhezeit entspre-
chend zu verlängern.

§ 25
Tägliche Ruhezeiten

Nach der Beendigung der Tagesdienstzeit ist dem
Vertragsbediensteten eine ununterbrochene Ruhezeit
von mindestens elf Stunden einzuräumen.

§ 26
Wochenruhezeit

(1) Dem Vertragsbediensteten ist eine ununterbro-
chene wöchentliche Ruhezeit (Wochenruhezeit) von
mindestens 35 Stunden einschließlich der täglichen
Ruhezeit einzuräumen. Diese Wochenruhezeit schließt
grundsätzlich den Sonntag mit ein, ist dies aus wichti-
gen dienstlichen Gründen aber nicht möglich, einen an-
deren Tag der Woche.

(2) Wird die Wochenruhezeit während einer Kalen-
derwoche unterschritten, so ist sie in der nächstfolgen-
den Kalenderwoche um jenes Ausmaß zu verlängern, um
das sie unterschritten wurde.

§ 27
Nachtarbeit

(1) Die Dienstzeit eines Vertragsbediensteten, der
regelmäßig in der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr min-
destens drei Stunden seiner dienstlichen Tätigkeit nach-
zugehen hat (Nachtarbeit), darf je 24-Stunden-Zeit-
raum im Durchschnitt von 14 Kalendertagen acht Stun-
den nicht überschreiten.

(2) Die Dienstzeit von Nachtarbeitern, deren Dienst
mit besonderen Gefahren oder einer erheblichen kör-
perlichen oder geistigen Anspannung verbunden ist
(Nachtschwerarbeit), darf in einem 24-Stunden-Zeit-
raum, währenddessen sie Nachtarbeit verrichten, acht
Stunden nicht überschreiten. Der Gemeinderat, bei
einem Gemeindeverband die Verbandsversammlung
oder das nach den gesetzlichen Bestimmungen oder der
Verbandssatzung zuständige Organ, hat gegebenenfalls
festzulegen, welche Tätigkeiten mit besonderen Gefah-
ren oder einer erheblichen körperlichen oder geistigen
Anspannung verbunden sind.

(3) Der Gesundheitszustand von Nachtarbeitern ist
auf deren Verlangen vor der Übernahme der Tätigkeit
und danach in regelmäßigen Zeitabständen von nicht
mehr als drei Jahren ärztlich zu untersuchen. Die
Kosten dafür hat die Gemeinde bzw. der Gemeindever-
band zu tragen.

(4) Nachtarbeitern mit gesundheitlichen Schwierig-
keiten, die nachweislich mit der Leistung der Nacht-
arbeit verbunden sind, ist im Rahmen der dienstlichen
Möglichkeiten ein zumutbarer Arbeitsplatz ohne
Nachtarbeit zuzuweisen, wenn sie für diesen geeignet
sind. § 18 gilt in diesem Fall nicht. 

§ 28
Ausnahmebestimmungen

(1) Die §§ 23 bis 26 und 27 Abs. 1 und 2 gelten nicht
für Vertragsbedienstete mit Vorgesetztenfunktion,
deren Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger
Hinsicht durch ein fixes Monatsentgelt oder eine Zu-
lage abgegolten werden.

(2) Die §§ 23 bis 27 sind auf Vertragsbedienstete mit
spezifischen Tätigkeiten, die im Interesse der Allge-
meinheit keinen Aufschub dulden, insbesondere

a) bei der Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderates
(der Verbandsversammlung), des Gemeindevorstandes
(Stadtrates, Verbandsausschusses, Verbandsvorstandes)
und der gemeinderätlichen Ausschüsse,

b) im örtlichen Sicherheitsdienst,
c) im Feuerwehrdienst, Katastrophenschutzdienst

oder Winterdienst und
d) im Dienst der Wasserversorgung, Stromversor-

gung, Abwasserentsorgung oder Abfallentsorgung,
insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten

dieser Tätigkeiten einer Anwendung dieser Bestim-
mungen zwingend entgegenstehen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 hat der Dienst-
geber dafür zu sorgen, dass unter Berücksichtigung des
mit den nicht anzuwendenden Bestimmungen verbun-
denen Schutzzweckes ein größtmöglicher Schutz der
Gesundheit und eine größtmögliche Sicherheit der Ver-
tragsbediensteten gewährleistet ist.

(4) Die §§ 21, 23 bis 26 und 27 Abs. 1 und 2 gelten
nicht für Vertragsbedienstete, die als Angehörige von
Gesundheitsberufen in den Geltungsbereich des Kran-
kenanstalten-Arbeitszeitgesetzes fallen. Für Vertrags-
bedienstete, die in den genannten Bereichen sonst zur
Aufrechterhaltung des Betriebes ununterbrochen er-
forderlich und nicht Angehörige von Gesundheitsberu-
fen sind, gelten jedoch die Bestimmungen dieses Ge-
setzes.

§ 29
Überstunden

(1) Der Vertragsbedienstete hat auf Anordnung über
die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden hi-
naus Dienst zu versehen (Überstunden). Dienststun-
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den, die – ausgenommen bei gleitender Dienstzeit –
ohne Anordnung über die im Dienstplan vorgeschrie-
benen Dienststunden hinaus geleistet werden, sind
Überstunden gleichzuhalten, wenn

a) der Vertragsbedienstete einen zur Anordnung von
Überstunden Befugten nicht erreichen konnte,

b) die Leistung der Überstunden zur Abwehr eines
Schadens unverzüglich notwendig war,

c) die Notwendigkeit der Leistung der Überstunden
nicht auf Umstände zurückgeht, die von dem Vertrags-
bediensteten, der die Überstunden geleistet hat, hätten
vermieden werden können, und

d) der Vertragsbedienstete diese Überstunden spätes-
tens innerhalb einer Woche nach der Leistung schrift-
lich meldet; ist der Vertragsbedienstete durch ein un-
vorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis ohne
sein Verschulden verhindert, diese Frist einzuhalten, so
verlängert sie sich um die Dauer der Verhinderung.

(2) Überstunden sind je nach Anordnung
a) im Verhältnis 1:1,5 in Freizeit auszugleichen oder
b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen

abzugelten oder
c) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen und zu-

sätzlich nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten.

(3) Dem Vertragsbediensteten ist bis zum Ende des
auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats
mitzuteilen, auf welche Überstunden welche der Ab-
geltungsarten nach Abs. 2 angewendet wird. Diese Frist
kann mit Zustimmung des Vertragsbediensteten er-
streckt werden.

(4) Abs. 2 gilt nicht für Zeiten einer zusätzlichen
Dienstleistung von nicht vollbeschäftigten Vertragsbe-
diensteten, soweit sie die volle Wochendienstzeit nicht
überschreiten. Diese Zeiten sind

a) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen oder
b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen

abzugelten. Soweit jedoch Zeiten einer solchen Dienst-
leistung die volle Wochendienstzeit überschreiten, gilt
die Regelung nach Abs. 2.

(5) Überstunden außerhalb der Nachtzeit sind vor
Überstunden in der Nachtzeit (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr)
auszugleichen. Überstunden an Sonn- und Feiertagen
sind nicht durch Freizeit auszugleichen.

(6) Ein Freizeitausgleich ist bis zum Ende des sechs-
ten auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats
zulässig. Soweit nicht dienstliche Interessen entgegen-
stehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf An-
suchen des Vertragsbediensteten oder mit seiner Zu-
stimmung erstreckt werden.

(7) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Über-
stunden:

a) Zeiten einer vom Vertragsbediensteten angestreb-
ten Einarbeitung von Dienstzeit (zum Beispiel im Fall
des Diensttausches oder einer sonstigen angestrebten
Verlegung der Zeit der Dienstleistung) und

b) Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit bis zu
der im betreffenden Dienstplan für die Übertragung in
den Folgemonat zulässigen Höhe.

Diese Zeiten sind ausschließlich im Verhältnis 1:1 in
Freizeit auszugleichen.

§ 30
Bereitschaft, Journaldienst

(1) Der Vertragsbedienstete kann aus dienstlichen
Gründen verpflichtet werden, sich außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden an einer
Dienststelle oder einem bestimmten anderen Ort auf-
zuhalten und bei Bedarf oder auf Anordnung seine
dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Dienststellenbe-
reitschaft, Journaldienst).

(2) Der Vertragsbedienstete kann aus dienstlichen
Gründen weiters verpflichtet werden, sich außerhalb der
im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in sei-
ner Wohnung erreichbar zu halten und von sich aus beim
Eintritt von ihm zu beobachtender Umstände seine
dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Wohnungsbereit-
schaft).

(3) Soweit es dienstliche Rücksichten zwingend er-
fordern, kann der Vertragsbedienstete verpflichtet wer-
den, in seiner dienstfreien Zeit seinen Aufenthalt so zu
wählen, dass er jederzeit erreichbar und binnen kürzes-
ter Zeit zum Antritt seines Dienstes bereit ist (Ruf-
bereitschaft). Rufbereitschaft gilt nicht als Dienstzeit.

§ 31
Herabsetzung der regelmäßigen 

Wochendienstzeit aus beliebigem Anlass

(1) Mit dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansu-
chen eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit bis auf die Hälfte des für die Vollbeschäfti-
gung vorgesehenen Beschäftigungsausmaßes ein-
schließlich deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß zu
vereinbaren, wenn der Verwendung im verlangten Aus-
maß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen und die Voraussetzungen nach den Abs. 2 bis 4
erfüllt sind. Für nicht vollbeschäftigte Vertragsbediens-
tete gilt dies mit der Maßgabe, dass eine Herabsetzung
der regelmäßigen Wochendienstzeit nur zulässig ist,
wenn dadurch ein bestehendes oder für die Zukunft ver-
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einbartes Beschäftigungsausmaß nicht erhöht wird. Für
die Dauer der Inanspruchnahme der Herabsetzung der
regelmäßigen Wochendienstzeit tritt diese an die Stelle
einer allenfalls bestehenden sonstigen Teilzeitbeschäfti-
gung.

(2) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen,
dass die verbleibende regelmäßige Wochendienstzeit ein
ganzzahliges Stundenausmaß umfasst. Durch die He-
rabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit dürfen
50 v. H. des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen
Beschäftigungsausmaßes nicht unterschritten werden.

(3) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jah-
res oder eines Vielfachen eines Jahres wirksam. Die
Zeiträume einer solchen Herabsetzung der regelmäßi-
gen Wochendienstzeit dürfen insgesamt fünf Jahre nicht
überschreiten. Für die Berechnung der Höchstdauer
sind auch Zeiten in früheren privatrechtlichen oder öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen zur selben
Gemeinde bzw. zum selben Gemeindeverband, in denen
die Wochendienstzeit nach dieser Bestimmung oder
einer vergleichbaren auf diesen Vertragsbediensteten
damals anzuwendenden Regelung herabgesetzt war, zu
berücksichtigen.

(4) Die regelmäßige Wochendienstzeit darf nicht he-
rabgesetzt werden:

a) während einer Verwendung auf einem Arbeitsplatz
an einer im Ausland liegenden Dienststelle der Ge-
meinde bzw. des Gemeindeverbandes,

b) während einer Entsendung nach § 1 des Bundes-
verfassungsgesetzes über Kooperation und Solidarität
bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen
in das Ausland (KSE-BVG) oder der unmittelbaren Vor-
bereitung einer solchen Entsendung,

c) in den übrigen Fällen, wenn der Vertragsbediens-
tete infolge der Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit aus wichtigen dienstlichen Gründen weder im
Rahmen seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem
anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest
entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden könnte.

(5) Durch die Abs. 1 bis 4 wird die Möglichkeit, im
Dienstvertrag eine Teilzeitbeschäftigung zu vereinba-
ren, nicht beschränkt.

§ 32
Herabsetzung der regelmäßigen 

Wochendienstzeit zur Betreuung eines Kindes

(1) Mit dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansu-
chen zur Betreuung

a) eines eigenen Kindes,
b) eines Wahl- oder Pflegekindes oder

c) eines sonstigen Kindes, für dessen Unterhalt der
Vertragsbedienstete und (oder) sein Ehegatte überwie-
gend aufkommen,

eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit bis auf die Hälfte des für die Vollbeschäftigung vor-
gesehenen Beschäftigungsausmaßes einschließlich de-
ren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß zu vereinbaren.

(2) Die Herabsetzung wird für die Dauer von min-
destens drei Monaten, längstens bis zum Ablauf des sie-
benten Lebensjahres oder zu einem späteren Schulein-
tritt des Kindes, wirksam.

(3) Eine solche Herabsetzung ist nur zulässig, wenn
a) das Kind dem Haushalt des Vertragsbediensteten

angehört und noch nicht schulpflichtig ist und
b) der Vertragsbedienstete das Kind selbst betreuen

will.
(4) Die Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-

dienstzeit wird frühestens drei Monate nach der Stel-
lung des Ansuchens wirksam.

(5) Abweichend von den Abs. 1 und 2 ist dem Ver-
tragsbediensteten für die von ihm beantragte Dauer,
während der er Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld hat,
eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
auch unter die Hälfte des für die Vollbeschäftigung vor-
gesehenen Ausmaßes zu gewähren.

(6) Im Übrigen gilt § 31 Abs. 1 zweiter und dritter
Satz, 2, 4 und 5.

§ 33
Dienstleistung während der Herabsetzung 

der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeit-
räume, in denen der Vertragsbedienstete Dienst zu leis-
ten hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Ver-
tragsbediensteten, insbesondere auf die Gründe, die zur
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit ge-
führt haben, so weit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen.

(2) Lassen im Fall einer Herabsetzung der regelmä-
ßigen Wochendienstzeit die besonderen Umstände des
Dienstes eine genaue Einhaltung eines ganzzahligen
Stundenausmaßes nicht zu, so ist es so weit zu über-
schreiten, als dies nötig ist, um seine Unterschreitung
zu vermeiden.

(3) Abgesehen vom Fall des Abs. 2 kann ein Ver-
tragsbediensteter, dessen regelmäßige Wochendienst-
zeit nach den §§ 31 oder 32 herabgesetzt worden ist,
über die für ihn maßgebende Wochendienstzeit hinaus
zur Dienstleistung nur herangezogen werden, wenn die
Dienstleistung zur Vermeidung eines Schadens unver-
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züglich notwendig ist und ein Bediensteter, dessen re-
gelmäßige Wochendienstzeit nicht herabgesetzt ist,
nicht zur Verfügung steht.

§ 34
Änderung und vorzeitige 

Beendigung der Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Mit dem Vertragsbediensteten kann auf sein An-
suchen eine Änderung des Ausmaßes oder die vorzei-
tige Beendigung der Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit nach den §§ 31 und 32 vereinbart wer-
den, wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen ent-
gegenstehen.

(2) Nimmt der Vertragsbedienstete eine Teilzeitbe-
schäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005,
LGBl. Nr. 63, bzw. nach dem Mutterschutzgesetz 1979
oder nach dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz
2005, LGBl. Nr. 64, in Anspruch, so hat dies die Been-
digung der Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit nach den §§ 31 und 32 zur Folge.

(3) Zeiten, um die sich ein ursprünglich vorgesehe-
ner Zeitraum der Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit nach § 31 aus den Gründen der Abs. 1
und 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herabset-
zung der Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile eines
Jahres können bei einer neuerlichen Herabsetzung der
regelmäßigen Wochendienstzeit nach § 31 nur ungeteilt
in Anspruch genommen werden.

§ 35
Dienstliche Aus- und Weiterbildung

(1) Die dienstliche Aus- und Weiterbildung soll dem
Vertragsbediensteten die für die Erfüllung seiner dienst-
lichen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten vermitteln, sie erweitern und vertiefen.

(2) Die Arten der dienstlichen Aus- und Weiterbil-
dung sind:

a) die funktionsbezogene Grundausbildung; diese
soll dem Vertragsbediensteten die für die vorgesehene
Art der Verwendung erforderlichen Grund- und Über-
sichtskenntnisse vermitteln,

b) die berufsbegleitende Weiterbildung; diese soll
1. dem Vertragsbediensteten vertiefte fachbezogene

und fachübergreifende Kenntnisse vermitteln, um ihn
zur besseren Erfüllung seiner Aufgaben zu befähigen,
und

2. durch die Vermittlung persönlichkeitsbildender
sozialer und methodischer Fähigkeiten die persönlichen
Kompetenzen des Vertragsbediensteten fördern.

(3) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, auf An-
ordnung des Dienstgebers bzw. des Vorgesetzten dienst-
liche Aus- und Weiterbildungen zu absolvieren. Hierzu
hat er insbesondere an Ausbildungsveranstaltungen teil-
zunehmen sowie die erforderlichen Prüfungen abzule-
gen. Die verpflichtende Teilnahme an Veranstaltungen
im Rahmen der dienstlichen Aus- und Weiterbildung ist
Dienst.

§ 36
Grundausbildung

(1) Zur Durchführung der Grundausbildung hat die
Landesregierung durch Verordnung für die Vertragsbe-
diensteten jeder Entlohnungsgruppe einen Ausbil-
dungslehrgang einzurichten. Dabei kann für Entloh-
nungsgruppen, die hinsichtlich der erforderlichen
Grund- und Übersichtskenntnisse mit einer anderen
Entlohnungsgruppe vergleichbar sind, in Teilen oder zur
Gänze ein gemeinsamer Ausbildungslehrgang einge-
richtet werden.

(2) Die Landesregierung hat den Vertragsbedienste-
ten über Antrag der Gemeinde bzw. des Gemeindever-
bandes einem Ausbildungslehrgang zuzuweisen, wenn

a) der Vertragsbedienstete in einem unbefristeten
oder in einem länger als auf drei Jahre befristeten Dienst-
verhältnis steht und

b) die Absolvierung der Grundausbildung für die
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben erforderlich ist.

Unter diesen Voraussetzungen ist der Vertragsbe-
dienstete, der eine Grundausbildung bereits abge-
schlossen hat und infolge einer Versetzung oder Ver-
wendungsänderung mit einer Verwendung betraut wird,
für die nach der Grundausbildungsverordnung ein an-
derer Ausbildungslehrgang samt Dienstprüfung vorge-
sehen ist, erneut einem Ausbildungslehrgang zuzuwei-
sen. Die Zuweisung zum Ausbildungslehrgang ist im
Dienstweg beim Bürgermeister zu beantragen.

(3) Soweit dies zweckdienlich ist, kann die Landes-
regierung den Vertragsbediensteten gleichzeitig mit der
Zuweisung zum Ausbildungslehrgang vorläufig zur
Dienstprüfung zulassen. Die vorläufige Zulassung hat
unter der Bedingung der Absolvierung des Ausbil-
dungslehrganges zu erfolgen und wird mit dem Eintritt
dieser Bedingung endgültig.

(4) Die Grundausbildung wird durch die erfolgreiche
Ablegung der Dienstprüfung abgeschlossen. Diese ist
Bestandteil der Grundausbildung. Ziel der Dienstprü-
fung ist es festzustellen, ob der Vertragsbedienstete über
die für die vorgesehene Art der Verwendung erforder-
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lichen Grund- und Übersichtskenntnisse verfügt und
insbesondere fähig ist, diese bei der Lösung praktischer
Aufgaben anzuwenden. Die Dienstprüfung ist erfolg-
reich abgelegt, wenn sämtliche Prüfungsteile bestanden
wurden; dabei ist eine mehr als zweimalige Wiederho-
lung der Dienstprüfung oder einzelner Prüfungsteile
nicht zulässig.

(5) Für die Durchführung der Dienstprüfung hat die
Landesregierung Prüfungskommissionen zu bilden und
für jede Prüfungskommission einen Vorsitzenden und
einen Stellvertreter zu bestellen. Zum Mitglied einer
Prüfungskommission dürfen nur persönlich und fach-
lich geeignete Personen, die über die erforderlichen
fachlichen und pädagogischen Fähigkeiten und Quali-
fikationen verfügen, bestellt werden. Die näheren Vo-
raussetzungen für die Bestellung zum Mitglied einer
Prüfungskommission hat die Landesregierung unter
Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Prüfung gege-
benenfalls in der Grundausbildungsverordnung festzu-
legen. Für die einzelnen Dienstprüfungen hat der Vor-
sitzende der Prüfungskommission aus dem Kreis der
Mitglieder der Prüfungskommission Einzelprüfer zu
bestimmen oder Prüfungssenate zu bilden.

(6) Die Landesregierung hat die Termine der Dienst-
prüfung mindestens zwei Monate vor dem ersten Prü-
fungstag im Boten für Tirol kundzumachen. In der
Kundmachung ist eine angemessene Zulassungsfrist
festzusetzen. Innerhalb dieser Frist hat der Vertragsbe-
dienstete, der noch nicht nach Abs. 3 zur Dienstprüfung
zugelassen ist, die Zulassung im Dienstweg bei der Lan-
desregierung zu beantragen. Zur Dienstprüfung sind
nur Vertragsbedienstete zuzulassen, die den Ausbil-
dungslehrgang absolviert haben. Dieser gilt auch dann
als absolviert, wenn nicht mehr als ein Viertel des vor-
gesehenen Stundenausmaßes versäumt wurde. Die Zu-
lassung zur Dienstprüfung obliegt der Landesregierung.

(7) Die Dienstprüfung kann als Gesamtprüfung oder
in Teilprüfungen abgehalten werden. Gesamtprüfungen
sind vor einem Prüfungssenat abzulegen. Der Prü-
fungssenat besteht aus dem Vorsitzenden und mindes-
tens zwei weiteren Mitgliedern. Teilprüfungen können
auch vor einem Einzelprüfer abgelegt werden. Die Ter-
mine für die Teilprüfungen sind so festzulegen, dass die
Dienstprüfung innerhalb von längstens sechs Monaten
abgelegt werden kann.

(8) Die Landesregierung hat durch Verordnung nä-
here Bestimmungen über die Grundausbildung zu er-
lassen (Grundausbildungsverordnung), insbesondere
über

a) die Ausbildungslehrgänge und deren Ausbil-
dungsinhalte, die Ausbildungsformen und das Stunden-
ausmaß der Ausbildungslehrgänge, wobei auf die für die
betreffenden Verwendungsarten erforderlichen Grund-
und Übersichtskenntnisse Bedacht zu nehmen ist,

b) die Dienstprüfungen, wobei auf die Inhalte des
Ausbildungslehrganges, die für die betreffenden Ver-
wendungsarten erforderlichen Grund- und Übersichts-
kenntnisse und die Erfordernisse der Prüfung Bedacht
zu nehmen ist, insbesondere

1. die Festlegung der Prüfungsfächer samt deren
Anforderungsniveau,

2. ob die Dienstprüfung als Gesamtprüfung oder in
Teilprüfungen abzulegen ist,

3. ob die Dienstprüfung zur Gänze oder in Teilen vor
einem Prüfungssenat oder vor Einzelprüfern abzulegen
ist,

4. ob die einzelnen Prüfungsteile schriftlich oder
mündlich oder, wenn dies zur Erreichung des Prü-
fungszieles zweckmäßig ist, in Form einer praktischen
Prüfung abzulegen sind,

5. ob als Teil der Dienstprüfung eine Hausarbeit ab-
zufassen ist,

6. das Prüfungsverfahren, die Beurteilung der Prü-
fungsleistung und das Prüfungszeugnis,

7. die Bedingungen für eine Wiederholung bei nicht
bestandener Gesamtprüfung, Teilprüfung oder Haus-
arbeit, wobei eine Gesamtprüfung sowie eine Haus-
arbeit innerhalb von längstens zwölf Monaten und eine
Teilprüfung innerhalb von längstens sechs Monaten
wiederholbar sein müssen.

(9) In der Grundausbildungsverordnung können be-
stimmte Entlohnungsgruppen von der Absolvierung
der Grundausbildung ausgenommen werden, wenn die
Absolvierung der Grundausbildung für die Erfüllung
der dienstlichen Aufgaben nicht erforderlich ist.

(10) Die Landesregierung kann anderweitige Ausbil-
dungen, Qualifikationen und Prüfungen, soweit sie dem
Ausbildungslehrgang oder der Dienstprüfung in Teilen
oder zur Gänze gleichwertig sind und dies im Hinblick
auf die Ziele der Grundausbildung zweckmäßig ist, auf
die Grundausbildung anrechnen. Dasselbe gilt, wenn der
Vertragsbedienstete, der eine Grundausbildung bereits
abgeschlossen hat, infolge einer Versetzung oder Ver-
wendungsänderung mit einer Verwendung betraut wird,
für die nach der Grundausbildungsverordnung ein an-
derer Ausbildungslehrgang samt Dienstprüfung vorge-
sehen ist. Ein Rechtsanspruch auf Anrechnung besteht
nicht.
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3 .  A b s c h n i t t
Entlohnung

§ 37
Monatsentgelt, Zulagen

Dem Vertragsbediensteten gebühren das seinem Ent-
lohnungsschema entsprechende Monatsentgelt und all-
fällige Zulagen (Verwaltungsdienstzulage, Ergänzungs-
zulage, besondere Zulage zum Monatsentgelt, Pflege-
dienstzulage, Funktions-Ausbildungszulage, Kinderzu-
lage, Teuerungszulage, Leistungszulage, Dienstzulage).
Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monats-
entgelt zu bemessen sind, sind die Verwaltungsdienst-
zulage, die Ergänzungszulage, die besondere Zulage
zum Monatsentgelt, die Pflegedienstzulage, die Funk-
tions-Ausbildungszulage, die Leistungszulage und die
Dienstzulage dem Monatsentgelt zuzuzählen.

§ 38
Sonderzahlung

Außer dem Monatsentgelt gebührt dem Vertragsbe-
diensteten für jedes Kalendervierteljahr eine Sonder-
zahlung in der Höhe von 50 v. H. des Monatsentgelts
und der Kinderzulage, die ihm für den Monat der Aus-
zahlung zustehen. Hat der Vertragsbedienstete während
des Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung
gebührt, nicht ununterbrochen Anspruch auf das volle
Monatsentgelt und die volle Kinderzulage, so gebührt
ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Bei
Beendigung des Dienstverhältnisses ist die Sonderzah-
lung im Monat des Ausscheidens fällig.

§ 39
Entlohnungsgruppen 

des Entlohnungsschemas I

Das Entlohnungsschema I umfasst folgende Entloh-
nungsgruppen:
Entlohnungsgruppe a = Höherer Dienst
Entlohnungsgruppe b = Gehobener Dienst
Entlohnungsgruppe c = Fachdienst
Entlohnungsgruppe d = Mittlerer Dienst
Entlohnungsgruppe e = Hilfsdienst

§ 40
Monatsentgelt des Entlohnungsschemas I

(1) Das Entlohnungsschema I mit dem Monatsent-
gelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten je Ent-
lohnungsgruppe und Entlohnungsstufe ist in der An-
lage 1 dargestellt.

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

§ 41
Entlohnungsgruppen 

des Entlohnungsschemas II

(1) Die in der Anlage 1 zum Landesbeamtengesetz
1998 geregelten Ernennungserfordernisse für die Be-
amten in handwerklicher Verwendung gelten als Vo-
raussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungs-
gruppen des Entlohnungsschemas II.

Hierbei entsprechen
der Verwendungsgruppe P1 die Entlohnungsgruppe p1,
der Verwendungsgruppe P2 die Entlohnungsgruppe p2,
der Verwendungsgruppe P3 die Entlohnungsgruppe p3,
der Verwendungsgruppe P4 die Entlohnungsgruppe p4,
der Verwendungsgruppe P5 die Entlohnungsgruppe p5.

(2) Der Gemeinderat, bei einem Gemeindeverband
die Verbandsversammlung oder das nach den gesetz-
lichen Bestimmungen oder der Verbandssatzung zu-
ständige Organ kann Voraussetzungen nach Abs. 1
nachsehen, wenn ein gleich geeigneter Bewerber, der die
Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt, für die betreffende
Verwendung nicht zur Verfügung steht und die Nach-
sicht in der Anlage 1 zum Landesbeamtengesetz 1998
nicht ausgeschlossen ist.

§ 42
Monatsentgelt des Entlohnungsschemas II

(1) Das Entlohnungsschema II mit dem Monatsent-
gelt des vollbeschäftigten Vertragsbediensteten je Ent-
lohnungsgruppe und Entlohnungsstufe ist in der An-
lage 2 dargestellt.

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

(3) Wird ein Vertragsbediensteter des Entlohnungs-
schemas II vorübergehend zu Arbeiten verwendet, die
regelmäßig von Vertragsbediensteten einer höheren
Entlohnungsgruppe des Entlohnungsschemas II verse-
hen werden, so gebührt ihm für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Ergänzungszulage auf das Monatsentgelt,
auf das er in der höheren Entlohnungsgruppe Anspruch
hätte. Dies gilt nur dann, wenn die vorübergehende
Verwendung ununterbrochen länger als einen Monat
dauert.

§ 43
Vorrückung

(1) Für die Vorrückung ist der Vorrückungsstichtag
(§ 44) maßgebend. Soweit im Folgenden nichts anderes
bestimmt ist, beträgt der für die Vorrückung in die
zweite in jeder Entlohnungsgruppe in Betracht kom-
mende Entlohnungsstufe erforderliche Zeitraum fünf
Jahre, ansonsten zwei Jahre.
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(2) Die Vorrückung findet an dem auf die Vollendung
des zwei- oder fünfjährigen Zeitraumes folgenden
1. Jänner oder 1. Juli statt (Vorrückungstermin). Die
zwei- oder fünfjährige Frist gilt auch dann als am Vor-
rückungstermin vollstreckt, wenn sie vor dem Ablauf
des dem Vorrückungstermin folgenden 31. März bzw.
30. September endet.

(3) Ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe b,
der eine Reifeprüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw.
Diplomprüfung nicht abgelegt hat, rückt nach zwei
Jahren in der Entlohnungsstufe 3 in die Entlohnungs-
stufe 3a und nach einem Jahr in dieser Entlohnungs-
stufe in die Entlohnungsstufe 4 vor. Wird ein solcher
Vertragsbediensteter jedoch bei der Überstellung in die
Entlohnungsgruppe b in eine höhere als die Entloh-
nungsstufe 3a eingereiht, so gilt § 127 Abs. 3 sinngemäß.

§ 44
Vorrückungsstichtag

(1) Der Vorrückungsstichtag ist in der Weise zu er-
mitteln, dass Zeiten nach dem 30. Juni des Jahres, in dem
nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun Schul-
jahre absolviert worden sind oder worden wären, unter
Beachtung der einschränkenden Bestimmungen der
Abs. 11 bis 15 dem Tag der Anstellung im folgenden
Ausmaß vorangesetzt werden:

a) die im Abs. 3 angeführten Zeiten zur Gänze,
b) sonstige Zeiten, welche
1. die Erfordernisse des Abs. 10 erfüllen, zur Gänze,
2. die Erfordernisse des Abs. 10 nicht erfüllen,
aa) bis zu drei Jahren zur Gänze und
bb) bis zu weiteren drei Jahren zur Hälfte.
(2) Das Ausmaß der nach Abs. 1 lit. b Z. 2 sublit. aa

und Abs. 3 lit. f voranzusetzenden Zeiten und der nach
Abs. 3 lit. d Z. 4 voranzusetzenden Lehrzeiten darf ins-
gesamt drei Jahre nicht übersteigen. Wurde jedoch

a) eine Ausbildung nach Abs. 3 lit. f abgeschlossen,
die aufgrund der jeweiligen schulrechtlichen Vorschrif-
ten mehr als zwölf Schulstufen erforderte, so verlängert
sich dieser Zeitraum um ein Jahr für jede über die
zwölfte hinausgehende Schulstufe,

b) eine Lehre nach Abs. 3 lit. d Z. 4 abgeschlossen,
die aufgrund der jeweiligen Vorschriften eine Lehrzeit
von mehr als 36 Monaten erforderte, so verlängert sich
dieser Zeitraum um einen Monat für jeden über den
36. Monat hinausgehenden Monat der Lehrzeit.

(3) Nach Abs. 1 lit. a sind voranzusetzen:
a) die Zeit, die
1. in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen

Gebietskörperschaft oder zu einem inländischen Ge-
meindeverband oder

2. im Lehrberuf
aa) an einer inländischen öffentlichen Schule, Uni-

versität oder Hochschule oder
bb) an der Akademie der bildenden Künste oder
cc) an einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten

inländischen Privatschule oder
dd) an einer Pädagogischen Hochschule oder an der

Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik Wien
zurückgelegt worden ist,
b) die Zeit der Leistung des Präsenz- oder Ausbil-

dungsdienstes nach dem Wehrgesetz 1990 bzw. nach
dem Wehrgesetz 2001 und des Zivildienstes nach dem
Zivildienstgesetz 1986 sowie die Zeit der Tätigkeit als
Fachkraft der Entwicklungshilfe im Sinn des Entwick-
lungshelfergesetzes,

c) die Zeit, in der der Vertragsbedienstete aufgrund
des Heeresversorgungsgesetzes Anspruch auf eine Be-
schädigtenrente entsprechend einer Minderung der
Erwerbsfähigkeit von mindestens 90 v. H. gehabt hat,

d) die Zeit
1. des Unterrichtspraktikums im Sinn des Unter-

richtspraktikumsgesetzes oder der Einführung in das
praktische Lehramt,

2. der Gerichtspraxis (Rechtspraktikantenzeit),
3. der nach dem Ärztegesetz 1984 bzw. nach dem

Ärztegesetz 1998 zur ärztlichen Berufsausübung vor-
geschriebenen praktischen Tätigkeit an einer zugelasse-
nen Ausbildungsstätte,

4. der bei einer Gebietskörperschaft zurückgelegten
Eignungs- oder Lehrlingsausbildung,

5. einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer inländi-
schen Gebietskörperschaft, soweit auf sie die arbeits-
marktpolitischen Förderungsmaßnahmen des Arbeits-
marktförderungsgesetzes anzuwenden waren,

6. einer Tätigkeit als wissenschaftlicher (künstleri-
scher) Mitarbeiter (in Ausbildung) nach § 6 des Bundes-
gesetzes über die Abgeltung von wissenschaftlichen und
künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Uni-
versitäten der Künste,

7. eines Dienstverhältnisses, das im Rahmen der
Rechtsfähigkeit einer inländischen öffentlichen Uni-
versität oder inländischen öffentlichen Universität der
Künste, der Akademie der Wissenschaften, der Öster-
reichischen Nationalbibliothek oder einer sonstigen
wissenschaftlichen Einrichtung nach dem Forschungs-
organisationsgesetz oder eines Bundesmuseums oder
des Österreichischen Patentamtes eingegangen worden
ist,
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e) die Zeit einer Verwendung oder Ausbildung, wenn
sie für entsprechend eingestufte Gemeindebeamte 

1. in der Verwendungsgruppe A über das Erfordernis
der abgeschlossenen Hochschulbildung hinaus vorge-
schrieben ist,

2. in der Verwendungsgruppe B über das Erfordernis
der erfolgreichen Ablegung der Reifeprüfung, Reife-
und Diplomprüfung bzw. Diplomprüfung an einer hö-
heren Schule hinaus vorgeschrieben ist,

f) bei Vertragsbediensteten, die in die Entlohnungs-
gruppe a, b oder ki aufgenommen werden, die Zeit des
erfolgreichen Studiums

1. an einer höheren Schule oder
2. – solange der Vertragsbedienstete damals noch

keine Reifeprüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw.
Diplomprüfung erfolgreich abgelegt hat – an einer Aka-
demie für Sozialarbeit bis zu dem Zeitpunkt, an dem der
Vertragsbedienstete den Abschluss dieser Ausbildung
aufgrund der schulrechtlichen Vorschriften frühestens
hätte erreichen können; mögliche schulrechtliche Aus-
nahmegenehmigungen sind nicht zu berücksichtigen;
als Zeitpunkt des möglichen Schulabschlusses ist bei
Studien, die mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und
bei Studien, die mit dem Kalenderjahr enden, der 31. De-
zember anzunehmen,

g) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Akademie oder an einer den Akademien verwandten
Lehranstalt, das für den Vertragsbediensteten Aufnah-
meerfordernis gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von
insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch das Studium lehr-
planmäßig länger dauert, bis zum Höchstausmaß des
lehrplanmäßig vorgeschriebenen Studiums,

h) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Universität (wissenschaftlichen Hochschule), Univer-
sität der Künste, Kunsthochschule oder an einer staat-
lichen Kunstakademie, das für den Vertragsbediensteten
in der Entlohnungsgruppe a Aufnahmeerfordernis ge-
wesen ist,

i) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Pädagogischen Hochschule oder der Hochschule für
Agrar- und Umweltpädagogik Wien, das für den Ver-
tragsbediensteten Aufnahmeerfordernis gewesen ist,
sowie die zurückgelegte Berufspraxis, wenn sie nach den
jeweils geltenden Prüfungsvorschriften für die Erlan-
gung der Lehrbefähigung für eine Verwendung als Ver-
tragslehrer in der Entlohnungsgruppe l 2a 2 des Ent-
lohnungsschemas I L (§ 40 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948) vorgeschrieben war, in beiden Fällen bis
zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren, sofern

jedoch das Studium lehrplanmäßig länger dauert, bis
zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig vorgesehenen
Studiums,

j) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Fachhochschule im Sinn des Fachhochschul-Studien-
gesetzes, das für den Vertragsbediensteten in der Ent-
lohnungsgruppe a Aufnahmeerfordernis gewesen ist,
bis zum Höchstausmaß des lehrplanmäßig vorgesehe-
nen Studiums.

(4) Die Anrechnung eines Studiums nach Abs. 3 lit. h
umfasst:

a) bei Bakkalaureats- und Magisterstudien, auf die
ausschließlich das Universitätsgesetz 2002 anzuwenden
ist, höchstens die Studiendauer, die sich bei Teilung der
in den für die betreffenden Bakkalaureats- und Magis-
terstudien erlassenen Curricula insgesamt vorgesehenen
ECTS-Anrechnungspunkte durch 60 ergibt. Sollten
Curricula einer inländischen Universität für die Bakka-
laureats- und Magisterstudien der entsprechenden Stu-
dienrichtung insgesamt eine geringere Anzahl an ECTS-
Anrechnungspunkten vorsehen, so sind diese durch
60 zu teilen,

b) bei Diplomstudien gemäß § 54 Abs. 2 des Uni-
versitätsgesetzes 2002 die in der Anlage 1 des Univer-
sitäts-Studiengesetzes für die betreffende Studienrich-
tung vorgesehene Studiendauer,

c) bei Studien, auf die ausschließlich das Universitäts-
Studiengesetz und die aufgrund des Universitäts-Stu-
diengesetzes zu beschließenden Studienpläne anzuwen-
den sind, höchstens die in der Anlage 1 des Universitäts-
Studiengesetzes für die betreffende Studienrichtung
vorgesehene Studiendauer,

d) bei Studien, auf die das Allgemeine Hochschul-
Studiengesetz und die nach diesem erlassenen besonde-
ren Studiengesetze anzuwenden sind, und bei Studien,
auf die die nach dem Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetz erlassenen besonderen Studiengesetze aufgrund
des § 77 Abs. 2 des Universitäts-Studiengesetzes anzu-
wenden sind, höchstens die in den besonderen Studien-
gesetzen und Studienordnungen für die betreffende Stu-
dienrichtung oder den betreffenden Studienzweig vor-
gesehene Studiendauer, 

e) bei Studien, auf die keine der lit. a bis d zutrifft,
höchstens das in der Anlage 5 festgesetzte Ausmaß.

(5) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Di-
plomstudium, auf das das Universitätsgesetz 2002 oder
das Universitäts-Studiengesetz oder das Allgemeine
Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das zuge-
hörige Doktoratsstudium erfolgreich abgeschlossen
und
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a) 1. war auf dieses Doktoratsstudium weder das Uni-
versitätsgesetz 2002 oder das Universitäts-Studienge-
setz noch das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz an-
zuwenden oder

2. wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Stu-
dienvorschriften nicht genau festgelegt,

so ist nach Abs. 3 lit. h die tatsächliche Dauer des
Doktoratsstudiums bis zum Höchstausmaß von einem
Jahr,

b) wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Stu-
dienvorschriften genau festgelegt, so ist nach Abs. 3
lit. h die tatsächliche Dauer des Doktoratsstudiums bis
zu der in den Studienvorschriften festgelegten Dauer

für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages zu
berücksichtigen.

(6) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Di-
plomstudium, auf das weder das Universitätsgesetz 2002
oder das Universitäts-Studiengesetz noch das Allge-
meine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden war, das
zugehörige Doktoratsstudium erfolgreich abgeschlos-
sen, so zählen beide Studien gemeinsam auf das in der
Anlage 5 zu Abs. 4 lit. e vorgesehene Höchstausmaß.

(7) Das Doktoratsstudium ist nach Abs. 3 lit. h in der
nach den Abs. 5 oder 6 maßgebenden Dauer auch dann
zu berücksichtigen, wenn die Ernennungserfordernisse
für gleichartig eingestufte Beamte lediglich den Ab-
schluss des entsprechenden Diplom- oder Magisterstu-
diums vorschreiben.

(8) Bei der Berücksichtigung von Studienzeiten nach
Abs. 3 lit. h gilt als Laufzeit des Sommersemesters die
Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als Laufzeit des Win-
tersemesters die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember.
Hat das Studium mit einem Trimester begonnen, so ist
als Beginn des Studiums, wenn das erste Trimester ein
Sommer- oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, wenn das
erste Trimester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner
des betreffenden Jahres anzusehen.

(9) Soweit Abs. 3 die Berücksichtigung von Dienst-
zeiten oder Zeiten im Lehrberuf von der Zurücklegung
bei einer inländischen Gebietskörperschaft, einer inlän-
dischen Schule oder sonst genannten inländischen Ein-
richtung abhängig macht, sind diese Zeiten auch dann
zur Gänze für den Vorrückungsstichtag zu berücksich-
tigen, wenn sie

a) bei einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates,
der oder dessen Rechtsnachfolger nunmehr Mitglied-
staat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
ist, oder

b) bei einer vergleichbaren Einrichtung des Staates,
mit dem das Assoziierungsabkommen, ABl. Nr. 217
vom 29. Dezember 1964, S. 3687 ff., geschlossen wor-
den ist, oder

c) bei einer vergleichbaren Einrichtung der Schweiz
(Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft andererseits über die Frei-
zügigkeit, BGBl. III Nr. 133/2002) oder

d) bei einer vergleichbaren Einrichtung eines Staates,
dessen Staatsangehörige aufgrund von anderen Verträ-
gen im Rahmen der europäischen Integration Unions-
bürgern hinsichtlich der Arbeitsbedingungen gleichge-
stellt sind, oder

e) bei einer Einrichtung der Europäischen Union
oder

f) bei einer Einrichtung einer sonstigen zwischen-
staatlichen Einrichtung, der Österreich angehört,

zurückgelegt worden sind.
(10) Zeiten nach Abs. 1 lit. b, in denen der Vertrags-

bedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium
betrieben hat, können im öffentlichen Interesse so weit
zur Gänze vorangesetzt werden, als die Tätigkeit oder
das Studium für die erfolgreiche Verwendung des Ver-
tragsbediensteten von besonderer Bedeutung ist. Solche
Zeiten sind zur Gänze voranzusetzen,

a) soweit sie bereits im unmittelbar vorangegangenen
Dienstverhältnis zu einer Gemeinde bzw. zu einem
Gemeindeverband nach dem ersten Satz oder nach einer
gleichartigen Bestimmung einer anderen Rechtsvor-
schrift zur Gänze berücksichtigt worden sind und

b) der Vertragsbedienstete bei Beginn des nunmehri-
gen Dienstverhältnisses nach wie vor die hierfür maß-
gebende Verwendung ausübt.

(11) Folgende Zeiten sind von einer Voransetzung
nach Abs. 1 ausgeschlossen:

a) Zeiten nach Abs. 3 lit. a oder d Z. 5, 6 oder 7 oder
Abs. 9, wenn der Vertragsbedienstete aufgrund einer
solchen Beschäftigung einen Ruhegenuss bezieht; dies
gilt nicht, wenn der Ruhegenuss nach den hierfür gel-
tenden Vorschriften wegen des bestehenden vertrag-
lichen Dienstverhältnisses zu einer Gemeinde bzw. zu
einem Gemeindeverband zur Gänze ruht oder aufgrund
der Berücksichtigung der Dienstzeit für die Ermittlung
des Vorrückungsstichtages ruhen würde,

b) Zeiten in einem öffentlichen Dienstverhältnis, so-
weit sie nach den Vorschriften, die für dieses Dienst-
verhältnis gegolten haben, für die Vorrückung in höhere
Bezüge nicht wirksam gewesen sind,
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c) Zeiten, die im Zustand der Ämterunfähigkeit zu-
rückgelegt worden sind.

Die Einschränkung nach lit. b gilt nicht für Zeiten,
die nur deshalb nicht voll für die Vorrückung in höhere
Bezüge wirksam waren, weil sie in einem Beschäfti-
gungsausmaß zurückgelegt wurden, das unter der Hälfte
des für die Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Be-
schäftigungsausmaßes lag. Waren solche Zeiten aus an-
deren Gründen für die Vorrückung nicht oder nicht voll
wirksam (z. B. wegen eines Karenzurlaubes), so ist lit. b
jedoch anzuwenden.

(12) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann
der Gemeinderat bzw. bei einem Gemeindeverband die
Verbandsversammlung oder das nach den gesetzlichen
Bestimmungen oder der Verbandssatzung zuständige
Organ vom Ausschluss der Voransetzung von Zeiten
nach Abs. 11 lit. b absehen.

(13) Bei Vertragsbediensteten, die in die Entloh-
nungsgruppe a aufgenommen werden, sind die im
Abs. 3 lit. a und d Z. 4 bis 7 angeführten Zeiten, soweit
sie vor der Erfüllung des Anstellungserfordernisses der
abgeschlossenen Hochschulbildung liegen, in dem Aus-
maß voranzusetzen, in dem sie im Fall einer Überstel-
lung aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungs-
gruppe in die Entlohnungsgruppe a nach § 45 anre-
chenbar wären. Dies gilt auch dann, wenn die genann-
ten Zeiten zwar nach der Erfüllung des Anstellungser-
fordernisses der abgeschlossenen Hochschulbildung
liegen, aber in einer Einstufung zurückgelegt worden
sind, die der Entlohnungsgruppe a nicht gleichwertig ist.

(14) Die nach Abs. 1 lit. b Z. 2, Abs. 3 lit. g und h und
Abs. 10 berücksichtigten Zeiträume sind in dem Aus-
maß voranzusetzen, in dem sie im Fall einer Überstel-
lung aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungs-
gruppe in die höhere Entlohnungsgruppe für die Vor-
rückung anrechenbar wären, wenn auf sie die Voraus-
setzungen des Abs. 13 zutreffen.

(15) Die mehrfache Berücksichtigung ein und des-
selben Zeitraumes ist – abgesehen von den Fällen des
§ 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes – nicht zulässig.
Nicht voranzusetzen sind ferner die im Abs. 3 lit. b
und c angeführten Zeiten, soweit sie in einen nach
Abs. 3 lit. g oder h zu berücksichtigenden Zeitraum
fallen.

(16) Der Vorrückungsstichtag ist im Dienstvertrag
oder in einem Nachtrag zum Dienstvertrag anzuführen
und möglichst gleichzeitig mit der Aufnahme des Ver-
tragsbediensteten festzulegen.

(17) Wird ein Vertragsbediensteter in die Entloh-
nungsgruppe a oder b überstellt, so ist sein Vorrückungs-

stichtag mit Wirkung vom Tag der Überstellung inso-
weit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des
Abs. 3 lit. f bis j eine Verbesserung für seine neue Ent-
lohnungsgruppe ergibt. Hierbei sind die Abs. 11, 12, 14
und 15, soweit sie in Betracht kommen, anzuwenden.

(18) Vollendet ein Vertragsbediensteter der Entloh-
nungsgruppe a

a) das Studium, das für eine entsprechende Einstu-
fung als Gemeindebeamter als Ernennungserfordernis
vorgeschrieben ist, oder

b) das Doktoratsstudium zu einem solchen Studium
erst nach seiner Einstufung in diese Entlohnungs-

gruppe, so ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung
vom Tag des Abschlusses des betreffenden Studiums in-
soweit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des
Abs. 3 lit. h oder j oder der Abs. 4 bis 8, 13 oder 14 ein
günstigerer Vorrückungsstichtag ergeben hätte, wenn
dieses Studium bereits am Beginn des Dienstverhältnis-
ses abgeschlossen gewesen wäre.

(19) Weist ein Vertragsbediensteter Vordienstzeiten
nach Abs. 9 auf, die noch nicht nach einer anderen
Bestimmung zur Gänze für die Ermittlung des Vor-
rückungsstichtages berücksichtigt worden sind, so ist
der Vorrückungsstichtag auf Ansuchen des Vertrags-
bediensteten entsprechend zu verbessern. Dies gilt bei
Zutreffen der Voraussetzungen auch für ehemalige Ver-
tragsbedienstete sinngemäß. Ist der Vertragsbediens-
tete, auf den die Voraussetzungen des ersten und zwei-
ten Satzes zutreffen, verstorben, so kann das Ansuchen
auch von einer Person, der als Hinterbliebener nach die-
sem Vertragsbediensteten ein Pensionsanspruch aus der
allgemeinen Sozialversicherung zusteht, eingebracht
werden.

(20) Eine Verbesserung des Vorrückungsstichtages
nach Abs. 19 wird rückwirkend mit dem Beginn des
Dienstverhältnisses, frühestens jedoch zum folgenden
Zeitpunkt wirksam:

a) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. a beruht, mit dem Beginn der Wirksamkeit des Bei-
trittes des betreffenden Staates zur Europäischen Union
bzw. zum Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, frühestens jedoch mit 1. Jänner 1994,

b) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. b beruht, mit 1. Jänner 1994,

c) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. c beruht, mit 1. Juni 2002,
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d) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. d beruht, mit dem Beginn der Wirksamkeit der erst-
maligen Gleichstellung hinsichtlich der Arbeitsbedin-
gungen aufgrund eines entsprechenden Vertrages im
Rahmen der europäischen Integration, frühestens je-
doch mit 1. Jänner 1995,

e) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. e beruht, mit 1. Jänner 1995,

f) soweit die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages auf einer Anrechnung von Zeiten nach Abs. 9
lit. f beruht, mit dem Beginn der Wirksamkeit des Bei-
trittes Österreichs zur betreffenden zwischenstaat-
lichen Einrichtung.

§ 45
Überstellung

(1) Überstellung ist die Einreihung eines Vertragsbe-
diensteten in ein anderes Entlohnungsschema oder in
eine andere Entlohnungsgruppe.

(2) Wird ein Vertragsbediensteter überstellt, so sind
für ihn, sofern im Abs. 3 nichts anderes bestimmt ist,
jene Entlohnungsstufe und jener Vorrückungstermin
maßgebend, die sich ergeben würden, wenn er die Zeit,
die für die Vorrückung in seiner bisherigen Entloh-
nungsgruppe bestimmend war, in der neuen Entloh-
nungsgruppe zurückgelegt hätte.

(3) Wird ein Vertragsbediensteter in die Entloh-
nungsgruppe a überstellt, so sind für ihn jene Entloh-
nungsstufe und jener Vorrückungstermin maßgebend,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für die
Vorrückung in seiner bisherigen Entlohnungsgruppe
bestimmend war, in dem

a) vier Jahre übersteigenden Ausmaß bei abgeschlos-
sener Hochschulbildung (§ 44 Abs. 3 lit. h oder j) und

b) sechs Jahre übersteigenden Ausmaß in den übri-
gen Fällen in der neuen Entlohnungsgruppe zurückge-
legt hätte.

(4) Ist das Monatsentgelt, das der Vertragsbediens-
tete nach seiner Überstellung in ein anderes Entloh-
nungsschema oder in eine niedrigere Entlohnungs-
gruppe erhält, niedriger als sein bisheriges Monatsent-
gelt, so gebührt ihm eine nach Maßgabe des Erreichens
eines höheren Monatsentgelts einzuziehende Ergän-
zungszulage auf das aufgrund der bisherigen Einreihung
sich ergebende Monatsentgelt. Dienstzulagen sind, so-
weit sie nur für die Dauer einer bestimmten Verwendung
gebühren, bei der Ermittlung der Ergänzungszulage
dem Monatsentgelt nicht zuzurechnen.

§ 46
Verwaltungsdienstzulage, Pflegedienstzulage, 

Funktions-Ausbildungszulage

(1) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungssche-
mas I und des Entlohnungsschemas II gebührt eine Ver-
waltungsdienstzulage. Sie beträgt:

in der Entlohnungs- Entlohnungs- Euro
gruppe stufe

p1 bis p5, e, d, c, b 150,4
a 1 bis 7 150,4
a ab 8 191,0

(2) Vertragsbediensteten, die in einer Krankenanstalt
Tätigkeiten im Sinn des Gesundheits- und Kranken-
pflegegesetzes, des MTD-Gesetzes, des MTF-SHD-G
oder des Hebammengesetzes ausüben, (Vertragsbe-
dienstete des Krankenpflegedienstes) gebührt für die
Dauer dieser Verwendung eine Pflegedienstzulage. Sie
beträgt monatlich

a) für Vertragsbedienstete des gehobenen medizi-
nisch-technischen Dienstes und des medizinisch-tech-
nischen Fachdienstes 136,0 Euro,

b) für Vertragsbedienstete des gehobenen Kranken-
pflegedienstes, des Krankenpflegefachdienstes und für
Hebammen

1. bis zur Entlohnungsstufe 9 der Entlohnungs-
gruppe b bzw. bis zur Entlohnungsstufe 8 der Entloh-
nungsgruppe c 136,0 Euro,

2. in einer höheren als der in der Z. 1 genannten Ent-
lohnungsstufe 163,2 Euro,

c) für Vertragsbedienstete der Sanitätshilfsdienste
51,8 Euro.

(3) Vertragsbediensteten des Krankenpflegedienstes
im Sinn des Abs. 2, die dem gehobenen Dienst oder dem
Fachdienst angehören, gebührt zusätzlich zur Pflege-
dienstzulage nach Abs. 2 eine Funktions-Ausbildungs-
zulage, wenn sie im Rahmen ihrer Verwendung dauernd
ein besonderes Maß an Verantwortung zu tragen haben.
Der Gemeinderat bzw. bei einem Gemeindeverband die
Verbandsversammlung oder das nach den gesetzlichen
Bestimmungen oder der Verbandssatzung zuständige
Organ hat die Funktions-Ausbildungszulage abgestuft
für bestimmte Verwendungen nach dem Grad der in der
jeweiligen Verwendung zu tragenden besonderen Ver-
antwortung in Hundertsätzen des Gehaltes eines Be-
amten der Allgemeinen Verwaltung der Dienstklasse V,
Gehaltsstufe 2, festzusetzen.

(4) Vertragsbediensteten des Krankenpflegedienstes
im Sinn des Abs. 2 gebührt für die mit ihrem Dienst ver-
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bundenen besonderen körperlichen Anstrengungen
und sonstigen erschwerten Umstände eine allgemeine
Gefahren- und Erschwerniszulage. Die allgemeine Ge-
fahren- und Erschwerniszulage ist eine Nebengebühr.
Sie ist zwölfmal jährlich in der Höhe von 6,5 v. H. des
Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung
der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, zu gewähren.

(5) Die Zulagen nach Abs. 2, 3 und 4 gebühren auch
den Bediensteten in Alten- und Pflegeheimen, die
Tätigkeiten im Sinn des Abs. 2 ausüben. 

§ 47
Besondere Zulage zum Monatsentgelt

(1) Soweit es zur Gewinnung oder Erhaltung des für
die Bewältigung der Aufgaben der Gemeinde bzw. des
Gemeindeverbandes erforderlichen Personals oder zum
Ausgleich erhöhter Lebenshaltungskosten notwendig
ist, kann die Landesregierung durch Verordnung die
Gewährung einer besonderen Zulage zum Monatsent-
gelt vorsehen.

(2) Die besondere Zulage zum Monatsentgelt ist in
einem Eurobetrag, in einem Hundertsatz des Monats-
entgelts oder in einem Hundertsatz eines nach Dienst-
klasse und Gehaltsstufe bestimmten Gehaltes eines Be-
amten der Allgemeinen Verwaltung festzusetzen.

(3) Die besondere Zulage zum Monatsentgelt ist 
14-mal jährlich zu gewähren. Sie kann abgestuft nach der
Höhe des Monatsentgelts verschieden hoch festgesetzt
werden.

§ 48
Kinderzulage

(1) Die Kinderzulage beträgt monatlich 23,3 Euro.
Sie gebührt, soweit im Abs. 3 nichts anderes bestimmt
ist, für jedes der folgenden Kinder, für das Familienbei-
hilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz bezogen
wird, oder für das nur deshalb keine Familienbeihilfe be-
zogen wird, weil für dieses Kind eine gleichartige aus-
ländische Beihilfe bezogen wird:

a) eheliche Kinder,
b) legitimierte Kinder,
c) Wahlkinder,
d) uneheliche Kinder,
e) sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt des Ver-

tragsbediensteten angehören und der Vertragsbediens-
tete überwiegend für die Kosten des Unterhaltes auf-
kommt.

(2) Ist ein Kind seit dem Zeitpunkt, in dem ein An-
spruch auf die Kinderzulage nach Abs. 1 nicht mehr be-
steht, infolge einer Krankheit oder eines Gebrechens

erwerbsunfähig, so gebührt dennoch die Kinderzulage,
wenn weder das Kind noch dessen Ehegatte oder einge-
tragener Partner über eigene Einkünfte nach § 2 Abs. 3
des Einkommensteuergesetzes 1988 verfügen, die den
Betrag nach § 5 Abs. 2 erster Satz des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes monatlich übersteigen.

(3) Für ein und dasselbe Kind gebührt die Kinderzu-
lage nur einmal. Hätten mehrere Personen für ein und
dasselbe Kind Anspruch auf die Kinderzulage oder eine
ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis zu einer
inländischen Gebietskörperschaft, so gebührt die Kin-
derzulage nur jener Person, deren Haushalt das Kind
angehört. Hierbei geht der früher entstandene An-
spruch dem später entstandenen vor. Bei gleichzeitigem
Entstehen der Ansprüche geht der Anspruch der älte-
ren Person vor.

(4) Dem Haushalt des Vertragsbediensteten gehört
ein Kind an, wenn es bei einheitlicher Wirtschaftsfüh-
rung unter der Leitung des Vertragsbediensteten dessen
Wohnung teilt oder aus Gründen der Erziehung, Aus-
bildung, Krankheit oder eines Gebrechens woanders
untergebracht ist. Durch die Leistung des Präsenz-,
Ausbildungs- oder Zivildienstes wird die Haushalts-
zugehörigkeit nicht berührt.

(5) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, alle Tat-
sachen, die für den Anfall, die Änderung oder die Ein-
stellung der Kinderzulage von Bedeutung sind, binnen
einem Monat nach dem Eintritt der Tatsache, wenn er
aber nachweist, dass er von dieser Tatsache erst später
Kenntnis erlangt hat, binnen einem Monat nach Kennt-
nis, dem Dienstgeber zu melden.

(6) Hat der Vertragsbedienstete die Meldung nach
Abs. 5 rechtzeitig erstattet, so gebührt die Kinderzulage
schon ab dem Monat, in dem die Voraussetzungen für
den Anspruch eintreten.

(7) Hat der Vertragsbedienstete die Meldung nach
Abs. 5 nicht rechtzeitig erstattet, so gebührt die Kin-
derzulage erst von dem der Meldung nächstfolgenden
Monatsersten oder, wenn die Meldung an einem Mo-
natsersten erstattet wurde, von diesem Tag an.

§ 49
Nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete

Nicht vollbeschäftigten Vertragsbediensteten ge-
bührt der ihrer Wochendienstzeit entsprechende Teil des
Monatsentgeltes, der Kinderzulage und der einmaligen
jährlichen Sonderzahlung nach § 66. Das Gleiche gilt für
das Ausmaß des Erholungsurlaubes (§ 74), die Erhö-
hung des Urlaubsausmaßes (§ 75) und die Pflegefrei-
stellung (§ 89).
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§ 50
Anfall und Einstellung 

des Monatsentgeltes

(1) Der Anspruch auf das Monatsentgelt beginnt mit
dem Tag des Dienstantrittes.

(2) Für Änderungen des Monatsentgeltes ist, sofern
nichts anderes bestimmt ist, der Tag des Wirksamwer-
dens der bezüglichen Maßnahme bestimmend.

(3) Der Anspruch auf das Monatsentgelt endet mit
dem Ende des Dienstverhältnisses. Trifft den Dienst-
geber am Austritt (§ 96 Abs. 5) des Vertragsbedienste-
ten ein Verschulden, so behält der Vertragsbedienstete
seinen Anspruch auf das Monatsentgelt für den Zeit-
raum, der bis zum Ende des Dienstverhältnisses durch
Ablauf der vertraglich bestimmten Zeit oder durch
Kündigung durch den Dienstgeber hätte verstreichen
müssen. Dabei ist dem Vertragsbediensteten das, was er
durch anderweitige Beschäftigung erworben hat, einzu-
rechnen. Für die ersten drei Monate dieses Zeitraumes
hat die Einrechnung zu unterbleiben.

(4) Gebührt das Monatsentgelt nur für einen Teil des
Monats oder ändert sich im Laufe des Monats die Höhe
des Monatsentgeltes, so entfällt auf jeden Kalendertag
der verhältnismäßige Teil des entsprechenden Monats-
entgeltes.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten für die Kinderzulage sinn-
gemäß.

§ 51
Auszahlung

(1) Das Monatsentgelt und die Kinderzulage sind für
den Kalendermonat zu berechnen und am 15. eines je-
den Monats oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist,
am vorhergehenden Arbeitstag für den laufenden Ka-
lendermonat, spätestens aber am Ende des Dienstver-
hältnisses, auszuzahlen. Die vorzeitige Auszahlung ist
zulässig, wenn sie aus organisatorischen Gründen im
Zusammenhang mit der Durchführung der Auszahlung
notwendig ist.

(2) Die für das erste Kalendervierteljahr gebührende
Sonderzahlung ist am 15. März, die für das zweite
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am
15. Juni, die für das dritte Kalendervierteljahr gebüh-
rende Sonderzahlung am 15. September und die für das
vierte Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung
am 15. November auszuzahlen. Sind diese Tage keine
Arbeitstage, so ist die Sonderzahlung am vorhergehen-
den Arbeitstag auszuzahlen. Endet das Dienstverhältnis
des Vertragsbediensteten vor dem Ablauf eines Kalen-
dervierteljahres, so ist die Sonderzahlung binnen einem

Monat nach der Beendigung des Dienstverhältnisses
auszuzahlen.

(3) Der Vertragsbedienstete hat dafür zu sorgen, dass
die ihm gebührenden Geldleistungen bargeldlos auf ein
Konto überwiesen werden können. Die Überweisung
hat so zu erfolgen, dass das Monatsentgelt, die Kinder-
zulage und die Sonderzahlungen spätestens an den in
den Abs. 1 und 2 genannten Auszahlungstagen dem Ver-
tragsbediensteten zur Verfügung stehen.

(4) Auszahlungsbeträge oder einzelne Bestandteile
der Bezüge sind nötigenfalls auf ganze Cent kaufmän-
nisch zu runden.

§ 52
Nebengebühren

(1) Nebengebühren sind:
a) die Überstundenvergütung (§ 53),
b) die Pauschalvergütung für verlängerten Dienstplan

(§ 54),
c) die Sonn- und Feiertagsvergütung (Sonn- und

Feiertagszulage) (§ 55),
d) die Journaldienstzulage (§ 56),
e) die Bereitschaftsentschädigung (§ 57),
f) die Mehrleistungszulage (§ 58),
g) die Belohnung (§ 59),
h) die Erschwerniszulage (§ 60),
i) die Gefahrenzulage (§ 61),
j) die Aufwandsentschädigung (§ 62),
k) die Fehlgeldentschädigung (§ 63),
l) der Fahrtkostenzuschuss (§ 64),
m) die Jubiläumszuwendung (§ 65).
Anspruch auf eine Nebengebühr kann immer nur für

Zeiträume bestehen, für die auch ein Anspruch auf
Monatsentgelt besteht.

(2) Die Nebengebühren nach Abs. 1 lit. a, d, e, f, h, i,
j und k sowie die Sonn- und Feiertagsvergütung nach
Abs. 1 lit. c können pauschaliert werden, wenn die
Dienstleistungen, die einen Anspruch auf eine solche
Nebengebühr begründen, dauernd oder so regelmäßig
erbracht werden, dass die Ermittlung monatlicher
Durchschnittswerte möglich ist (Einzelpauschale). Die
Festsetzung einheitlicher Pauschale für im Wesentlichen
gleichartige Dienste ist zulässig (Gruppenpauschale).
Bei pauschalierten Nebengebühren für zeitliche Mehr-
leistungen ist zu bestimmen, welcher Teil der Vergütung
den Überstundenzuschlag darstellt.

(3) Das Pauschale hat den ermittelten Durch-
schnittswerten unter Bedachtnahme auf Abs. 5 ange-
messen zu sein und ist

a) bei Einzelpauschalierung der Überstundenvergü-
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tung und der Sonn- und Feiertagsvergütung in einem
Hundertsatz des Monatsentgeltes,

b) bei Gruppenpauschalierung der Überstundenver-
gütung und der Sonn- und Feiertagsvergütung in einem
Hundertsatz des Gehaltes eines Beamten der Allgemei-
nen Verwaltung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2,

c) bei Pauschalierung von Nebengebühren nach
Abs. 1 lit. b, d, e, f, h und i in einem Hundertsatz des
Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung
der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, und

d) bei den übrigen Nebengebühren in einem Euro-
betrag festzusetzen.

(4) Pauschalierte Nebengebühren sind mit dem je-
weiligen Monatsentgelt auszuzahlen.

(5) Der Anspruch auf pauschalierte Nebengebühren
wird durch einen Urlaub, während dessen der Vertrags-
bedienstete den Anspruch auf Monatsentgelt behält,
oder eine Dienstverhinderung aufgrund eines Dienst-
unfalles nicht berührt. Ist der Vertragsbedienstete aus
einem anderen Grund länger als einen Monat vom
Dienst abwesend, so ruht die pauschalierte Nebenge-
bühr vom Beginn des letzten Tages dieser Frist an bis
zum Ablauf des letzten Tages der Abwesenheit vom
Dienst.

(6) Die pauschalierte Nebengebühr ist im Fall der
wesentlichen Änderung des der Bemessung zugrunde
liegenden Sachverhaltes neu zu bemessen. Die Neube-
messung wird im Fall der Erhöhung der pauschalierten
Nebengebühr mit dem auf die Änderung folgenden
Monatsersten, in allen anderen Fällen mit dem auf die
Beschlussfassung folgenden Monatsersten wirksam.

(7) Für Zeiträume, in denen
a) die regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 31

und 32 herabgesetzt ist oder
b) der Vertragsbedienstete eine Teilzeitbeschäftigung

in Anspruch nimmt,
gebühren dem Vertragsbediensteten abweichend von

den Abs. 2 bis 5 keine pauschalierten Nebengebühren
nach Abs. 1 lit. a, c, d und e.

Laufende pauschalierte Nebengebühren dieser Art
erlöschen abweichend vom Abs. 6 mit dem Wirksam-
werden einer Maßnahme nach lit. a oder b.

(8) Tritt ein Vertragsbediensteter mit Anspruch auf
eine pauschalierte Nebengebühr unmittelbar

a) nach dem Ablauf eines Karenzurlaubes oder
b) im Anschluss an einen Präsenz-, Ausbildungs-

oder Zivildienst
erst nach dem ersten Arbeitstag eines Kalendermo-

nats den Dienst wieder an, so gebührt ihm diese Neben-

gebühr für den betreffenden Kalendermonat in dem
Ausmaß, das sich aus § 50 ergibt.

(9) Sonstige pauschalierte Nebengebühren gebühren
in dem Ausmaß, das sich bei Anwendung der Abs. 2 bis 5
durch die aufgrund der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit oder der Teilzeitbeschäftigung geänderten
Verhältnisse ergibt. Die sich daraus ergebende Verrin-
gerung solcher pauschalierter Nebengebühren wird ab-
weichend vom Abs. 6 für den Zeitraum wirksam, für den
die Maßnahme nach Abs. 7 lit. a oder b gilt.

§ 53
Überstundenvergütung

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt für Über-
stunden, die

a) nicht in Freizeit oder
b) nach § 29 Abs. 2 lit. c im Verhältnis 1:1 in Freizeit

ausgeglichen werden,
eine Überstundenvergütung.
(2) Die Überstundenvergütung umfasst
a) im Fall des § 29 Abs. 2 lit. b die Grundvergütung

und den Überstundenzuschlag,
b) im Fall des § 29 Abs. 2 lit. c den Überstundenzu-

schlag.
(3) Die Grundvergütung für die Überstunden ist

durch die Teilung des Monatsentgeltes durch die
4,33fache Anzahl der für den Vertragsbediensteten nach
§ 22 Abs. 2 geltenden Wochenstundenzahl zu ermitteln.

(4) Der Überstundenzuschlag beträgt
a) für Überstunden außerhalb der Nachtzeit 50 v. H.

und
b) für Überstunden während der Nachtzeit (22.00 Uhr

bis 6.00 Uhr) 100 v. H.
der Grundvergütung.
(5) Die Überstundenvergütung gebührt bereits vor

dem Ablauf der im § 29 Abs. 3 angeführten Frist, wenn
feststeht, dass ein Freizeitausgleich bis zum Ablauf
dieser Frist nicht möglich sein wird und eine Frist-
erstreckung mangels Zustimmung des Vertragsbediens-
teten nicht in Betracht kommt.

(6) Abrechnungszeitraum für die Überstundenver-
gütung ist der Kalendermonat. Die im Kalendermonat
geleisteten Überstunden sind zusammenzuzählen. Für
Bruchteile von Überstunden, die sich dabei ergeben,
gebührt dem Vertragsbediensteten der verhältnismäßige
Teil der Überstundenvergütung.

(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auf zusätzliche Dienst-
leistungen von nicht vollbeschäftigten Vertragsbediens-
teten mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Über-
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stundenzuschlag nur für Zeiten gebührt, mit denen der
Vertragsbedienstete die für eine Vollbeschäftigung er-
forderliche regelmäßige Wochendienstzeit überschrei-
tet. Werden in einem solchen Fall Dienstleistungen er-
bracht, die mit verschieden hohen Überstundenzu-
schlägen abzugelten wären, so sind zuerst jene als Über-
stunden im Sinn des ersten Satzes abzugelten, für die die
höheren Überstundenzuschläge gebühren.

§ 54
Pauschalvergütung 

für verlängerten Dienstplan

(1) Vertragsbediensteten, für die ein Dienstplan nach
§ 22 Abs. 6 gilt, gebührt für die über die im § 22 Abs. 2
angeführte Wochendienstzeit hinausgehende, in den
Dienstplan fallende Zeit eine monatliche Pauschalver-
gütung.

(2) Bei der Festsetzung der Pauschalvergütung ist auf
das Ausmaß und die Intensität der Inanspruchnahme
Bedacht zu nehmen. Eine einheitliche Festsetzung der
Höhe der Pauschalvergütung für Vertragsbedienstete
gleicher Entlohnungsgruppen ist zulässig.

(3) Auf die Pauschalvergütung ist § 52 Abs. 2 dritter
Satz und Abs. 3 bis 6 anzuwenden.

§ 55
Sonn- und Feiertagsvergütung 

(Sonn- und Feiertagszulage)

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt für jede
Stunde der Dienstleistung an einem Sonntag oder ge-
setzlichen Feiertag anstelle der Überstundenvergütung
nach § 53 eine Sonn- und Feiertagsvergütung, soweit im
Abs. 4 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Sonn- und Feiertagsvergütung besteht aus der
Grundvergütung nach § 53 Abs. 3 und einem Zuschlag.
Der Zuschlag beträgt für Dienstleistungen bis ein-
schließlich der achten Stunde 100 v. H. und ab der neun-
ten Stunde 200 v. H. der Grundvergütung.

(3) Ist bei Schicht- oder Wechseldienst regelmäßig
an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der
Vertragsbedienstete turnusweise zu solchen Sonn- und
Feiertagsdiensten unter Gewährung einer entsprechen-
den Ersatzruhezeit eingeteilt, so gilt der Dienst an
dem Sonn- und Feiertag als Werktagsdienst. Wird der
Vertragsbedienstete während der Ersatzruhezeit zur
Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser Dienst als
Sonntagsdienst.

(4) Dem Vertragsbediensteten, der nach Abs. 3 an
einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag Dienst leistet,
gebührt für jede Stunde einer solchen Dienstleistung

eine Sonn- und Feiertagszulage im Ausmaß von 1,5 v. T.
des Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen Verwal-
tung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2.

(5) § 53 Abs. 6 und 7 ist anzuwenden.

§ 56
Journaldienstzulage

Dem Vertragsbediensteten, der außerhalb der im
Dienst vorgeschriebenen Dienststunden zu einem
Journaldienst herangezogen wird, gebührt für die im
Journaldienst enthaltene Bereitschaftszeit und Dienst-
leistung anstelle der Vergütungen nach den §§ 53 und 55
eine Journaldienstzulage. Die Höhe der Journaldienst-
zulage ist unter Bedachtnahme auf die Dauer des Diens-
tes und die durchschnittliche Inanspruchnahme wäh-
rend dieses Dienstes festzusetzen.

§ 57
Bereitschaftsentschädigung

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt für die
Dienststellenbereitschaft anstelle der in den §§ 53 bis 56
bestimmten Nebengebühren eine Bereitschaftsentschä-
digung, bei deren Bemessung auf die Dauer der Dienst-
stellenbereitschaft Bedacht zu nehmen ist.

(2) Dem Vertragsbediensteten gebührt für die Woh-
nungsbereitschaft anstelle der in den §§ 53 bis 56 be-
stimmten Nebengebühren eine Bereitschaftsentschädi-
gung, bei deren Bemessung auf die Dauer der Woh-
nungsbereitschaft und Häufigkeit allenfalls vorge-
schriebener Beobachtungen Bedacht zu nehmen ist.

(3) Dem Vertragsbediensteten gebührt für die Ruf-
bereitschaft anstelle der in den §§ 53 bis 56 bestimmten
Nebengebühren eine Bereitschaftsentschädigung, de-
ren Höhe nach der Dauer der Rufbereitschaft zu be-
messen ist.

§ 58
Mehrleistungszulage

Dem Vertragsbediensteten, der eine in fachlicher
Hinsicht zumindest gute Leistung erbringt, die, bezo-
gen auf eine Zeiteinheit, in mengenmäßiger Hinsicht
erheblich über der Normalleistung liegt, gebührt eine
Mehrleistungszulage. Bei der Bemessung der Mehrleis-
tungszulage ist auf das Verhältnis der Mehrleistung zur
Normalleistung Bedacht zu nehmen.

§ 59
Belohnung

Nach Maßgabe der vorhandenen Mittel können dem
Vertragsbediensteten für besondere Leistungen, die
nicht nach anderen Vorschriften abzugelten sind, oder
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aus sonstigen besonderen Anlässen Belohnungen ge-
zahlt werden.

§ 60
Erschwerniszulage

Dem Vertragsbediensteten, der seinen Dienst unter
besonderen körperlichen Anstrengungen oder sonsti-
gen besonders erschwerten Umständen verrichten
muss, gebührt eine Erschwerniszulage. Bei der Bemes-
sung der Erschwerniszulage sind die Art und das Aus-
maß der Erschwernis angemessen zu berücksichtigen.

§ 61
Gefahrenzulage

Dem Vertragsbediensteten, der Dienste verrichtet,
die mit besonderen Gefahren für die Gesundheit und
das Leben verbunden sind, gebührt eine Gefahrenzu-
lage. Bei der Bemessung der Gefahrenzulage sind die
Art und das Ausmaß der Gefahr angemessen zu berück-
sichtigen.

§ 62
Aufwandsentschädigung

Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf Ersatz des
Mehraufwandes, der ihm in Ausübung des Dienstes oder
aus Anlass der Ausübung des Dienstes notwendiger-
weise entstanden ist. Auf den Ersatz des Mehraufwan-
des, der einem Vertragsbediensteten durch eine auswär-
tige Dienstverrichtung entsteht, sind die geltenden
reisegebührenrechtlichen Vorschriften anzuwenden.

§ 63
Fehlgeldentschädigung

Dem Vertragsbediensteten, der im erheblichen Aus-
maß mit der Annahme oder Auszahlung von Bargeld
oder mit dem Verkauf von Wertzeichen beschäftigt ist,
gebührt zum Ausgleich von Verlusten, die ihm durch
entschuldbare Fehlleistungen entstehen können, eine
Fehlgeldentschädigung. Die Fehlgeldentschädigung ist
unter Zugrundelegung von Erfahrungswerten nach Bil-
ligkeit zu bemessen.

§ 64
Fahrtkostenzuschuss

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt ein Fahrtkos-
tenzuschuss, wenn

a) die Wegstrecke zwischen der Dienststelle und der
nächstgelegenen Wohnung mehr als zwei Kilometer be-
trägt,

b) er diese Wegstrecke an den Arbeitstagen regelmä-
ßig zurücklegt und

c) die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen für
das billigste öffentliche Beförderungsmittel, das für den

Vertragsbediensteten zweckmäßigerweise in Betracht
kommt, den Eigenanteil übersteigen.

(2) Kommt für Wegstrecken zwischen der nächstge-
legenen Wohnung und der Dienststelle ein öffentliches
Beförderungsmittel nicht in Betracht und beträgt diese
Wegstrecke in einer Richtung mehr als zwei Kilometer,
so sind die monatlichen Fahrtauslagen hierfür nach den
billigsten für Personenzüge zweiter Klasse in Betracht
kommenden Fahrtkosten, gemessen an der kürzesten
Wegstrecke, zu ermitteln.

(3) Der Fahrtkostenanteil, den der Vertragsbediens-
tete selbst zu tragen hat (Eigenanteil), wird mit dem bil-
ligsten für das innerstädtische Verkehrsmittel der Lan-
deshauptstadt Innsbruck jeweils geltenden Fahrtarif,
umgerechnet auf einen Kalendermonat, festgesetzt.

(4) Der Fahrtkostenzuschuss gebührt im Ausmaß
von zwölf Zwölfteln des Betrages, um den die notwen-
digen monatlichen Fahrtauslagen im Sinn des Abs. 1
lit. c den Eigenanteil übersteigen.

(5) Kein Bestandteil der monatlichen Fahrtauslagen
sind die Kosten für einen Ermäßigungsausweis eines
öffentlichen Beförderungsmittels. Diese Kosten sind,
sofern der Vertragsbedienstete Anspruch auf Auszah-
lung eines Fahrtkostenzuschusses hat, gemeinsam mit
dem Betrag zu ersetzen, der für den auf die Geltend-
machung dieser Kosten folgenden übernächsten Monat
gebührt.

(6) Beträgt die Entfernung zwischen dem Dienstort
und dem Wohnort des Vertragsbediensteten mehr als
50 km, so ist der Berechnung der monatlichen Fahrt-
auslagen eine Entfernung von 50 km zugrunde zu legen.

(7) Auf den Anspruch und das Ruhen des Fahrt-
kostenzuschusses ist § 52 Abs. 5 sinngemäß anzuwen-
den.

(8) Der Vertragsbedienstete hat alle Tatsachen, die für
das Entstehen oder den Wegfall des Anspruches auf
Fahrtkostenzuschuss oder für die Änderung seiner
Höhe von Bedeutung sind, binnen einer Woche schrift-
lich zu melden. Wird die Meldung später erstattet, so ge-
bührt der Fahrtkostenzuschuss oder dessen Erhöhung
von dem der Meldung folgenden Monatsersten oder,
wenn die Meldung an einem Monatsersten erstattet
wurde, von diesem Tag an. In den übrigen Fällen wird
die Neubemessung des Fahrtkostenzuschusses mit dem
auf die Änderung folgenden Monatsersten oder, wenn
die Änderung an einem Monatsersten erfolgte, mit die-
sem Tag wirksam.

(9) Der Fahrtkostenzuschuss gilt als Aufwandsent-
schädigung.
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§ 65
Jubiläumszuwendung

(1) Dem Vertragsbediensteten kann aus Anlass der
Vollendung einer Dienstzeit von 25, 35 und 45 Jahren
eine Jubiläumszuwendung für treue Dienste gewährt
werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt bei einer
Dienstzeit von 25 Jahren 200 v. H., bei einer Dienstzeit
von 35 Jahren 400 v. H. und bei einer Dienstzeit von
45 Jahren 100 v. H. des Monatsentgeltes, das der besol-
dungsrechtlichen Stellung des Vertragsbediensteten in
dem Monat entspricht, in den das Dienstjubiläum fällt,
und der Kinderzulage. Die Jubiläumszuwendung für
45 Jahre treue Dienste kann auch dann gewährt werden,
wenn der Vertragsbedienstete nach einer Dienstzeit von
mindestens 40 Jahren aus dem Dienststand ausscheidet.
In diesem Fall sind der Jubiläumszuwendung das Mo-
natsentgelt und die Kinderzulage zum Zeitpunkt des
Ausscheidens aus dem Dienststand zugrunde zu legen.
Die Jubiläumszuwendung für den teilzeitbeschäftigten
Vertragsbediensteten ist nach jenem Teil des seiner Ein-
stufung entsprechenden Monatsentgeltes und der Kin-
derzulage zu bemessen, der seinem durchschnittlichen
Beschäftigungsausmaß in seinem bisherigen Dienstver-
hältnis entspricht.

(2) Zur Dienstzeit im Sinn des Abs. 1 zählen:
a) die im bestehenden Dienstverhältnis zurückge-

legte Zeit, soweit sie für die Vorrückung wirksam ist,
b) die im § 44 Abs. 3 und 9 angeführten Zeiten, so-

weit sie für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages
berücksichtigt wurden,

c) die im Ausbildungs- oder Dienstverhältnis zu einer
inländischen Gebietskörperschaft, einem inländischen
Gemeindeverband oder einer nach § 44 Abs. 9 diesen
Einrichtungen gleichzuhaltenden Einrichtung zurück-
gelegten Zeiten, die für die Vorrückung bloß deshalb
nicht wirksam sind, weil sie vor der Vollendung des
18. Lebensjahres liegen oder durch die Anwendung der
Überstellungsbestimmungen für die Vorrückung un-
wirksam geworden sind,

d) die in einem Unternehmen zurückgelegte Zeit,
wenn das Unternehmen von einer Gemeinde oder von
einem Gemeindeverband übernommen worden ist und
die Gemeinde oder der Gemeindeverband gegenüber
den Dienstnehmern in die Rechte des Dienstgebers ein-
getreten ist.

(3) Die in einem Dienstverhältnis zu einer anderen
inländischen Gebietskörperschaft oder bei einer den an-
geführten Einrichtungen vergleichbaren Einrichtung
nach § 44 Abs. 9 zurückgelegten Zeiten zählen nicht zur

Dienstzeit im Sinn des Abs. 1, wenn sie bei dieser Ge-
bietskörperschaft oder dieser vergleichbaren Einrich-
tung einen Anspruch auf eine vergleichbare Jubiläums-
zuwendung bewirkt haben oder für einen künftigen der-
artigen Anspruch zählen.

(4) Hat der Vertragsbedienstete die Voraussetzung
für die Gewährung einer Jubiläumszuwendung erfüllt
und ist er gestorben, ehe die Jubiläumszuwendung aus-
gezahlt worden ist, so kann die Jubiläumszuwendung
seinen versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur
ungeteilten Hand ausgezahlt werden.

§ 66
Einmalige jährliche Sonderzahlung

(1) Soweit es zur Gewinnung oder Erhaltung des für
die Bewältigung der Aufgaben der Gemeinde bzw. des
Gemeindeverbandes erforderlichen Personals oder zum
Ausgleich erhöhter Lebenshaltungskosten notwendig
ist, kann der Gemeinderat bzw. bei einem Gemeinde-
verband die Verbandsversammlung oder das nach den
gesetzlichen Bestimmungen oder das nach der Ver-
bandssatzung zuständige Organ durch Verordnung die
Gewährung einer einmaligen jährlichen Sonderzahlung
vorsehen.

(2) Die einmalige jährliche Sonderzahlung ist in
einem Eurobetrag, in einem Hundertsatz des Monats-
entgelts oder in einem Hundertsatz eines nach Dienst-
klasse und Gehaltsstufe bestimmten Gehaltes eines
Beamten der Allgemeinen Verwaltung festzusetzen.

(3) Der Gemeinderat bzw. bei einem Gemeindever-
band die Verbandsversammlung oder das nach den ge-
setzlichen Bestimmungen oder das nach der Verbands-
satzung zuständige Organ hat in der Verordnung nach
Abs. 1 die Anspruchsvoraussetzungen für die einmalige
jährliche Sonderzahlung festzusetzen. Hierbei kann der
Anspruch auf die Sonderzahlung an den Anspruch auf
ein kalendermäßig bestimmtes Entgelt gebunden wer-
den. In der Verordnung kann auch bestimmt werden,
dass die einmalige jährliche Sonderzahlung nur zum Teil
gewährt wird, wenn der Vertragsbedienstete nicht das
ganze Kalenderjahr hindurch Anspruch auf Entgelt hat.

§ 67
Sachleistungen, 

Dienst- und Naturalwohnungen

(1) Wenn es dienstliche Gründe erfordern, kann der
Dienstgeber den Vertragsbediensteten verpflichten, im
Dienst Dienstkleidung, Dienstabzeichen, Dienstaus-
weise und sonstige Sachbehelfe zu verwenden, die vom
Dienstgeber zur Verfügung zu stellen sind.
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(2) Dem Vertragsbediensteten kann im Rahmen des
Dienstverhältnisses eine Dienst- oder Naturalwohnung
zugewiesen werden. Dienstwohnung ist eine Wohnung,
die der Vertragsbedienstete zur Erfüllung seiner dienst-
lichen Aufgaben beziehen muss, Naturalwohnung ist
jede andere Wohnung. Die Zuweisung einer Dienst-
oder Naturalwohnung hat schriftlich im Dienstvertrag
oder in einem Nachtrag dazu zu erfolgen. Durch die
Zuweisung wird kein Bestandverhältnis begründet.

(3) Jede bauliche Veränderung der Dienst- oder
Naturalwohnung, die sich nicht aus dem gewöhnlichen
Gebrauch ergibt, bedarf der Zustimmung des Dienst-
gebers.

(4) Der Dienstgeber ist insbesondere berechtigt, die
Dienst- oder Naturalwohnung zu entziehen, wenn

a) das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten be-
endet wird,

b) der Vertragsbedienstete an einen anderen Dienst-
ort versetzt wird,

c) ein Verhalten gesetzt wird, das einen Kündigungs-
grund nach § 30 Abs. 2 Z. 3 des Mietrechtsgesetzes dar-
stellen würde,

d) der Vertragsbedienstete die Dienst- oder Natural-
wohnung oder Teile derselben dritten Personen über-
lassen hat,

e) der Vertragsbedienstete einen grob nachteiligen
Gebrauch an der Wohnung macht oder wiederholt trotz
schriftlicher Mahnung gegen die Hausordnung ver-
stößt,

f) die Wohnung auf eine Art verwendet werden soll,
die im höheren Maß den Interessen der Verwaltung dient
als die gegenwärtige Verwendung, oder

g) die Benützung der Dienstwohnung zur Erfüllung
der dienstlichen Aufgaben des Vertragsbediensteten
nicht mehr erforderlich ist.

(5) Ist eine Dienst- oder Naturalwohnung entzogen
worden, so hat sie der Vertragsbedienstete innerhalb der
ortsüblichen Frist zu räumen. Die Räumungsfrist kann,
wenn es das dienstliche Interesse erfordert, bis auf einen
Monat herabgesetzt werden. Eine Verlängerung der
Räumungsfrist bis auf insgesamt ein Jahr ist zulässig,
wenn der Vertragsbedienstete glaubhaft macht, dass es
ihm nicht gelungen ist, innerhalb der Räumungsfrist
eine andere Wohnmöglichkeit zu erhalten.

(6) Die Abs. 2 bis 5 gelten sinngemäß auch für Grund-
stücke, Hausgärten, Garagen und Abstellplätze.

(7) Der Vertragsbedienstete hat für eine Wohnung
oder eine sonstige Räumlichkeit, die ihm überlassen
oder zugewiesen worden ist, monatlich eine angemes-

sene Vergütung zu leisten. Die Vergütung besteht aus
der Grundvergütung und den auf die Wohnung oder die
sonstige Räumlichkeit entfallenden Anteilen an den
Betriebskosten und den öffentlichen Abgaben sowie an
den Nebenkosten.

§ 68
Leistungszulage

(1) Dem Vertragsbediensteten kann eine Leistungs-
zulage gewährt werden, wenn er dauernd ein besonde-
res Maß an Verantwortung für die Führung der Ge-
schäfte zu tragen hat und diese Verantwortung über dem
Ausmaß liegt, das Vertragsbedienstete in vergleichbarer
besoldungsrechtlicher Stellung tragen. Sie ist in Hun-
dertsätzen des Gehaltes eines Beamten der Allgemeinen
Verwaltung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, zu be-
messen und darf dieses Gehalt nicht übersteigen.

(2) Innerhalb dieser Grenzen ist die Leistungszulage
nach dem Grad der höheren Verantwortung und unter
entsprechender Bedachtnahme auf die vom Vertragsbe-
diensteten in zeitlicher oder mengenmäßiger Hinsicht
zu erbringenden Mehrleistungen zu bemessen. Der in
der Leistungszulage enthaltene Überstundenanteil ist
gesondert auszuweisen.

(3) Durch die Leistungszulage gelten alle Mehrleis-
tungen des Vertragsbediensteten in zeitlicher und men-
genmäßiger Hinsicht als abgegolten.

(4) Die Leistungszulage ist neu zu bemessen oder ein-
zustellen, wenn sich der ihrer Bemessung zugrunde lie-
gende Sachverhalt wesentlich geändert hat oder zur
Gänze weggefallen ist.

§ 69
Verjährung

(1) Ein Anspruch auf Leistungen verjährt, wenn er
nicht innerhalb von drei Jahren nach seiner Entstehung
geltend gemacht wird.

(2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht er-
brachter Leistungen verjährt nach drei Jahren ab ihrer
Entrichtung.

(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann
nicht zurückgefordert werden.

(4) Für die Hemmung und die Unterbrechung der
Verjährung gelten die Bestimmungen des bürgerlichen
Rechtes mit der Maßgabe, dass die schriftliche Gel-
tendmachung eines noch nicht verjährten Anspruches
durch den Vertragsbediensteten gegenüber dem Dienst-
geber die Verjährung unterbricht.

(5) Bringt der Vertragsbedienstete innerhalb von drei
Monaten
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a) nach Erhalt einer endgültigen abschlägigen Ent-
scheidung oder

b) falls der Dienstgeber binnen zwölf Monaten keine
endgültige Entscheidung trifft, nach Ablauf dieser Frist

keine Klage ein, so gilt die Unterbrechung der Ver-
jährung als nicht eingetreten.

§ 70
Ansprüche bei Dienstverhinderung

(1) Ist der Vertragsbedienstete nach dem Antritt des
Dienstes wegen eines Unfalles oder frühestens 14 Ka-
lendertage nach dem Antritt des Dienstes wegen Krank-
heit an der Ausübung des Dienstes verhindert, ohne dies
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben,
so behält er den Anspruch auf das Monatsentgelt und
die Kinderzulage bis zur Dauer von 42 Kalendertagen.
Hat das Dienstverhältnis fünf Jahre gedauert, so behält
er diesen Anspruch bis zur Dauer von 91 Kalendertagen,
hat das Dienstverhältnis zehn Jahre gedauert, bis zur
Dauer von 182 Kalendertagen.

(2) Ist die Dienstverhinderung die Folge einer Ge-
sundheitsschädigung, für die der Vertragsbedienstete
eine Rente nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 oder nach dem Opferfürsorgegesetz bezieht, so ist
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindes-
tens 50 v. H. das Ausmaß der auf solche Schädigungen
zurückzuführenden Dienstverhinderungen nur zu zwei
Dritteln auf die im Abs. 1 angeführten Zeiträume anzu-
rechnen. Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
mindestens 70 v. H. ist das Ausmaß der auf solche Schä-
digungen zurückzuführenden Dienstverhinderungen
nur zur Hälfte auf die im Abs. 1 angeführten Zeiten an-
zurechnen.

(3) Dauert die Dienstverhinderung über die in den
Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume hinaus an, so gebührt
dem Vertragsbediensteten für die gleichen Zeiträume die
Hälfte des Monatsentgeltes und der Kinderzulage.

(4) Die Ansprüche nach den Abs. 1 bis 3 enden, so-
weit im Abs. 6 nichts anderes bestimmt ist, jedenfalls
mit dem Ende des Dienstverhältnisses.

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach dem
Wiederantritt des Dienstes neuerlich eine Dienstver-
hinderung wegen einer Krankheit oder wegen desselben
Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung der früheren
Dienstverhinderung.

(6) Bei einer Dienstverhinderung wegen eines Un-
falles im Dienst, den der Vertragsbedienstete nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, kann der
Dienstgeber Leistungen nach den Abs. 1 und 3 über die

dort genannten Zeiträume hinaus ganz oder zum Teil
gewähren, und zwar auch über die Beendigung des
Dienstverhältnisses hinaus.

(7) Ist der Vertragsbedienstete nach wenigstens ein-
monatiger Dienstleistung durch einen anderen wichti-
gen, seine Person betreffenden Grund ohne sein Ver-
schulden an der Ausübung des Dienstes verhindert, so
gebühren ihm das Monatsentgelt und die Kinderzulage
für die ersten 15 Kalendertage in voller Höhe, für wei-
tere 15 Kalendertage in halber Höhe.

(8) Hat eine Dienstverhinderung wegen eines Unfal-
les oder einer Krankheit oder aus einem im Abs. 7 ge-
nannten Grund ein Jahr gedauert, so endet das Dienst-
verhältnis mit dem Ablauf dieser Frist, es sei denn, dass
vorher seine Fortsetzung vereinbart wurde. Bei der Be-
rechnung der einjährigen Frist gilt eine Dienstverhin-
derung, die innerhalb von sechs Monaten nach dem
Wiederantritt des Dienstes eintritt, als Fortsetzung der
früheren Dienstverhinderung. Der Vertragsbedienstete
ist vom Dienstgeber spätestens drei Monate vor dem
Ablauf der Frist nachweislich vom bevorstehenden Ende
des Dienstverhältnisses zu verständigen. Erfolgt die
nachweisliche Verständigung später, so endet das
Dienstverhältnis drei Monate nach dieser Verständi-
gung, sofern der Vertragsbedienstete bis dahin den
Dienst nicht wieder angetreten hat und vor dem Ablauf
dieser Frist auch keine Verlängerung des Dienstverhält-
nisses vereinbart worden ist. Die Verständigung gilt auch
dann als nachweislich erfolgt, wenn sie auf eine Weise
zugestellt oder hinterlegt wurde, die den Regelungen des
Zustellgesetzes über die Zustellung zu eigenen Handen
oder über eine nachfolgende Hinterlegung entspricht.
Abgabestelle ist jedenfalls auch eine vom Vertragsbe-
diensteten dem Dienstgeber bekannt gegebene Wohn-
adresse.

(9) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer in-
ländischen Gebietskörperschaft sind, wenn zwischen
der Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und
der Aufnahme jeweils nicht mehr als sechs Wochen ver-
strichen sind und das jeweilige Dienstverhältnis durch
Kündigung seitens des Dienstgebers oder durch Zeit-
ablauf beendet wurde, der Dauer des Dienstverhältnis-
ses nach den Abs. 1 und 7 zuzurechnen.

§ 71
Ansprüche bei Beschäftigungsverboten

Weiblichen Vertragsbediensteten gebühren für die
Zeit, während der sie nach § 4 Abs. 1 und 2 und § 7 Abs. 1
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 2005 oder nach § 3
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes
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1979 nicht beschäftigt werden dürfen, keine Bezüge,
wenn die laufenden Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers für diese Zeit die Höhe der vollen Bezüge
erreichen. Ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine
Ergänzung auf die vollen Bezüge. Die Zeit, für die nach
den genannten Vorschriften ein Beschäftigungsverbot
besteht, gilt nicht als Dienstverhinderung nach § 70.

§ 72
Vorschuss, Geldaushilfe

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen ein Vorschuss gewährt werden, wenn berücksich-
tigungswürdige Gründe vorliegen. Die Gewährung des
Vorschusses kann von Sicherstellungen abhängig ge-
macht werden.

(2) Der Vorschuss ist durch Abzug vom Monatsent-
gelt hereinzubringen. Bei der Festsetzung der Abzugs-
raten sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver-
tragsbediensteten zu berücksichtigen. Der Vertragsbe-
dienstete kann den Vorschuss auch vorzeitig zurück-
zahlen. Endet das Dienstverhältnis des Vertragsbediens-
teten, so können zur Deckung eines noch nicht zur
Gänze zurückgezahlten Vorschusses die dem Vertrags-
bediensteten aus dem beendeten Dienstverhältnis zu-
stehenden Geldleistungen herangezogen werden.

(3) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen eine Geldaushilfe gewährt werden, wenn er unver-
schuldet in Not geraten ist oder sonst berücksichti-
gungswürdige Gründe vorliegen.

4 .  A b s c h n i t t
Urlaub, Dienstfreistellung

§ 73
Anspruch auf Erholungsurlaub

Der Vertragsbedienstete hat in jedem Kalenderjahr
(Urlaubsjahr) Anspruch auf Erholungsurlaub.

§ 74
Ausmaß des Erholungsurlaubes

(1) Das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt, so-
weit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, in jedem
Kalenderjahr

a) bis zum vollendeten 43. Lebensjahr 200 Dienst-
stunden,

b) ab dem vollendeten 43. Lebensjahr 240 Dienst-
stunden. Der Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß
ist gegeben, wenn das 43. Lebensjahr im Lauf des Ka-
lenderjahres vollendet wird.

(2) In dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhält-
nis als Vertragsbediensteter begründet wurde, beträgt

das Urlaubsausmaß für jeden begonnenen Monat des
Dienstverhältnisses ein Zwölftel des jährlichen Ur-
laubsausmaßes. Hat das Dienstverhältnis in diesem Ka-
lenderjahr ununterbrochen mindestens sechs Monate
gedauert, so gebührt das volle Urlaubsausmaß.

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Karenz-
urlaubes, einer Außerdienststellung nach § 5 Abs. 3
oder 4 vierter Satz oder § 6 des Landesbeamtengesetzes
1998, einer Familienhospizfreistellung nach § 92 Abs. 1
lit. c oder einer ungerechtfertigten Abwesenheit vom
Dienst, so gebührt der Erholungsurlaub, soweit er noch
nicht verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem
um diese Zeiten verkürzten Kalenderjahr entspricht.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsaus-
maßes Teile von Dienststunden, so sind sie auf volle
Dienststunden aufzurunden.

(5) Anlässlich jeder Verfügung einer Änderung des
Beschäftigungsausmaßes ist das gemäß Abs. 1 ausge-
drückte Urlaubsausmaß für das jeweilige Kalenderjahr
entsprechend dem über das gesamte Kalenderjahr ge-
messenen durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß
neu zu berechnen. Nicht verfallene Ansprüche auf Er-
holungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren
bleiben davon unberührt.

§ 75
Erhöhung des Urlaubsausmaßes 

für Vertragsbedienstete mit einer Behinderung

(1) Das Urlaubsausmaß des Vertragsbediensteten
erhöht sich, soweit in den Abs. 2 und 3 nichts anderes
bestimmt ist, um 16 Dienststunden, wenn eine der fol-
genden Voraussetzungen gegeben ist:

a) Bezug einer Rente aufgrund des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957, des Opferfürsorgegesetzes oder
des Heeresversorgungsgesetzes wegen Minderung der
Erwerbsfähigkeit,

b) Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles
oder einer Berufskrankheit im Dienste einer Gebiets-
körperschaft,

c) Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des
Behinderteneinstellungsgesetzes,

d) Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung nach
§ 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 21, in der Fassung des Gesetzes BGBl.
Nr. 55/1958 oder nach § 13 Abs. 2 des Invalideneinstel-
lungsgesetzes 1969, in der Fassung vor dem Inkrafttre-
ten des Gesetzes BGBl. Nr. 329/1973.

(2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von 16 Dienst-
stunden erhöht sich bei einer Minderung der Erwerbs-
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fähigkeit von mindestens 30 v. H. auf 32 Dienststunden
und von mindestens 50 v. H. auf 40 Dienststunden.

(3) Für blinde Vertragsbedienstete erhöht sich das
Urlaubsausmaß jedenfalls um 40 Dienststunden.

§ 76
Verbrauch des Erholungsurlaubes

(1) Über den Verbrauch des Erholungsurlaubes ist
rechtzeitig vor jedem Urlaubsantritt unter Berücksich-
tigung der dienstlichen Interessen eine Vereinbarung zu
treffen. Auf die persönlichen Verhältnisse des Vertrags-
bediensteten ist dabei angemessen Rücksicht zu neh-
men. Soweit nicht zwingende dienstliche Gründe ent-
gegenstehen, hat der Vertragsbedienstete Anspruch, die
Hälfte des Erholungsurlaubes ungeteilt zu verbrauchen.

(2) In den ersten sechs Monaten des Dienstverhält-
nisses darf der Verbrauch des Erholungsurlaubes ein
Zwölftel des jährlichen Ausmaßes für jeden begonne-
nen Monat des Dienstverhältnisses nicht übersteigen.

§ 77
Vorgriff auf künftige Urlaubsansprüche

Dem Vertragsbediensteten kann bei Vorliegen be-
sonders berücksichtigungswürdiger Gründe auf sein
Ansuchen der Verbrauch des ganzen oder eines Teiles
des im nächsten Kalenderjahr gebührenden Erholungs-
urlaubes gestattet werden.

§ 78
Erkrankung während des Erholungsurlaubes

(1) Erkrankt der Vertragsbedienstete während des
Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder grob
fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind Dienststun-
den, an denen der Vertragsbedienstete durch die Er-
krankung dienstunfähig war, auf das Urlaubsausmaß
nicht anzurechnen, wenn die Erkrankung länger als drei
Kalendertage gedauert hat.

(2) Der Vertragsbedienstete hat dem unmittelbaren
Vorgesetzten nach dreitägiger Krankheitsdauer die Er-
krankung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies dem Ver-
tragsbediensteten aus Gründen, die nicht von ihm zu
vertreten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung als
rechtzeitig, wenn sie unmittelbar nach dem Wegfall des
Hindernisses nachgeholt wird. Beim Wiederantritt des
Dienstes hat der Vertragsbedienstete unverzüglich ein
ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des zuständi-
gen Krankenversicherungsträgers über den Beginn und
die Dauer der Dienstunfähigkeit vorzulegen. Erkrankt
der Vertragsbedienstete während eines Erholungsurlau-
bes im Ausland, so ist dem ärztlichen Zeugnis eine be-

hördliche Bestätigung darüber beizufügen, dass es von
einem zur Ausübung des ärztlichen Berufes zugelasse-
nen Arzt ausgestellt wurde. Eine solche Bestätigung ist
nicht erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung (sta-
tionär oder ambulant) in einer Krankenanstalt erfolgt ist
und hierfür eine Bestätigung dieser Anstalt vorgelegt
wird. Kommt der Vertragsbedienstete diesen Verpflich-
tungen nicht nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(3) Erkrankt ein Vertragsbediensteter, der während
eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungszweck des
Urlaubes widersprechende Erwerbstätigkeit ausübt, so
ist Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn die Erkrankung mit
dieser Erwerbstätigkeit im ursächlichen Zusammen-
hang steht.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für Vertragsbediens-
tete, die wegen eines Unfalles dienstunfähig waren.

(5) Die Abs. 1 und 2 gelten auch für die notwendige
Pflege eines nahen Angehörigen nach § 89 Abs. 1 lit. a
und Abs. 4 während des Erholungsurlaubes mit der
Maßgabe, dass sich der Nachweis nach Abs. 2 auf den
Pflegebedarf des nahen Angehörigen zu beziehen hat.

§ 79
Verfall des Anspruches auf Erholungsurlaub

Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt, wenn der
Vertragsbedienstete den Erholungsurlaub nicht bis zum
31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgenden Kalen-
derjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu die-
sem Zeitpunkt aus dienstlichen Gründen, aufgrund
einer Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall
oder aufgrund eines Beschäftigungsverbotes nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutter-
schutzgesetz 1979 nicht möglich, so verfällt der An-
spruch auf Erholungsurlaub erst mit dem Ablauf des die-
sem Zeitpunkt folgenden Kalenderjahres. Hat der Ver-
tragsbedienstete einen Karenzurlaub nach dem Tiroler
Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005
in Anspruch genommen, so wird der Verfallstermin um
den gesamten Zeitraum dieses Karenzurlaubes hinaus-
geschoben.

§ 80
Verhinderung des Urlaubsantrittes,

Unterbrechung des Erholungsurlaubes

(1) Die Vereinbarung über den Verbrauch des Erho-
lungsurlaubes schließt eine aus besonderen dienstlichen
Gründen gebotene abändernde Anordnung nicht aus.
Der Antritt oder die Fortsetzung des Erholungsurlau-
bes ist zu ermöglichen, sobald es der Dienst zulässt.
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(2) Konnte ein Vertragsbediensteter wegen einer sol-
chen abändernden Verfügung den Erholungsurlaub
nicht zum festgesetzten Tag antreten oder ist der Ver-
tragsbedienstete aus dem Urlaub zurückberufen wor-
den, so sind ihm die hierdurch entstandenen unver-
meidlichen Mehrauslagen zu ersetzen, soweit sie nicht
als Reisekosten nach den geltenden Vorschriften zu er-
setzen sind. Die Ersatzpflicht umfasst auch die ent-
standenen unvermeidlichen Mehrauslagen für die mit
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden nahen Ange-
hörigen im Sinn des § 89 Abs. 2, wenn ihnen ein Ur-
laubsantritt oder eine Fortsetzung des Urlaubes ohne
den Vertragsbediensteten nicht zumutbar ist.

§ 81
Ersatzleistung für Erholungsurlaub 

bei Beendigung des Dienstverhältnisses

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses für das laufende Kalen-
derjahr eine Ersatzleistung als Abgeltung für den Erho-
lungsurlaub, der der Dauer der Dienstzeit in diesem
Kalenderjahr im Verhältnis zum gesamten Kalenderjahr
entspricht. Bereits verbrauchter Erholungsurlaub dieses
Kalenderjahres ist auf das aliquote Urlaubsausmaß an-
zurechnen.

(2) Bemessungsgrundlage der Ersatzleistung sind das
Monatsentgelt und die Kinderzulage, die für den Zeit-
raum des gesamten Erholungsurlaubes dieses Kalender-
jahres gebühren würden. Bei der Ermittlung der Be-
messungsgrundlage ist von der am Ende des Dienstver-
hältnisses erreichten besoldungsrechtlichen Stellung
des Vertragsbediensteten auszugehen. Die Ersatzleis-
tung gebührt in dem Ausmaß der Bemessungsgrund-
lage, das dem Verhältnis des aliquoten Urlaubsausma-
ßes unter Anrechnung bereits verbrauchten Erholungs-
urlaubes nach Abs. 1 zum vollen Urlaubsausmaß ent-
spricht.

(3) Eine Ersatzleistung gebührt nicht, wenn der Ver-
tragsbedienstete

a) ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt oder
b) in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zu

einer Gemeinde bzw. zu einem Gemeindeverband über-
nommen wird.

(4) Hat der Vertragsbedienstete bereits Erholungs-
urlaub über das aliquote Ausmaß hinaus verbraucht, so
sind das zu viel empfangene Monatsentgelt und die Kin-
derzulage vom Vertragsbediensteten nicht zurückzuer-
statten, es sei denn, der Vertragsbedienstete

a) tritt ohne wichtigen Grund vorzeitig aus oder
b) wird aus seinem Verschulden entlassen.

(5) Für nicht verbrauchten Erholungsurlaub aus vo-
rangegangenen Kalenderjahren gebührt eine Ersatzleis-
tung in der Höhe des Monatsentgeltes und der Kinder-
zulage, die dem Vertragsbediensteten während des Er-
holungsurlaubes zugekommen wären, wenn er den Er-
holungsurlaub in dem Kalenderjahr verbraucht hätte, in
dem Urlaubsanspruch entstanden ist. Für bereits ver-
fallenen Erholungsurlaub gebührt keine Ersatzleistung.

(6) Endet das Dienstverhältnis während einer Teil-
zeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 durch

a) Entlassung ohne Verschulden des Vertragsbediens-
teten,

b) begründeten vorzeitigen Austritt des Vertragsbe-
diensteten,

c) Kündigung durch den Dienstgeber oder
d) einvernehmliche Auflösung,
so ist der Berechnung der Ersatzleistung im Sinn des

Abs. 2 jenes Beschäftigungsausmaß zugrunde zu legen,
das in dem Kalenderjahr, in dem der Urlaubsanspruch
entstanden ist, für den Vertragsbediensteten überwie-
gend maßgebend war.

(7) Die Ersatzleistung nach den Abs. 1, 2, 5 und 6
gebührt den Erben, wenn das Dienstverhältnis durch
den Tod des Vertragsbediensteten endet.

§ 82
Sonderurlaub

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen aus wichtigen persönlichen oder familiären Grün-
den oder aus einem sonstigen besonderen Anlass ein
Sonderurlaub gewährt werden.

(2) Ein Sonderurlaub darf, soweit im Abs. 3 nichts
anderes bestimmt ist, nur gewährt werden, wenn keine
zwingenden dienstlichen Gründe entgegenstehen. Er
darf die dem Anlass angemessene Dauer nicht über-
steigen.

(3) Bei Kündigung durch den Dienstgeber ist dem
Vertragsbediensteten auf sein Ansuchen während der
Kündigungsfrist ein Sonderurlaub im Ausmaß von
wöchentlich mindestens einem Fünftel der Wochen-
dienstzeit zu gewähren.

(4) Ansprüche nach Abs. 3 bestehen nicht, wenn
a) der Vertragsbedienstete einen Anspruch auf eine

Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung hat
und

b) eine Bescheinigung über die vorläufige Kranken-
versicherung vom Pensionsversicherungsträger ausge-
stellt wurde.
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(5) Abs. 4 gilt nicht bei Kündigung wegen Inan-
spruchnahme einer Gleitpension nach § 253c des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes.

(6) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Ver-
tragsbedienstete den Anspruch auf die vollen Bezüge.

§ 83
Karenzurlaub

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzur-
laub) gewährt werden, sofern nicht zwingende dienst-
liche Gründe entgegenstehen.

(2) Ein Vertragsbediensteter,
a) mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu einem

anderen Bundesland oder zur Gemeinde Wien als Mit-
glied eines unabhängigen Verwaltungssenates begründet
wird oder

b) der befristet zum Mitglied eines Organs einer
zwischenstaatlichen Einrichtung auf Vorschlag der oder
im Einvernehmen mit der Republik Österreich bestellt
wird oder

c) der zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates
oder des Stadtschulrates für Wien bestellt wird oder

d) der mit der Funktion eines Generalsekretärs ge-
mäß § 7 Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 für
einen fünf Jahre nicht übersteigenden Zeitraum durch
Dienstvertrag betraut wird, wobei neuerliche Betrauun-
gen zulässig sind, oder

e) der zum Rektor gemäß § 23 des Universitätsge-
setzes 2002 oder zum hauptamtlichen Vizerektor gemäß
§ 24 des Universitätsgesetzes 2002 einer Universität ge-
wählt wird oder

f) der zum Rektor oder Vizerektor einer Pädagogi-
schen Hochschule gemäß § 1 Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 Z. 1
des Hochschulgesetzes 2005 bestellt wird,

ist für die Dauer des befristeten Dienstverhältnisses
als Mitglied eines unabhängigen Verwaltungssenates,
der Mitgliedschaft zum Organ einer zwischenstaat-
lichen Einrichtung, der Bestellung zum Vizepräsidenten
eines Landesschulrates bzw. des Stadtschulrates für
Wien, der Betrauung mit der Funktion eines General-
sekretärs, der Ausübung der Funktion als Rektor oder
hauptamtlicher Vizerektor einer Universität oder der
Ausübung der Funktion als Rektor oder als Vizerektor
einer Pädagogischen Hochschule gegen Entfall der Be-
züge beurlaubt.

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit dem Ab-
lauf des Kalendermonats, in dem er gemeinsam mit frü-
heren Karenzurlauben eine Gesamtdauer von zehn Jah-
ren erreicht. Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren sind

frühere, nach dienstrechtlichen Vorschriften von der
jeweiligen Gemeinde bzw. vom jeweiligen Gemeinde-
verband gewährte Karenzurlaube anzurechnen, ausge-
nommen Karenzurlaube nach dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979
oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005.

(4) Abs. 3 gilt nicht für Karenzurlaube,
a) die zur Betreuung
1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Ver-

tragsbediensteten angehört und für dessen Unterhalt
überwiegend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen,

längstens bis zum Beginn der Schulpflicht des be-
treffenden Kindes gewährt worden sind,

b) auf die ein Rechtsanspruch besteht oder
c) die kraft Gesetzes eintreten.

§ 84
Karenzurlaub zur Pflege 

eines behinderten Kindes oder 
eines pflegebedürftigen Angehörigen

(1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen
ein Urlaub unter Entfall der Bezüge zu gewähren (Ka-
renzurlaub), wenn er sich der Pflege

a) eines im gemeinsamen Haushalt lebenden behin-
derten Kindes widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe
im Sinn des § 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsge-
setzes 1967 gewährt wird, und seine Arbeitskraft aus die-
sem Grund gänzlich beansprucht wird (Abs. 2), längs-
tens jedoch bis zur Vollendung des 40. Lebensjahres des
Kindes, oder 

b) einer oder eines nahen Angehörigen mit Anspruch
auf Pflegegeld zumindest der Stufe 3 nach den pflege-
geldrechtlichen Vorschriften des Bundes unter gänz-
licher Beanspruchung seiner Arbeitskraft in häuslicher
Umgebung widmet.

Der gemeinsame Haushalt nach lit. a besteht weiter,
wenn sich das behinderte Kind nur zeitweilig wegen
Heilbehandlung außerhalb der Hausgemeinschaft auf-
hält. 

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft
im Sinn des Abs. 1 liegt vor, solange das behinderte Kind

a) das Alter für den Beginn der allgemeinen Schul-
pflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes 1985) noch nicht
erreicht hat und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

b) während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht
entweder vom Besuch der Schule befreit ist (§ 15 des
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Schulpflichtgesetzes 1985) oder ständiger persönlicher
Hilfe und Pflege bedarf,

c) nach der Vollendung der allgemeinen Schulpflicht
und vor der Vollendung des 40. Lebensjahres dauernd
bettlägerig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und
Pflege bedarf.

(3) Der Karenzurlaub darf frühestens zwei Monate
nach der Stellung des Ansuchens beginnen.

(4) Der Vertragsbedienstete hat den Wegfall einer der
Voraussetzungen für die Gewährung von Karenzurlaub
nach den Abs. 1 und 2 innerhalb von zwei Wochen zu
melden.

(5) Auf Ansuchen des Vertragsbediensteten kann der
Karenzurlaub vorzeitig beendet werden, wenn

a) der Grund für die Gewährung von Karenzurlaub
weggefallen ist,

b) das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer des Karenzurlaubes für den Vertragsbediensteten
eine Härte bedeuten würde und

c) keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen.

§ 85
Frühkarenzurlaub für Väter

(1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen
für den Zeitraum von der Geburt seines Kindes bis längs-
tens zum Ende des Beschäftigungsverbotes der Mutter
nach § 4 Abs. 1 und 2 des Tiroler Mutterschutzgesetzes
2005, gleichartiger österreichischer Rechtsvorschriften
oder gleichartiger Rechtsvorschriften der Vertragsstaa-
ten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Ka-
renzurlaub) im Ausmaß von bis zu vier Wochen zu ge-
währen, wenn er mit dem Kind und der Mutter im ge-
meinsamen Haushalt lebt und keine wichtigen dienst-
lichen Interessen entgegenstehen. Wenn keine der ge-
nannten Bestimmungen auf die Mutter anzuwenden ist,
gelten die im § 4 Abs. 1 und 2 des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 2005 festgelegten Fristen sinngemäß.

(2) Der Vertragsbedienstete hat den Beginn und die
Dauer des Karenzurlaubes spätestens zwei Monate vor
dem voraussichtlichen Geburtstermin bekannt zu geben
und in der Folge die anspruchsbegründenden sowie die
anspruchsbeendenden Umstände darzulegen.

(3) Der Karenzurlaub endet vorzeitig, wenn der ge-
meinsame Haushalt mit dem Kind und der Mutter auf-
gehoben wird.

(4) Die Zeit des Karenzurlaubes ist in dienst- und
besoldungsrechtlicher Hinsicht wie ein Karenzurlaub
nach dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 zu
behandeln.

§ 86
Bildungskarenzurlaub

(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen ein Jahr
gedauert, so kann zwischen dem Vertragsbediensteten
und dem Dienstgeber ein Bildungskarenzurlaub unter
Entfall der Bezüge für die Dauer von mindestens drei
Monaten bis zu einem Jahr vereinbart werden. Dabei
sind die Interessen des Vertragsbediensteten und die
dienstlichen Interessen zu berücksichtigen. Auf Verlan-
gen des Vertragsbediensteten ist das zuständige Organ
der Personalvertretung oder, wenn es sich um einen
Betrieb handelt, in dem ein für den Vertragsbedienste-
ten zuständiger Betriebsrat eingerichtet ist, dieser den
Verhandlungen beizuziehen. Ein neuerlicher Bildungs-
karenzurlaub kann erst vier Jahre nach der Rückkehr aus
dem Bildungskarenzurlaub vereinbart werden.

(2) Der Vertragsbedienstete behält den Anspruch auf
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinn des
Einkommensteuergesetzes 1988 in den Kalenderjahren,
in die Zeiten eines Bildungskarenzurlaubes fallen, in
dem Ausmaß, das dem Teil des Kalenderjahres ent-
spricht, in den keine derartigen Zeiten fallen. Für den
Dienstnehmer günstigere Regelungen werden dadurch
nicht berührt. Soweit nichts anderes vereinbart wurde,
ist die Zeit des Bildungskarenzurlaubes für Rechte des
Vertragsbediensteten, die von der Dauer des Dienstver-
hältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen. Fallen in
ein Kalenderjahr Zeiten eines Bildungskarenzurlaubes,
so gebührt der Erholungsurlaub, soweit er noch nicht
verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die
Dauer des Bildungskarenzurlaubes verkürzten Kalen-
derjahr entspricht. Ergeben sich bei der Ermittlung des
Urlaubsausmaßes Teile von Dienststunden, so sind sie
auf volle Dienststunden aufzurunden.

(3) Für die Dauer eines in den Bildungskarenzurlaub
fallenden Beschäftigungsverbotes nach dem Tiroler
Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979, eines Karenzurlaubes nach dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979
oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005,
eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach dem
Wehrgesetz 2001 oder eines Zivildienstes nach dem
Zivildienstgesetz 1986 ist die Vereinbarung über den
Bildungskarenzurlaub unwirksam.

(4) Wird das Dienstverhältnis während eines Bil-
dungskarenzurlaubes beendet, so ist bei der Ermittlung
der Abfertigung das dem Vertragsbediensteten für den
letzten Monat vor dem Antritt des Bildungskarenz-
urlaubes gebührende Monatsentgelt und die Kinderzu-
lage zugrunde zu legen.
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§ 87
Berücksichtigung des Karenz-

urlaubes für zeitabhängige Rechte

(1) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist, soweit im Fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, für Rechte, die
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht
zu berücksichtigen.

(2) Die Zeit eines Karenzurlaubes nach dem Tiroler
Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005
bleibt für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhält-
nisses abhängen, wirksam.

(3) Die Zeit eines Karenzurlaubes nach § 83 Abs. 4
lit. a und nach § 84 wird mit dem Tag des Wiederantrit-
tes des Dienstes zur Hälfte für die Vorrückung wirksam.

(4) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist für Rechte, die
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, in den
nachstehend angeführten Fällen bis zum jeweils ange-
führten zeitlichen Höchstausmaß zu berücksichtigen:

a) wenn der Karenzurlaub kraft Gesetzes eintritt: für
die Dauer des Anlasses des Karenzurlaubes,

b) wenn der Karenzurlaub
1. zur Ausbildung des Vertragsbediensteten für seine

dienstliche Verwendung gewährt worden ist: höchstens
drei Jahre,

2. zur
aa) Begründung eines Dienstverhältnisses nach § 3

oder § 4 des Entwicklungshelfergesetzes oder
bb) Teilnahme an Partnerschaftsprojekten im Rah-

men von Außenhilfsprogrammen der Europäischen
Union (insbesondere so genannten Twinning-Projek-
ten) oder

cc) Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer
anderen inländischen Gebietskörperschaft, zu einem
inländischen Gemeindeverband oder zu einer vergleich-
baren Einrichtung eines Staates, der oder dessen
Rechtsnachfolger nunmehr Mitgliedstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes oder der Europäischen Union
ist,

gewährt worden ist: insgesamt höchstens fünf Jahre,
3. zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer

Einrichtung der Europäischen Union oder zu einer
sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, der Öster-
reich angehört, gewährt worden ist: höchstens zehn
Jahre.

(5) Zeiten eines früheren Karenzurlaubes, die für
Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses ab-
hängen, berücksichtigt worden sind, sind auf die
Höchstdauer nach Abs. 4 lit. b anzurechnen. Dies gilt

nicht für berücksichtigte Zeiten eines Karenzurlaubes,
der kraft Gesetzes eingetreten ist oder auf dessen Ge-
währung ein Rechtsanspruch bestanden hat.

§ 88
Auswirkungen des Karenz-

urlaubes auf den Arbeitsplatz

(1) Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Mo-
naten übersteigenden Karenzurlaubes ist, wenn gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, die Abberufung des
Vertragsbediensteten von seinem Arbeitsplatz verbun-
den. In den letzten zwölf Monaten vor dem Antritt des
Karenzurlaubes zurückgelegte Karenzurlaubszeiten
sind für die Berechnung der Sechsmonatsfrist zu-
sammenzuzählen.

(2) Hat der Vertragsbedienstete einen Karenzurlaub
nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem
Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 2005 in Anspruch genommen, so
hat er darauf Anspruch, nach dem Wiederantritt des
Dienstes

a) wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor dem
Antritt des Karenzurlaubes verwendet wurde, oder,

b) wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit
einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz seiner
Dienststelle oder,

c) wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung
steht, mit einem gleichwertigen Arbeitsplatz einer an-
deren Dienststelle betraut zu werden. Bei der Zuwei-
sung eines Arbeitsplatzes einer anderen Dienststelle ist
nach Möglichkeit auf Wünsche des Vertragsbedienste-
ten, die sich auf die örtliche Lage des Arbeitsplatzes be-
ziehen, Bedacht zu nehmen.

§ 89
Pflegefreistellung

(1) Der Vertragsbedienstete hat unbeschadet des § 82
Anspruch auf Pflegefreistellung, wenn er aus einem der
folgenden Gründe nachweislich an der Dienstleistung
verhindert ist:

a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemeinsa-
men Haushalt lebenden erkrankten oder verunglückten
nahen Angehörigen oder leiblichen Kindes der Person,
mit der er in Lebensgemeinschaft lebt, oder

b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes
(Wahl-, Pflege- oder Stiefkindes) oder leiblichen Kindes
der Person, mit der er in Lebensgemeinschaft lebt, wenn
die Person, die das Kind ständig betreut hat, aus den
Gründen des § 24 Abs. 2 lit. a bis d des Tiroler Mutter-
schutzgesetzes 2005 für diese Pflege ausfällt.
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(2) Als nahe Angehörige im Sinn des Abs. 1 gelten
der Ehegatte und Personen, die mit dem Vertragsbe-
diensteten in gerader Linie verwandt sind, ferner Ge-
schwister, Stief-, Wahl- und Pflegekinder sowie die Per-
son, mit der der Vertragsbedienstete in Lebensgemein-
schaft lebt.

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalen-
derjahr das Ausmaß der auf eine Woche entfallenden
dienstplanmäßigen Dienstzeit des Vertragsbediensteten
nicht übersteigen. Sie vermindert sich entsprechend,
wenn der Vertragsbedienstete teilbeschäftigt ist.

(4) Darüber hinaus besteht unbeschadet des § 82
Anspruch auf Pflegefreistellung bis zum Höchstausmaß
einer weiteren Woche der im Abs. 3 angeführten Dienst-
zeit pro Kalenderjahr, wenn der Vertragsbedienstete

a) den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1
verbraucht hat und

b) wegen der notwendigen Pflege eines im gemein-
samen Haushalt lebenden erkrankten Kindes (Wahl-,
Pflege- oder Stiefkindes) des Vertragsbediensteten oder
leiblichen Kindes der Person, mit der er in Lebensge-
meinschaft lebt, sofern dieses Kind das zwölfte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, an der Dienstleistung
neuerlich verhindert ist.

(5) Die Pflegefreistellung ist in vollen Stunden zu
verbrauchen.

(6) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Ver-
tragsbediensteten während des Kalenderjahres, so ist die
in diesem Kalenderjahr bereits verbrauchte Zeit der
Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der
Änderung des Beschäftigungsausmaßes entspricht.
Bruchteile von Stunden sind hierbei auf volle Stunden
aufzurunden.

(7) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft,
so kann zu einem im Abs. 4 genannten Zweck noch nicht
verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige Verein-
barung mit dem Dienstgeber angetreten werden.

(8) Die Dauer einer Urlaubsunterbrechung nach § 78
Abs. 5 ist auf das Ausmaß nach den Abs. 3 und 4 anzu-
rechnen.

(9) Der Vertragsbedienstete hat für Kinder seines ein-
getragenen Partners nach Maßgabe der Abs. 1 bis 8 in-
soweit Anspruch auf Pflegefreistellung, als kein Eltern-
teil für die Pflege oder Betreuung zur Verfügung steht.

§ 90
Kuraufenthalt

(1) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf sein An-

suchen für die Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbe-
freiung zu gewähren, wenn

a) ein Sozialversicherungsträger oder ein Bundesamt
für Soziales und Behindertenwesen die Kosten der Kur
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet und

b) die Kur in der Benützung einer Mineralquelle oder
eines Moorbades oder im Aufenthalt in einem vorge-
schriebenen Klima oder in der therapeutischen Anwen-
dung von kaltem Wasser (Kneipp-Kur) besteht und ärzt-
lich überwacht wird.

(2) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf sein An-
suchen für die Dauer der Unterbringung in einem Ge-
nesungsheim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn er zur
völligen Herstellung der Gesundheit von einem Sozial-
versicherungsträger oder einem Bundesamt für Soziales
und Behindertenwesen nach einem chirurgischen Ein-
griff oder nach einer schweren Erkrankung in ein Ge-
nesungsheim eingewiesen wird und die Kosten des Auf-
enthaltes im Genesungsheim vom Sozialversicherungs-
träger oder von einem Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen getragen werden.

(3) Eine Dienstbefreiung nach den Abs. 1 und 2 gilt
als eine durch Krankheit verursachte Dienstverhinde-
rung.

§ 91
Außerdienststellung für die Wahl-

werbung, Dienstfreistellung bzw. Außer-
dienststellung und Kürzung der Bezüge 
von Mandataren, Außerdienststellung 

von Funktionären sowie Dienstfreistellung 
und Kürzung der Bezüge von Bürgermeistern

Hinsichtlich der Außerdienststellung von Vertrags-
bediensteten für die Wahlwerbung sowie für die Dienst-
freistellung bzw. Außerdienststellung und Kürzung der
Bezüge von Mandataren, für die Außerdienststellung
von Funktionären und für die Dienstfreistellung und
Kürzung der Bezüge von Bürgermeistern, die Vertrags-
bedienstete sind, gelten die entsprechenden gesetz-
lichen Bestimmungen für Gemeindebeamte sinngemäß.

§ 92
Familienhospizfreistellung

(1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen
die zum Zweck der Sterbebegleitung eines nahen Ange-
hörigen für einen bestimmten, drei Monate nicht über-
steigenden Zeitraum erforderliche

a) Dienstplanerleichterung, insbesondere durch
Diensttausch oder Einarbeitung,
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b) Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit in dem von ihm beantragten prozentuellen Ausmaß
unter anteiliger Herabsetzung seiner Bezüge oder

c) gänzliche Dienstfreistellung gegen Entfall der
Bezüge zu gewähren. Als nahe Angehörige gelten Per-
sonen im Sinn des § 89 Abs. 2, Schwiegereltern, Schwie-
gerkinder, Wahl- und Pflegeeltern sowie leibliche Kin-
der der Person, mit der der Vertragsbedienstete in
Lebensgemeinschaft lebt.

Dienstplanerleichterungen sind nur zulässig, wenn
sie nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des
Dienstbetriebes führen. Auf die Herabsetzung der re-
gelmäßigen Wochendienstzeit sind die §§ 33 und 34
Abs. 1 und 2 anzuwenden. Dem Vertragsbediensteten
ist auf sein Ansuchen eine Verlängerung der Maßnahme
zu gewähren, wobei die Gesamtdauer der Maßnahmen
pro Anlassfall sechs Monate nicht überschreiten darf.

(2) Der Vertragsbedienstete hat sowohl den Grund
für die Maßnahme und deren Verlängerung als auch die
Angehörigeneigenschaft glaubhaft zu machen. Auf Ver-
langen des Dienstgebers ist eine schriftliche Bescheini-
gung über die Angehörigeneigenschaft vorzulegen.

(3) Der Dienstgeber hat über die vom Vertragsbe-
diensteten beantragte Maßnahme innerhalb von fünf
Arbeitstagen, über die Verlängerung innerhalb von zehn
Arbeitstagen, ab Einlangen des Ansuchens zu entschei-
den.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten auch zum Zweck der
Betreuung von im gemeinsamen Haushalt lebenden,
schwerst erkrankten Kindern (Wahl-, Pflege- oder Stief-
kindern) des Vertragsbediensteten sowie von leiblichen
Kindern der Person, mit der der Vertragsbedienstete in
Lebensgemeinschaft lebt. Abweichend vom Abs. 1 kann
die Maßnahme zunächst für einen bestimmten, fünf
Monate nicht übersteigenden Zeitraum gewährt wer-
den. Bei einer Verlängerung darf die Gesamtdauer der
Maßnahme neun Monate nicht überschreiten.

(5) Eine dem Vertragsbediensteten unter anteiliger
Kürzung des Monatsentgelts und der Kinderzulage
gewährte Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit nach Abs. 1 lit. b bewirkt eine Kürzung des
Monatsentgelts und der Kinderzulage, die dem prozen-
tuellen Ausmaß der Dienststunden entspricht, die durch
die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
entfallen sollen. Die Kürzung wird für den Zeitraum
wirksam, für den dem Vertragsbediensteten die Herab-
setzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt
wurde. 

(6) Das Monatsentgelt und die Kinderzulage eines
Vertragsbediensteten, der nach Abs. 1 lit. c gänzlich

dienstfrei gestellt wurde, entfallen für die Dauer der
Dienstfreistellung. Für jeden Kalendertag vom ersten
Tag der Dienstfreistellung bis zum Tag des Wiederan-
trittes des Dienstes ist ein Dreißigstel des Monatsent-
geltes und der Kinderzulage abzuziehen. Umfasst ein
solcher Fall einen ganzen Kalendermonat, so entfallen
für den betreffenden Monat das Monatsentgelt und die
Kinderzulage. Bereits ausbezahlte, nicht gebührende
Leistungen sind hereinzubringen. § 88 Abs. 2 gilt sinn-
gemäß.

(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auch auf die im § 1 Abs. 2
genannten Bediensteten anzuwenden, soweit für diese
nicht das Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetz,
LGBl. Nr. 35/2003, oder dienstrechtliche Vorschriften
des Bundes gelten.

(8) Der Vertragsbedienstete hat für Kinder seines ein-
getragenen Partners nach Maßgabe der Abs. 1 bis 7 in-
soweit Anspruch auf Familienhospizfreistellung, als
kein Elternteil für die Begleitung oder Betreuung zur
Verfügung steht.

5 .  A b s c h n i t t
Beendigung des Dienstverhältnisses

§ 93
Arten der Beendigung 
des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten
endet

a) durch Tod,
b) durch einvernehmliche Auflösung,
c) durch Übernahme in ein öffentlich-rechtliches

Dienstverhältnis zu einer Gemeinde bzw. zu einem
Gemeindeverband,

d) durch vorzeitige Auflösung,
e) durch Dienstverhinderung nach § 70 Abs. 8,
f) mit dem Ablauf der Zeit, für die es eingegangen

wurde, bzw. mit dem Abschluss der Arbeit, auf die es
abgestellt war, wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte
Zeit eingegangen worden ist, oder

g) durch Kündigung mit dem Ablauf der Kündi-
gungsfrist, wenn das Dienstverhältnis auf unbestimmte
Zeit eingegangen worden ist.

(2) Während der Probezeit im Sinn des § 6 Abs. 6
kann das Dienstverhältnis von jedem Vertragsteil jeder-
zeit aufgelöst werden.

(3) Eine entgegen den Bestimmungen des § 94 aus-
gesprochene Kündigung ist rechtsunwirksam. Eine ent-
gegen den Bestimmungen des § 96 ausgesprochene Ent-
lassung gilt als Kündigung, wenn der angeführte Auf-
lösungsgrund einen Kündigungsgrund im Sinn des § 94



S T Ü C K  39, NR. 119 487

Abs. 2 bildet. Liegt auch kein Kündigungsgrund vor, so
ist die Entlassung rechtsunwirksam.

(4) In den Fällen des Abs. 3 gilt § 50 Abs. 3 zweiter
bis vierter Satz sinngemäß.

§ 94
Kündigung

(1) Ein Dienstverhältnis, das ununterbrochen ein
Jahr gedauert hat, kann der Dienstgeber nur schriftlich
und mit Angabe des Grundes kündigen. Hat das Dienst-
verhältnis noch nicht ununterbrochen ein Jahr gedau-
ert, so kann der Dienstgeber das Dienstverhältnis auch
mündlich und ohne Angabe des Grundes kündigen.

(2) Ein Grund im Sinn des Abs. 1 erster Satz, der den
Dienstgeber zur Kündigung berechtigt, liegt insbeson-
dere vor, wenn

a) der Vertragsbedienstete seine Dienstpflichten
gröblich verletzt, sofern nicht die Entlassung in Frage
kommt,

b) der Vertragsbedienstete sich für die Erfüllung der
dienstlichen Aufgaben als gesundheitlich nicht geeignet
erweist,

c) der Vertragsbedienstete den im Allgemeinen er-
zielbaren angemessenen Arbeitserfolg trotz Ermah-
nung nicht erreicht, sofern nicht die Entlassung in
Frage kommt,

d) der Vertragsbedienstete eine im Dienstvertrag ver-
einbarte Prüfung nicht rechtzeitig mit Erfolg ablegt,

e) der Vertragsbedienstete handlungsunfähig wird,
f) es sich erweist, dass das gegenwärtige oder frühere

Verhalten des Vertragsbediensteten dem Ansehen oder
den Interessen des Dienstes abträglich ist, sofern nicht
die Entlassung in Frage kommt,

g) eine Änderung des Arbeitsumfanges, der Organi-
sation des Dienstes oder der Arbeitsbedingungen die
Kündigung notwendig macht und eine Weiterverwen-
dung des Vertragsbediensteten in einer seiner dienst-
rechtlichen Stellung entsprechenden Verwendung nicht
möglich ist, es sei denn, dass das Dienstverhältnis des
Vertragsbediensteten durch die Kündigung in einem
Zeitpunkt enden würde, in dem er das 50. Lebensjahr
vollendet und das Dienstverhältnis bereits zehn Jahre
gedauert hat,

h) der Vertragsbedienstete vor dem Zeitpunkt der
Beendigung des Dienstverhältnisses das für Leistungen
aus dem Versicherungsfall des Alters in der gesetzlichen
Pensionsversicherung vorgeschriebene Anfallsalter er-
reicht hat,

i) der Vertragsbedienstete das 65. Lebensjahr vollen-
det hat und einen Anspruch auf einen Ruhegenuss aus

einem öffentlichen Dienstverhältnis hat oder mit Erfolg
geltend machen kann.

§ 95
Kündigungsfrist

(1) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Vertrags-
teile nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von
weniger als sechs Monaten eine Woche,
sechs Monaten zwei Wochen,
einem Jahr einen Monat,
zwei Jahren zwei Monate,
fünf Jahren drei Monate,
zehn Jahren vier Monate,
fünfzehn Jahren fünf Monate.

(2) Die Kündigungsfrist hat, wenn sie nach Wochen
bemessen ist, mit dem Ablauf einer Woche, wenn sie
nach Monaten bemessen ist, mit dem Ablauf eines Ka-
lendermonats zu enden. Für die Berechnung der Kün-
digungsfrist gilt § 70 Abs. 9 sinngemäß.

§ 96
Vorzeitige Auflösung 

des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis kann, wenn es auf be-
stimmte Zeit eingegangen wurde, vor dem Ablauf die-
ser Zeit, sonst aber ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist von jedem Vertragsteil aus wichtigen Gründen auf-
gelöst werden.

(2) Ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur
vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses (Entlas-
sung) berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn der Ver-
tragsbedienstete

a) die Aufnahme in das Dienstverhältnis durch un-
wahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Ver-
schweigen von Umständen erschlichen hat, die eine
Aufnahme nach diesem Gesetz oder nach anderen
Rechtsvorschriften ausgeschlossen hätten,

b) sich einer besonders schweren Verletzung der
Dienstpflichten oder einer Handlung oder einer Unter-
lassung schuldig gemacht hat, die ihn des Vertrauens des
Dienstgebers als unwürdig erscheinen lässt; dies ist ins-
besondere der Fall, wenn der Vertragsbedienstete sich
Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen
Vorgesetzte oder Mitarbeiter zuschulden kommen lässt
oder wenn er sich bei der Besorgung seiner dienstlichen
Aufgaben oder im Zusammenhang damit von dritten
Personen Geschenke, einen anderen Vermögensvorteil
oder sonstige Vorteile zuwenden lässt,

c) seinen Dienst in wesentlichen Belangen erheblich
vernachlässigt oder ohne einen wichtigen Hinderungs-
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grund während einer den Umständen nach erheblichen
Zeit die Dienstleistung unterlässt,

d) sich weigert, seine dienstlichen Aufgaben ord-
nungsgemäß zu besorgen oder Weisungen seiner Vor-
gesetzten, soweit kein Grund zur Ablehnung vorliegt,
zu befolgen,

e) eine Nebenbeschäftigung ausübt, die dem Anstand
widerstreitet oder die ihn an der vollständigen oder ge-
nauen Erfüllung seiner Dienstpflichten hindert, und er
diese Beschäftigung trotz Aufforderung nicht aufgibt,

f) sich ein ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung
des Krankenversicherungsträgers arglistig beschafft
oder missbräuchlich verwendet.

(3) Ist gegen den Vertragsbediensteten ein strafge-
richtliches Urteil ergangen, das nach den bestehenden
gesetzlichen Vorschriften den Verlust des Amtes un-
mittelbar zur Folge hat, so gilt das Dienstverhältnis mit
dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des Ur-
teils als aufgelöst. Ansprüche des Vertragsbediensteten,
die mit der Beendigung des Dienstverhältnisses entste-
hen, gelten als erloschen.

(4) Das Gleiche gilt
a) bei Vertragsbediensteten in einer nach § 15 Abs. 1

österreichischen Staatsbürgern vorbehaltenen Verwen-
dung für den Fall des Verlustes der österreichischen
Staatsbürgerschaft,

b) bei anderen Vertragsbediensteten
1. für den Fall des Verlustes der österreichischen

Staatsbürgerschaft, wenn weder die Staatsangehörigkeit
eines vom § 4 Abs. 1 lit. a erfassten Landes gegeben ist
noch die Nachsicht nach § 4 Abs. 4 vor dem Verlust
erteilt worden ist,

2. für den Fall des Verlustes der Staatsangehörigkeit
eines vom § 4 Abs. 1 lit. a erfassten Landes, wenn nicht
die Staatsangehörigkeit eines anderen vom § 4 Abs. 1
lit. a erfassten Landes oder die österreichische Staats-
bürgerschaft gegeben ist oder die Nachsicht nach § 4
Abs. 4 vor dem Verlust erteilt worden ist.

(5) Ein wichtiger Grund, der den Vertragsbedienste-
ten zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses
(Austritt) berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn der
Vertragsbedienstete zur Dienstleistung unfähig wird
oder die Dienstleistung ohne Schaden für seine Ge-
sundheit nicht mehr fortsetzen kann.

§ 97
Ausbildungskostenersatz

(1) Der Vertragsbedienstete hat der Gemeinde bzw.
dem Gemeindeverband im Fall der Beendigung des

Dienstverhältnisses durch einvernehmliche Auflösung,
durch vorzeitige Auflösung oder durch Kündigung die
Kosten einer Ausbildung zu ersetzen, wenn

a) die Ausbildung dem Vertragsbediensteten Spezial-
kenntnisse theoretischer und praktischer Art vermittelt,
die dieser auch bei anderen Arbeitgebern verwerten
kann, und

b) 1. der Ausbildungskostenersatz vor dem Beginn
der Ausbildung schriftlich mit dem Vertragsbedienste-
ten vereinbart wurde, oder

2. bei Nichtvorliegen einer solchen Vereinbarung die
Kosten der Ausbildung am Tag ihrer Beendigung das
Sechsfache des Gehaltes eines Beamten der Allgemei-
nen Verwaltung der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, zu-
züglich allfälliger Teuerungszulagen übersteigen.

Die Kosten einer Grundausbildung sind nicht zu er-
setzen.

(2) Die Höhe des Ausbildungskostenersatzes verrin-
gert sich für jeden vollen Monat, der zwischen dem Zeit-
punkt der Beendigung der Ausbildung und dem Zeit-
punkt der Beendigung des Dienstverhältnisses liegt, um
ein Sechzigstel der Ausbildungskosten.

(3) Der Ausbildungskostenersatz entfällt zur Gänze,
wenn das Dienstverhältnis

a) mehr als fünf Jahre nach der Beendigung der Aus-
bildung geendet hat, oder

b) vor dem Ablauf dieser Frist
1. vom Dienstgeber aus einem der im § 94 Abs. 2 lit. b,

e, g, h und i angeführten Gründe gekündigt worden ist
oder

2. vom Vertragsbediensteten aus einem der im § 96
Abs. 5 angeführten wichtigen Gründe durch Austritt
vorzeitig aufgelöst worden ist.

(4) Bei der Berechnung des Zeitraums nach Abs. 2
und der Frist nach Abs. 3 sind Zeiten eines Karenz-
urlaubes, mit Ausnahme eines Karenzurlaubes nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutter-
schutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenz-
urlaubsgesetz 2005, nicht zu berücksichtigen.

(5) Bei der Ermittlung der Ausbildungskosten sind
a) die Kosten, die der Gemeinde bzw. dem Gemein-

deverband aus Anlass der Vertretung des Vertrags-
bediensteten während der Ausbildung erwachsen sind,
und

b) die dem Vertragsbediensteten während der Aus-
bildung zugeflossenen Bezüge, mit Ausnahme der durch
die Teilnahme an der Ausbildung verursachten Reise-
gebühren,

nicht zu berücksichtigen.
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§ 98
Abfertigung

(1) Soweit im § 124 nichts anderes bestimmt ist, gel-
ten für die Anwartschaft und den Anspruch des Ver-
tragsbediensteten auf Abfertigung, die hierfür zu leis-
tenden Beiträge sowie die Auswahl der Betrieblichen
Vorsorgekasse die Bestimmungen des 1. Teiles und § 48
des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbstständigenvor-
sorgegesetzes – BMSVG mit folgenden Abweichungen:

a) der Beitragsleistung im Sinn des § 6 BMSVG sind
das Monatsentgelt nach § 37 und die Sonderzahlungen
nach § 38 zugrunde zu legen,

b) die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse er-
folgt abweichend vom § 9 BMSVG durch den Gemein-
derat, bei einem Gemeindeverband die Verbandsver-
sammlung oder das nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen oder der Verbandssatzung zuständige Organ unter
Mitwirkung des zuständigen Organes der Personalver-
tretung oder, wenn es sich um einen Betrieb handelt, des
für den Vertragsbediensteten zuständigen Betriebsrates,
falls ein solcher eingerichtet ist; besteht in einer Ge-
meinde oder in einem Gemeindeverband keine Dienst-
nehmervertretung, so sind vor der Auswahl der Mitar-
beitervorsorgekasse die privatrechtlich Bediensteten der
betreffenden Gemeinde bzw. des betreffenden Gemein-
deverbandes und die Gewerkschaft der Gemeindebe-
diensteten, Landesgruppe Tirol, zu hören.

c) für Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges hat
der Vertragsbedienstete oder der ehemalige Vertragsbe-
dienstete, soweit dieser bei Beginn des Kinderbetreu-
ungsgeldbezuges abgesehen vom Geschlecht die An-
spruchsvoraussetzungen für Wochengeld nach § 162
ASVG (fiktiv) erfüllt hat, Anspruch auf eine Beitrags-
leistung in Höhe von 1,53 v. H. des Kinderbetreuungs-
geldes nach den §§ 3 Abs. 1, 5a Abs. 1, 5b Abs. 1, 5c
Abs. 1 und 24a Abs. 1 des Kinderbetreuungsgeldge-
setzes,

d) die §§ 1, 2, 6 Abs. 5, 7 Abs. 5, 6 und 6a, 9 Abs. 1
und 10 BMSVG gelten nicht.

(2) Abs. 1 ist auch auf die im § 1 Abs. 2 genannten
Bediensteten anzuwenden, soweit für diese nicht das
Innsbrucker Vertragsbedienstetengesetz oder dienst-
rechtliche Vorschriften des Bundes gelten.

§ 99
Sterbegeld

Endet das Dienstverhältnis durch den Tod des Ver-
tragsbediensteten, so gebührt dem überlebenden Ehe-
gatten bzw. den Vollwaisen, für deren Unterhalt der Ver-

tragsbedienstete im Zeitpunkt seines Todes zu sorgen
hatte, ein Restbetrag auf das Monatsentgelt, die Kin-
derzulage und eine allfällige Sonderzahlung des Ver-
storbenen als Sterbegeld.

§ 100
Zeugnis

Bei Beendigung des Dienstverhältnisses ist dem Ver-
tragsbediensteten auf sein Verlangen ein schriftliches
Zeugnis über die Dauer und die Art seiner Verwendung
auszustellen.

6 .  A b s c h n i t t
Sonderverträge

§ 101
Sonderverträge

In Ausnahmefällen können in Dienstverträgen Rege-
lungen getroffen werden, die von den Bestimmungen
dieses Gesetzes abweichen. Solche Dienstverträge sind
als Sonderverträge zu bezeichnen.

7 .  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen 

für pädagogische Fachkräfte 
in Kinderbetreuungseinrichtungen

§ 102
Dienstzeit

(1) Die Wochendienstzeit für pädagogische Fach-
kräfte in Kinderbetreuungseinrichtungen beträgt für die
Kinderbetreuung und für die Vor- und Nachbereitung
insgesamt 40 Wochenstunden.

(2) Die Vor- und Nachbereitung umfasst insbeson-
dere die Vorbereitung der pädagogischen Arbeit, die
Dokumentation der pädagogischen Arbeit, die Eltern-
und Teamarbeit, die Fortbildung und die Verwaltungs-
tätigkeit.

(3) Für die Vor- und Nachbereitung sind von päda-
gogischen Fachkräften, die Kinderkrippen-, Kindergar-
ten-, Hort- oder Integrationsgruppen betreuen, fünf
Stunden und von pädagogischen Fachkräften, die heil-
pädagogische Gruppen betreuen, acht Stunden der
Wochendienstzeit zu verwenden.

(4) Für die Besorgung von Leitungsaufgaben nach
§ 30 Abs. 1 des Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbe-
treuungsgesetzes, sind von pädagogischen Fachkräften
unbeschadet des Abs. 3 drei Stunden der Wochen-
dienstzeit zu verwenden.

(5) Bei Teilzeitbeschäftigung verringern sich die Zei-
ten nach den Abs. 3 und 4 auf das der Teilzeitbeschäfti-
gung entsprechende Ausmaß.
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§ 103
Zeiten außerhalb des 

Kindergartenjahres, Urlaub

(1) Die pädagogischen Fachkräfte sind während der
nach § 2 Abs. 17 des Tiroler Kinderbildungs- und Kin-
derbetreuungsgesetzes nicht zum Kindergartenjahr
zählenden Zeiten (Zeiten außerhalb des Kindergarten-
jahres) beurlaubt, soweit im Abs. 2 und in den §§ 104
und 105 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die pädagogischen Fachkräfte sind zu Beginn und
am Ende des Zeitraumes nach § 2 Abs. 2 Z. 2 des Schul-
zeitgesetzes 1985 bis zum Höchstausmaß von insgesamt
sechs Tagen zur Anwesenheit und zur Dienstleistung in
der Kinderbetreuungseinrichtung verpflichtet, wenn
dies erforderlich ist.

§ 104
Urlaubssonderregelungen

(1) Auf pädagogische Fachkräfte, die während der
Zeiten außerhalb des Kindergartenjahres zur Dienst-
leistung herangezogen werden, sind die §§ 73 bis 81 sinn-
gemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des
Kalenderjahres das Kinderbetreuungsjahr im Sinn des
§ 2 Abs. 16 des Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbe-
treuungsgesetzes tritt. Der Erholungsurlaub ist so weit
wie möglich während der Zeiten außerhalb des Kinder-
gartenjahres zu verbrauchen.

(2) Zeiten außerhalb des Kindergartenjahres, in denen
pädagogische Fachkräfte nicht zur Dienstleistung he-
rangezogen werden, gelten als verbrauchter Erholungs-
urlaub. Der Berechnung des Urlaubsverbrauches ist die
durchschnittliche tägliche Dienstzeit zugrunde zu legen.

(3) Die von pädagogischen Fachkräften, die während
der Zeiten außerhalb des Kindergartenjahres zur Dienst-
leistung herangezogen werden, gegenüber pädagogi-
schen Fachkräften, die während dieser Zeiten nicht zur
Dienstleistung herangezogen werden, erhöhte jährliche
Dienstzeit ist, soweit die Wochendienstzeit nach § 102
Abs. 1 nicht überschritten wird, durch Freizeit im Ver-
hältnis 1:1 bis spätestens zum Ende des nächstfolgen-
den Kinderbetreuungsjahres auszugleichen. Dies gilt
nicht für Tätigkeiten nach § 103 Abs. 2 und für die Fort-
bildung nach § 105. Ist der Zeitausgleich nicht möglich,
so ist die erhöhte Dienstzeit mit der Grundvergütung
für Überstunden nach § 110 Abs. 2 abzugelten. Die
Grundvergütung ist nur für tatsächlich geleistete
Dienststunden zu gewähren.

(4) Auf pädagogische Fachkräfte, deren Dienstver-
hältnis vor dem Ablauf des Kinderbetreuungsjahres
endet, sind die Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden,

auch wenn sie nicht während der Zeiten außerhalb des
Kindergartenjahres zur Dienstleistung herangezogen
wurden.

§ 105
Fortbildung

Pädagogische Fachkräfte haben sich um ihre beruf-
liche Fortbildung zu bemühen. Sie sind jedenfalls ver-
pflichtet, während der Zeiten außerhalb des Kindergar-
tenjahres Fortbildungsveranstaltungen im Ausmaß von
höchstens fünf Tagen im Kinderbetreuungsjahr zu be-
suchen, wenn sie hierzu beauftragt werden.

§ 106
Monatsentgelt

(1) Pädagogische Fachkräfte sind in die Entloh-
nungsgruppe ki einzureihen. Das Monatsentgelt der
vollbeschäftigten pädagogischen Fachkräfte je Entloh-
nungsstufe ist in der Anlage 3 dargestellt. 

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

(3) Die besondere Zulage zum Monatsentgelt nach
§ 47 gebührt nicht.

§ 107
Dienstzulage für Leitungsaufgaben

(1) Für die Besorgung von Leitungsaufgaben nach
§ 30 Abs. 1 des Tiroler Kinderbildungs- und Kinder-
betreuungsgesetzes gebührt eine Dienstzulage. Sie wird
durch die Dienstzulagengruppe und die Entlohnungs-
stufe bestimmt.

(2) Es bestehen folgende Dienstzulagengruppen:
a) Dienstzulagengruppe 1: für die Leitung von fünf

oder mehr Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder
Integrationsgruppen und für die Leitung von vier oder
mehr heilpädagogischen Gruppen,

b) Dienstzulagengruppe 2: für die Leitung von vier
Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Integra-
tionsgruppen und für die Leitung von drei heilpädago-
gischen Gruppen,

c) Dienstzulagengruppe 3: für die Leitung von drei
Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Integra-
tionsgruppen und für die Leitung von zwei heilpädago-
gischen Gruppen,

d) Dienstzulagengruppe 4: für die Leitung von zwei
Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Integra-
tionsgruppen und für die Leitung einer heilpädagogi-
schen Gruppe,

e) Dienstzulagengruppe 5: für die Leitung einer Kin-
derkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Integrations-
gruppe.
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§ 108
Höhe der Dienstzulage für Leitungsaufgaben 

(1) Die Dienstzulage für die Besorgung von Lei-
tungsaufgaben beträgt:

in der Dienst-
in den Entlohnungsstufen

zulagengruppe 1 bis 10 11 bis 15 ab 16
Euro

1 253,8 269,4 288,6
2 231,9 244,3 260,7
3 183,0 193,9 207,6
4 139,2 148,0 157,1
5 87,3 93,2 100,3

(2) Pädagogischen Fachkräften, die mindestens wäh-
rend eines Monats ununterbrochen vertretungsweise
Leitungsaufgaben besorgen, gebührt ab dem 31. Kalen-
dertag der Vertretung pro Kalendertag 1/30 der Dienst-
zulage nach Abs. 1.

§ 109
Dienstzulage für die 

Betreuung von Integrationsgruppen 
und heilpädagogischen Gruppen

(1) Pädagogischen Fachkräften, die Integrations-
gruppen oder heilpädagogische Gruppen betreuen und
die besonderen Anstellungserfordernisse nach § 31
Abs. 1 lit. d oder e des Tiroler Kinderbildungs- und Kin-
derbetreuungsgesetzes erfüllen, gebührt eine Dienstzu-
lage. Sie wird durch die Entlohnungsstufe bestimmt.

(2) Die Dienstzulage nach Abs. 1 beträgt:
in den Entlohnungsstufen Euro

1 bis 5 ..................................................... 89,1
6 bis 11 .................................................. 125,2
ab 12 .................................................... 177,8

(3) Pädagogischen Fachkräften, die heilpädagogische
Gruppen betreuen und die im Abs. 1 genannten beson-
deren Anstellungserfordernisse nicht erfüllen, gebührt
eine Dienstzulage in der Höhe von 50 v. H. der Dienst-
zulage nach Abs. 2.

§ 110
Überstunden, Überstundenvergütung

(1) Eine Überstunde liegt vor, wenn die Wochen-
dienstzeit für die Kinderbetreuung von pädagogischen
Fachkräften, die

a) Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Inte-
grationsgruppen betreuen, 35 Wochenstunden,

b) heilpädagogische Gruppen betreuen, 32 Wochen-
stunden,

c) Kinderkrippen-, Kindergarten-, Hort- oder Inte-
grationsgruppen leiten, 32 Wochenstunden und

d) ausschließlich heilpädagogische Gruppen leiten,
29 Wochenstunden

überschreitet.
(2) Abweichend vom § 53 Abs. 3 ist die Grundver-

gütung für die Überstunden durch die Teilung des
Monatsentgeltes bei Überstunden nach Abs. 1 lit. a
durch 151,55, nach Abs. 1 lit. b und c durch 138,56 und
nach Abs. 1 lit. d durch 125,57 zu ermitteln.

§ 111
Vorübergehende Zuweisung 

zur Dienstleistung

(1) Pädagogische Fachkräfte können in Zeiten
außerhalb des Kindergartenjahres ohne ihre Zustim-
mung einer anderen Gemeinde vorübergehend zur
Dienstleistung zugewiesen werden, wenn dort eine ge-
meindeübergreifende Kinderbetreuungsgruppe im Sinn
des § 2 Abs. 9 des Tiroler Kinderbildungs- und Kinder-
betreuungsgesetzes unter Beteiligung der zuweisenden
Gemeinde geführt wird.

(2) Eine vorübergehende Zuweisung zur Dienstleis-
tung nach Abs. 1 gilt als Dienstzuteilung. Für deren
Dauer gilt die Kinderbetreuungseinrichtung, in der die
gemeindeübergreifende Kinderbetreuungsgruppe ge-
führt wird, als Dienststelle. Der Bürgermeister der
Standortgemeinde ist im Sinn der dienstrechtlichen Vor-
schriften Vorgesetzter der vorübergehend zur Dienst-
leistung zugewiesenen pädagogischen Fachkräfte;
gegenüber diesen obliegen ihm jedoch ausschließlich die
Ausübung der Fachaufsicht und die Befugnis zur Ertei-
lung von fachlichen Weisungen.

8 .  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen für Assistenz-

kräfte in Kinderbetreuungseinrichtungen

§ 112

(1) Für Assistenzkräfte in Kinderbetreuungseinrich-
tungen gelten die §§ 73 bis 81 sinngemäß mit der Maß-
gabe, dass anstelle des Kalenderjahres das Kinderbe-
treuungsjahr im Sinn des § 2 Abs. 16 des Tiroler Kin-
derbildungs- und Kinderbetreuungsgesetzes tritt, der
Erholungsurlaub während der Zeiten außerhalb des Kin-
dergartenjahres zu verbrauchen ist und die Zeit einer
Beurlaubung nach § 103 Abs. 1 als verbrauchter Erho-
lungsurlaub gilt.

(2) Assistenzkräfte sind in das Entlohnungsschema I
nach § 40 einzustufen.

(3) Für Assistenzkräfte, die die volle Wochendienst-
zeit von 40 Stunden überschreiten, gilt hinsichtlich des
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Ausgleiches von Überstunden in Freizeit § 29 bzw. hin-
sichtlich der Überstundenvergütung § 53 sinngemäß.

(4) Für Assistenzkräfte gilt § 111 sinngemäß.

9. Abschnitt
Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 113
Eigener Wirkungsbereich

Die den Gemeinden und den Gemeindeverbänden
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind solche
des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 114
Gleichstellung von Gemeindeverbänden

In dienst- und besoldungsrechtlichen Angelegenhei-
ten sind die Gemeindeverbände den Gebietskörper-
schaften gleichgestellt.

§ 115
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Soweit in diesem Gesetz für die Bezeichnung von Per-
sonen die männliche Form verwendet wird, ist für den
Fall, dass es sich um eine Frau handelt, die entsprechende
weibliche Form zu verwenden.

§ 116
Verwendung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband darf
von Vertragsbediensteten und ihren Angehörigen und
Hinterbliebenen folgende Daten verarbeiten, sofern
diese Daten für die Erfüllung der ihm als Dienstgeber
obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, Daten über Einkommensverhältnisse, Bankver-
bindungen, Sozialversicherungsverhältnisse einschließ-
lich Sozialversicherungsnummer, Familienstand, Kin-
der und strafgerichtliche Verurteilungen.

(2) Darüber hinaus darf die Gemeinde bzw. der
Gemeindeverband folgende Daten verarbeiten, sofern
diese Daten für die Erfüllung der ihr bzw. ihm als Dienst-
geber obliegenden Aufgaben jeweils erforderlich sind:

a) von Vertragsbediensteten: Staatsbürgerschaft, Per-
sonalnummer, Daten über Aus- und Weiterbildung,
Gesundheitsdaten in Bezug auf Eignung, Verwendung,
Dienstunfälle und Berufskrankheiten, dienstrechtsbe-
zogene, besoldungsbezogene und pensionsbezogene
Daten,

b) von überlebenden Ehegatten von Vertragsbediens-
teten: Daten über Witwen- und Witwerversorgung und
weitere pensionsbezogene Leistungen und Eheverhält-
nisse,

c) von Kindern von Vertragsbediensteten: Daten über
Waisenversorgung und weitere pensionsbezogene Leis-
tungen, Unterhaltsansprüche, Einkünfte, Schul- und
Berufsausbildung, Gesundheitsdaten in Bezug auf Stu-
dienbehinderung und Erwerbsunfähigkeit.

(3) Die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband darf
Daten nach den Abs. 1 und 2 an die Behörden des Bun-
des, der Länder, der Gemeinden und der Gemeindever-
bände, an die Träger der dienstrechtlichen Kranken- und
Unfallfürsorgeeinrichtungen, an den jeweils zuständi-
gen Sozialversicherungsträger und an den Hauptver-
band der österreichischen Sozialversicherungsträger
übermitteln, sofern diese Daten jeweils für die Erfüllung
der diesen Einrichtungen bzw. Organen obliegenden
Aufgaben erforderlich sind.

(4) Die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband hat
zum Schutz der Geheimhaltungsinteressen der Betrof-
fenen jedenfalls die im § 14 Abs. 2 des Datenschutz-
gesetzes 2000 genannten Maßnahmen zu treffen.

(5) Die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband hat
Daten nach den Abs. 1 und 2 zu löschen, sobald diese
für die Erfüllung der ihr bzw. ihm als Dienstgeber ob-
liegenden Aufgaben nicht mehr benötigt werden.

§ 117
Umsetzung von Unionsrecht

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

1. Richtlinie 1997/81/EG des Rates zu der von
UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenver-
einbarung über Teilzeitarbeit, ABl. 1998 Nr. L 14, S. 9,
zuletzt geändert durch die Richtlinie 98/23/EG, ABl.
1998 Nr. L 131, S. 10,

2. Richtlinie 1999/70/EG des Rates zu der EGB-
UNICE-CEEP – Rahmenvereinbarung über befristete
Arbeitsverträge, ABl. 1999 Nr. L 175, S. 43,

3. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über bestimmte Aspekte der
Arbeitszeitgestaltung, ABl. 2003 Nr. L 299, S. 9,

4. Richtlinie 2009/50/EG des Rates über die Bedin-
gungen für die Einreise und den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizier-
ten Beschäftigung, ABl. 2009 Nr. L 155, S. 17.

§ 118
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Landesgesetze auf
die jeweils geltende Fassung.
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(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Bundesgesetze auf
die im Folgenden jeweils angeführte Fassung:

1. Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 508/1995,

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG),
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 52/2011,

3. Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 12/2009,

4. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 56/2005,

5. Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 95/1998,

6. Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/2010,

7. Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz,
BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 51/2011,

8. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 7/2011,

9. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 40/2010,

10. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvor-
sorgegesetz (BMSVG), BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/2011,

11. Bundesgesetz über die Abgeltung von wissen-
schaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Uni-
versitäten und Universitäten der Künste, BGBl. Nr.
463/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 120/2002,

12. Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft
(Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG), BGBl. I
Nr. 135/2009,

13. Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 3/2009,

14. Bundesverfassungsgesetz über Kooperation und
Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und
Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I
Nr. 38/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 35/1998,

15. Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2009,

16. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/2011,

17. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009,

18. Fachhochschul-Studiengesetz (FHStG), BGBl.
Nr. 340/1993, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 2/2008,

19. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 76/2011,

20. Forschungsorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 341/1981,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2004,

21. Gehaltskassengesetz 1959, BGBl. Nr. 254, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 104/1985,

22. Gehaltskassengesetz 2002, BGBl. I Nr. 154/2001,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2010,

23. Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I
Nr. 108/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 74/2011,

24. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2010,

25. Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

26. Hebammengesetz, BGBl. Nr. 310/1994, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2011,

27. Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

28. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 4/2010,

29. Hochschulgesetz 2005, BGBl. I Nr. 30/2006,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 73/2011,

30. Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz, BGBl. I
Nr. 8/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 93/2010,

31. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 4/2010,

32. Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984, BGBl.
Nr. 302, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 30/2011,

33. Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

34. Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, BGBl.
Nr. 172, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 30/2011,

35. Land- und forstwirtschaftliches Landesvertrags-
lehrpersonengesetz, BGBl. Nr. 244/1969, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 153/2009,

36. Mietrechtsgesetz – MRG, BGBl. Nr. 520/1981,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 30/2009, 

37. MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 74/2011,

38. MTF-SHD-G, BGBl. Nr. 102/1961, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 61/2010,
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39. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 58/2010,

40. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 4/2010,

41. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 113/2006,

42. Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 142/2009, 

43. Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 67/2011,

44. Theaterarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2010, 
45. Universitäts-Studiengesetz, BGBl. I Nr. 48/1997,

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008,
46. Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120, zuletzt

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 13/2011 und die
Kundmachung BGBl. I Nr. 45/2011,

47. Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBl. Nr. 145/1988,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2009,

48. Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

49. Wehrgesetz 1990, BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 122/2001,

50. Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

51. Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010,

52. Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010.

§ 119
Übergangsbestimmungen 

zur Grundausbildung 

(1) In der Verordnung nach § 36 Abs. 1 ist festzule-
gen, mit welcher Wirksamkeit die Grundausbildung für
Vertragsbedienstete erstmals nach den Bestimmungen
des § 36 durchzuführen ist.

(2) Bis zu diesem Zeitpunkt sind Ausbildungslehr-
gänge einschließlich der Dienstprüfung, die auf Grund-
lage des nach § 2a in der bis zum 31. Dezember 2011 gel-
tenden Fassung begonnen wurden, in Anwendung die-
ser Bestimmung abzuschließen.

(3) Ausbildungslehrgänge und Dienstprüfungen, die
auf Grundlage der nach § 2a in der bis zum 31. Dezem-
ber 2011 geltenden Fassung anzuwendenden Vorschrif-
ten absolviert und abgelegt wurden, werden als Ausbil-
dungslehrgänge und Dienstprüfungen nach Maßgabe
des § 36 Abs. 10 anerkannt. Die Landesregierung hat in
der Grundausbildungsverordnung (§ 36 Abs. 8) festzu-
legen, welche dieser Ausbildungslehrgänge und Dienst-
prüfungen den in der Grundausbildungsverordnung

eingerichteten Ausbildungslehrgängen und den dort
vorgesehenen Dienstprüfungen in Teilen oder zur
Gänze gleichwertig sind.

§ 120
Übergangsbestimmungen 
zum Vorrückungsstichtag

(1) Wurde ein früheres Dienstverhältnis des Ver-
tragsbediensteten zu einer Gemeinde bzw. zu einem
Gemeindeverband wegen Ausgliederung der Einrich-
tung, an der er tätig war, aus der Gemeinde bzw. aus dem
Gemeindeverband beendet und hat der Vertragsbediens-
tete im Rahmen eines Dienstverhältnisses weiterhin an
derselben Einrichtung Dienst versehen, so ist die Zeit
dieses späteren Dienstverhältnisses bei der Festsetzung
des Vorrückungsstichtages bis zum Höchstausmaß von
drei Jahren wie eine Dienstzeit zu einer inländischen
Gebietskörperschaft zu behandeln. Eine Berücksichti-
gung ist ausgeschlossen, wenn

a) dem Vertragsbediensteten aus Anlass der Ausglie-
derung die Möglichkeit eingeräumt worden ist, seinen
Dienst an der ausgegliederten Einrichtung weiterhin im
Rahmen eines Dienstverhältnisses zu einer Gemeinde
bzw. zu einem Gemeindeverband auszuüben, und er sich
für die Beendigung des Dienstverhältnisses zu einer
Gemeinde bzw. zu einem Gemeindeverband entschie-
den hat oder

b) der Vertragsbedienstete beim Ausscheiden aus
dem Dienst zu einer Gemeinde bzw. zu einem Gemein-
deverband eine Abfertigung erhalten und diese nicht
zurückerstattet hat.

(2) Auf Vertragsbedienstete, die
a) vor dem 1. Oktober 1995 in ein Dienstverhältnis

zu einer inländischen Gebietskörperschaft eingetreten
und

b) seither ohne Unterbrechung in einem Dienstver-
hältnis oder in mehreren Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft oder zu inländischen
Gebietskörperschaften gestanden

sind, sind anstelle des § 44 die Bestimmungen des
§ 26 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 43/1995
sinngemäß anzuwenden. Ausschließlich durch arbeits-
freie Tage bewirkte Unterbrechungen gelten nicht als
Unterbrechungen im Sinn der lit. b.

(3) Für die Anwendung des Abs. 2 sind folgende Be-
schäftigungs- und Ausbildungsverhältnisse einem
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörper-
schaft gleichgestellt:
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a) Wehrdienst als Zeitsoldat nach § 32 des Wehr-
gesetzes 1990,

b) Teilnahme an der Eignungsausbildung nach § 2b
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in der bis zum
Ablauf des 31. Dezember 2003 geltenden Fassung,

c) Verwendung im Unterrichtspraktikum im Sinn des
Unterrichtspraktikumsgesetzes,

d) Tätigkeit als Lehrbeauftragter im Sinn des § 2a des
Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissenschaft-
lichen und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten
und Universitäten der Künste, wenn

1. diesen Lektoren und Lehrbeauftragten bereits seit
dem 1. Jänner 1991 ununterbrochen remunerierte Lehr-
aufträge erteilt worden sind, die das im § 2a Abs. 1 und 2
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und
Prüfungstätigkeiten an Hochschulen genannte Stun-
denausmaß in den darauf folgenden Semestern im
Durchschnitt jeweils insgesamt überschritten haben
und

2. diese Lektoren und Lehrbeauftragten während die-
ses Zeitraumes in keinem anderen sozialversicherungs-
pflichtigen Dienstverhältnis gestanden sind.

(4) Für besoldungsrechtliche Ansprüche, die sich aus
einer nach § 44 Abs. 19 und 20 vorgenommenen rück-
wirkenden Verbesserung des Vorrückungsstichtages
aufgrund der Anrechnung von vor dem 1. Februar 2009
liegenden Zeiten ergeben, gilt § 69 mit der Maßgabe,
dass der folgende Zeitraum nicht auf die Verjährungs-
frist anzurechnen ist:

a) für besoldungsrechtliche Ansprüche, die sich auf-
grund des § 44 Abs. 19 in Verbindung mit Abs. 20 lit. d
ergeben, der Zeitraum vom 1. Jänner 1995 bzw. vom nach
diesem Zeitpunkt liegenden Beginn der Wirksamkeit der
erstmaligen Gleichstellung hinsichtlich der Arbeitsbe-
dingungen aufgrund eines entsprechenden Vertrages im
Rahmen der europäischen Integration bis zum 31. Jän-
ner 2009,

b) für besoldungsrechtliche Ansprüche, die sich auf-
grund des § 44 Abs. 19 in Verbindung mit Abs. 20 lit. e
ergeben, der Zeitraum vom 1. Jänner 1995 bis zum
31. Jänner 2009,

c) für besoldungsrechtliche Ansprüche, die sich auf-
grund des § 44 Abs. 19 in Verbindung mit Abs. 20 lit. f
ergeben, der Zeitraum vom Beginn der Wirksamkeit des
Beitrittes Österreichs zur betreffenden zwischenstaat-
lichen Einrichtung bis zum 31. Jänner 2009.

(5) Eine Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages
und der daraus resultierenden entgeltrechtlichen Stel-
lung aufgrund der §§ 43 und 44 erfolgt nur auf Antrag.

(6) Auf Vertragsbedienstete, die keinen Antrag nach
Abs. 5 stellen, sind die für die Festsetzung des Vor-
rückungsstichtages maßgeblichen Bestimmungen des
Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes in der am
31. Dezember 2003 geltenden Fassung anzuwenden.

(7) Auf Personen, die am Tag der Kundmachung die-
ses Gesetzes in einem Dienstverhältnis zu einer Ge-
meinde bzw. zu einem Gemeindeverband stehen und für
die noch kein Vorrückungsstichtag festgesetzt wurde,
sind die Abs. 5 und 6 bei der erstmaligen Festsetzung
ihres Vorrückungsstichtages sinngemäß anzuwenden.

(8) Für entgeltrechtliche Ansprüche, die sich aus
einer Neufestsetzung des Vorrückungsstichtages erge-
ben, ist der Zeitraum vom 18. Juni 2009 bis zum Tag der
Kundmachung dieses Gesetzes nicht auf die dreijährige
Verjährungsfrist nach § 69 anzurechnen.

(9) Bei der Berechnung der für die Gewährung einer
Jubiläumszuwendung maßgeblichen Dienstzeit sind bei
Vertragsbediensteten, die am Tag der Kundmachung die-
ses Gesetzes in einem Dienstverhältnis zu einer Ge-
meinde bzw. zu einem Gemeindeverband stehen, die für
die Festsetzung des Vorrückungsstichtages maßgeb-
lichen Bestimmungen des Gemeinde-Vertragsbediens-
tetengesetzes in der am 31. Dezember 2003 geltenden
Fassung anzuwenden.

(10) Auf Vertragsbedienstete nach Abs. 2 ist im Fall
der Antragsstellung nach Abs. 5

a) § 44 Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei
der Anwendung der lit. b Z. 2 sublit. bb die Obergrenze
von drei Jahren entfällt, und

b) § 44 Abs. 2 anzuwenden.

§ 121
Übergangsbestimmung 

zum Fahrtkostenzuschuss

Der Eigenanteil nach § 64 Abs. 3 beträgt für die Zeit
vom 1. Februar 2010 bis 31. Jänner 2011 35,40 Euro und
für die Zeit vom 1. Februar 2011 bis 31. Dezember 2011
36,08 Euro.

§ 122
Übergangsbestimmung 
zum Erholungsurlaub

Auf den Vertragsbediensteten, dessen Dienstverhält-
nis zu einer Gemeinde bzw. zu einem Gemeindeverband
vor dem 1. Jänner 2007 begründet wurde, ist § 55 Abs. 1,
5 und 6 des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes in der
am 31. Dezember 2006 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden, sofern dem Vertragsbediensteten nach diesen
Bestimmungen bereits vor der Vollendung des 43. Le-
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bensjahres ein Urlaubsausmaß von 240 Dienststunden
gebührt.

§ 123
Übergangsbestimmungen 

zum Karenzurlaub

(1) Auf Karenzurlaube, die vor dem 1. Jänner 2010
angetreten worden sind, ist hinsichtlich ihrer Berück-
sichtigung für zeitabhängige Rechte § 65 Abs. 4 lit. b des
Landes-Vertragsbedienstetengesetzes in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2009 weiterhin sinngemäß
anzuwenden.

(2) § 79 dritter Satz ist auch auf Karenzurlaube nach
dem Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mut-
terschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenz-
urlaubsgesetz 2005 anzuwenden, die vor dem 1. Jänner
2012 angetreten worden sind und frühestens mit dem
Ablauf des 1. Jänner 2012 enden.

§ 124
Übergangsbestimmungen 

zur Abfertigung

(1) Dem Vertragsbediensteten, dessen Dienstver-
hältnis vor dem 1. Juli 2003 begonnen hat, gebührt bei
der Beendigung dieses Dienstverhältnisses eine Abfer-
tigung nach den Abs. 3 bis 12 und 15, soweit in den
Abs. 2, 4, 7 und 8 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Eine Abfertigung gebührt nicht, wenn
a) das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit eingegan-

gen wurde und durch Zeitablauf geendet hat, es sei denn,
dass es sich um ein Dienstverhältnis zu Vertretungs-
zwecken handelt,

b) das Dienstverhältnis vom Dienstgeber nach § 94
Abs. 2 lit. a, c oder f gekündigt wurde,

c) das Dienstverhältnis vom Vertragsbediensteten
gekündigt wurde, soweit in den Abs. 3, 5 und 6 nichts
anderes bestimmt ist,

d) der Vertragsbedienstete aus seinem Verschulden
entlassen wurde,

e) das Dienstverhältnis nach § 96 Abs. 3 oder 4 als
aufgelöst gilt,

f) der Vertragsbedienstete ohne wichtigen Grund
austritt,

g) das Dienstverhältnis einvernehmlich aufgelöst
wird und keine Vereinbarung über die Abfertigung zu-
stande kommt, soweit im Abs. 5 lit. b nichts anderes
bestimmt ist,

h) das Dienstverhältnis nach § 93 Abs. 1 lit. c endet.
(3) Abweichend vom Abs. 2 gebührt dem Vertrags-

bediensteten eine Abfertigung, wenn er

a) verheiratet ist und innerhalb von sechs Monaten
nach seiner Eheschließung oder

b) innerhalb von sechs Monaten nach
1. der Geburt eines eigenen Kindes oder
2. der Annahme eines von ihm allein oder gemeinsam

mit seinem Ehegatten an Kindes statt angenommenen
Kindes, das das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, oder

3. der Übernahme eines Kindes, das das zweite Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, in unentgeltliche
Pflege, wenn das Kind im Zeitpunkt des Ausscheidens
noch lebt, oder

c) spätestens drei Monate vor dem Ablauf eines Ka-
renzurlaubes nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 oder

d) während einer Teilzeitbeschäftigung nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutter-
schutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzur-
laubsgesetz 2005

das Dienstverhältnis kündigt.
(4) Aus Anlass der Eheschließung kann nur einer der

beiden Ehegatten, und auch das nur einmal, die Abfer-
tigung in Anspruch nehmen. Die Abfertigung nach
Abs. 3 lit. b, c und d kann in Bezug auf dasselbe Kind
nur einmal in Anspruch genommen werden. Stehen
beide Ehepartner oder beide Elternteile (Adoptiveltern-
teile, Pflegeelternteile) in einem Dienstverhältnis zu
einer inländischen Gebietskörperschaft und hätten
beide Anspruch auf Abfertigung aus dem Anlass der-
selben Eheschließung oder wegen desselben Kindes, so
geht der früher entstandene Anspruch dem später ent-
standenen vor. Bei gleichzeitigem Entstehen der An-
sprüche geht im Fall des Abs. 3 lit. a der Anspruch des
älteren Ehegatten, in den Fällen des Abs. 3 lit. b bis d
der Anspruch der Mutter (Adoptivmutter, Pflegemut-
ter) vor. Der Anspruch nach Abs. 3 besteht nicht, wenn
im Zeitpunkt des Ausscheidens ein weiteres Dienstver-
hältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft be-
steht.

(5) Abweichend vom Abs. 2 gebührt eine Abferti-
gung auch dann, wenn das Dienstverhältnis

a) mindestens drei Jahre ununterbrochen gedauert
hat und bei Männern nach der Vollendung des 65. Le-
bensjahres, bei Frauen nach der Vollendung des 60. Le-
bensjahres, oder

b) wegen der Inanspruchnahme einer Pension aus
einer gesetzlichen Pensionsversicherung

durch den Vertragsbediensteten gekündigt oder ein-
vernehmlich aufgelöst wird.
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(6) Abweichend vom Abs. 2 gebührt eine Abferti-
gung auch dann, wenn das Dienstverhältnis mindestens
drei Jahre ununterbrochen gedauert hat und der Ver-
tragsbedienstete wegen der Inanspruchnahme einer
Gleitpension aus einer gesetzlichen Pensionsversiche-
rung das Dienstverhältnis

a) kündigt oder
b) mit einem im § 253c Abs. 2 des Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetzes genannten verminderten
Beschäftigungsausmaß fortsetzt. Der Anspruch auf
Abfertigung nach lit. b entsteht mit dem Zeitpunkt der
Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes.

(7) Hat der Vertragsbedienstete eine Abfertigung
nach Abs. 6 erhalten, so sind die bis zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Gleitpension zurückgelegten
Dienstzeiten für einen weiteren Abfertigungsanspruch
nicht zu berücksichtigen.

(8) Hat eine Abfertigung nach Abs. 6 das nach Abs. 9
mögliche Höchstausmaß erreicht, so entsteht ab dem
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Gleitpension kein
weiterer Abfertigungsanspruch. In allen übrigen Fällen
entsteht ein weiterer Abfertigungsanspruch nur inso-
weit, als die Anzahl der der Abfertigung zugrunde ge-
legten Monatsentgelte samt allfälligen Kinderzulagen

a) anlässlich der Inanspruchnahme der Gleitpension
und

b) anlässlich der Beendigung der Inanspruchnahme
der Gleitpension

zusammen das nach Abs. 9 mögliche Höchstausmaß
nicht übersteigen.

(9) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer des
Dienstverhältnisses von
3 Jahren das Zweifache,
5 Jahren das Dreifache,
10 Jahren das Vierfache,
15 Jahren das Sechsfache,
20 Jahren das Neunfache,
25 Jahren das Zwölffache

des dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat
des Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgeltes
und der Kinderzulage.

(10) Wird das Dienstverhältnis während einer Teil-
zeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
2005 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 2005 infolge Kündigung
durch den Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung, be-
gründeten Austrittes oder einvernehmlich beendet, so
ist bei der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Monatsentgeltes das der Teilzeitbeschäf-

tigung vorangegangene Beschäftigungsausmaß des Ver-
tragsbediensteten zugrunde zu legen.

(11) In den Fällen des Abs. 3 lit. d ist bei der Ermitt-
lung des für die Höhe der Abfertigung maßgebenden
Monatsentgeltes vom Durchschnitt der während des
Dienstverhältnisses, längstens jedoch in den letzten fünf
Jahren geleisteten Wochendienstzeit unter Außeracht-
lassung der Zeiten eines Karenzurlaubes nach dem Tiro-
ler Mutterschutzgesetz 2005 bzw. dem Mutterschutz-
gesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsge-
setz 2005 auszugehen.

(12) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft sind zur Dauer des
Dienstverhältnisses nach Abs. 9 hinzuzurechnen. Die
Hinzurechnung ist ausgeschlossen,

a) soweit die Dienstzeit in einem anderen Dienstver-
hältnis für die Bemessung des Ruhegenusses angerech-
net wurde, wenn aus diesem Dienstverhältnis eine An-
wartschaft oder ein Anspruch auf einen Ruhegenuss be-
steht,

b) wenn das Dienstverhältnis
1. noch andauert oder
2. in einer Weise beendet wurde, durch die ein Ab-

fertigungsanspruch erlosch, oder, falls Abs. 2 auf das
Dienstverhältnis anzuwenden gewesen wäre, erloschen
wäre,

c) wenn der Vertragsbedienstete bei Beendigung des
Dienstverhältnisses eine Abfertigung erhalten hat, so-
weit diese Abfertigung nicht zurückerstattet wurde;
wurde die Abfertigung teilweise zurückerstattet, so ist
die Dienstzeit in einem entsprechenden Teilausmaß hin-
zuzurechnen. Eine Rückerstattung nach § 27 Abs. 4 des
Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2010 ist einer voll-
ständigen Rückerstattung der Abfertigung gleichzu-
halten.

Die in lit. b Z. 2 angeführten Ausschlussgründe lie-
gen nicht vor, wenn das Dienstverhältnis im Einverneh-
men mit dem Dienstgeber ausschließlich deswegen be-
endet wurde, um ein Dienstverhältnis zu einer anderen
Gemeinde bzw. zu einem anderen Gemeindeverband
einzugehen, und dieses Dienstverhältnis an das been-
dete Dienstverhältnis unmittelbar anschließt.

(13) Endet das Dienstverhältnis durch den Tod des
Vertragsbediensteten, so gebührt anstelle der Abferti-
gung ein Sterbekostenbeitrag. Dieser beträgt die Hälfte
der Abfertigung. Der Sterbekostenbeitrag gebührt den
gesetzlichen Erben, zu deren Unterhalt der Erblasser
zum Zeitpunkt seines Todes gesetzlich verpflichtet war.
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Sind solche gesetzliche Erben nicht vorhanden, so kann
der Sterbekostenbeitrag ganz oder zum Teil den Perso-
nen gewährt werden, die erwiesenermaßen die Begräb-
niskosten aus eigenen Mitteln bestritten oder den Ver-
storbenen während seiner letzten Krankheit vor seinem
Tod gepflegt haben.

(14) Wird ein Vertragsbediensteter, der nach Abs. 3
das Dienstverhältnis gekündigt hat, innerhalb von sechs
Monaten nach der Beendigung dieses Dienstverhältnis-
ses in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zu
einer inländischen Gebietskörperschaft aufgenommen,
so hat er der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband die
anlässlich der Beendigung des bisherigen Dienstver-
hältnisses erhaltene Abfertigung zurückzuerstatten.

(15) Für die Berücksichtigung einer Zeit nach § 5 für
die Bemessung der Abfertigung im nachfolgenden
Dienstverhältnis gilt Abs. 12 lit. c.

§ 125
Übergangsbestimmungen 

für pädagogische Fachkräfte

Auf pädagogische Fachkräfte (Kindergärtnerinnen,
Sonderkindergärtnerinnen, Leiterinnen an Kindergär-
ten, Integrationskindergärten und heilpädagogische
Kindergärten sowie Erzieher und Sondererzieher),
deren Dienstverhältnis vor dem 20. September 2006
begonnen hat, sind die §§ 21, 23 und 29 in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 59/2006 weiter anzuwenden. 

§ 126
Übergangsbestimmung 

für Assistenzkräfte mit Anspruch auf Ferien

(1) Assistenzkräfte (Kindergartenhelferinnen), deren
Dienstverhältnis vor dem Inkrafttreten der 12. G-VBG-
Novelle, LGBl. Nr. 50/2010, begonnen hat und die zu
diesem Zeitpunkt in die Entlohnungsgruppe kgh einge-
reiht sind, haben weiter Anspruch auf Ferien. Ihnen
gebührt weiter das Monatsentgelt der Entlohnungs-
gruppe kgh. Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten
Assistenzkräfte mit Anspruch auf Ferien ist in der
Anlage 4 dargestellt. 

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

§ 127
Sonstige Übergangsbestimmungen

(1) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an dürfen in
seinem Geltungsbereich Dienstverträge nach anderen
Vorschriften nicht mehr abgeschlossen werden. Verein-
barungen, die gegen zwingende Bestimmungen dieses

Gesetzes verstoßen, sind rechtsunwirksam, soweit im
Abs. 2 und im § 101 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende
Dienstverträge über Dienstverhältnisse, auf die dieses
Gesetz anzuwenden ist, gelten als Dienstverträge im
Sinn dieses Gesetzes. Soweit in diesen Dienstverträgen
auf das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Tiroler
Vertragsbedienstetengesetz, das Gemeinde-Vertrags-
bedienstetengesetz oder auf Beschlüsse des Gemeinde-
rates, bei einem Gemeindeverband der Verbandsver-
sammlung oder des nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen oder der Verbandssatzung zuständigen Organs ver-
wiesen wird, treten an deren Stelle die entsprechenden
Bestimmungen dieses Gesetzes. In diesen Dienstver-
trägen enthaltene, von diesem Gesetz abweichende
Bestimmungen bleiben jedoch unberührt und gelten als
Regelungen im Sinn des § 101, soweit sie für den Ver-
tragsbediensteten günstiger sind als die Regelungen die-
ses Gesetzes.

(3) Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe b, die
eine Reifeprüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw.
Diplomprüfung an einer höheren Schule nicht abgelegt
haben und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in den
Entlohnungsstufen 4 bis 9 eingestuft sind, rücken nach
zwei Jahren in der Entlohnungsstufe 9 in eine Entloh-
nungsstufe 9a mit einem Monatsentgelt von 2.046,2 Euro
vor. Die Vorrückung in die Entlohnungsstufe 10 erfolgt
nach einem Jahr in der Entlohnungsstufe 9a. Vertrags-
bedienstete der Entlohnungsgruppe b, die eine Reife-
prüfung, Reife- und Diplomprüfung bzw. Diplom-
prüfung an einer höheren Schule nicht abgelegt haben
und die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ent-
lohnungsstufen 10 bis 13 eingestuft sind, rücken nach
zwei Jahren in der Entlohnungsstufe 13 in eine Entloh-
nungsstufe 13a mit einem Monatsentgelt von 2.454,3 Euro
vor. Die Vorrückung in die Entlohnungsstufe 14 erfolgt
nach einem Jahr in der Entlohnungsstufe 13a. Dies gilt
nicht für Vertragsbedienstete, die nach den bisher gel-
tenden Vorschriften bereits ein Jahr in einer den Ent-
lohnungsstufen 3a, 9a bzw. 13a entsprechenden Entloh-
nungsstufe eingestuft waren.

(4) Bisher gewährte Zulagen im Sinn der Leistungs-
zulage nach § 68 gelten als Leistungszulagen. Sonstige
bisher gewährte Zulagen und Nebengebühren gelten als
Zulagen und Nebengebühren nach diesem Gesetz.

(5) Ein Vertragsbediensteter kann zugunsten einer
durch Vereinbarung geregelten Pensionsvorsorge, die
für alle der Vereinbarung beigetretenen Vertragsbe-
diensteten zu generell festgesetzten Bedingungen wirk-
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sam wird, schriftlich auf die Verwaltungsdienstzulage
und die besondere Zulage zum Monatsentgelt ganz oder
teilweise verzichten.

§ 128
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2012 in Kraft,
soweit in den Abs. 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist.

Gleichzeitig tritt das Gemeinde-Vertragsbediensteten-
gesetz, LGBl. Nr. 68/2001, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 30/2011, außer Kraft.

(2) Die §§ 43 Abs. 1 und 2 sowie 44 Abs. 1 und 2
treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

(3) § 121 tritt mit 1. Februar 2010 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Steixner

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Entlohnungsgruppe Entloh-

nungsstufe a b c d e 

Euro 

1 1969,1 1561,8 1386,6 1330,3 1274,3 

2 2016,8 1599,0 1418,9 1355,5 1288,4 

3 2065,0 1636,2 1451,0 1380,3 1302,4 

3a  1674,1    

4 2161,3 1713,7 1547,0 1455,0 1344,7 

5 2209,6 1754,4 1579,3 1479,9 1358,7 

6 2291,0 1797,6 1611,2 1504,7 1372,8 

7 2372,8 1841,0 1643,2 1529,9 1386,8 

8 2454,1 1902,0 1675,6 1554,8 1401,0 

9 2534,9 1964,5 1745,0 1604,3 1429,3 

9a  2046,2    

10 2697,1 2128,3 1781,3 1629,4 1443,1 

11 2778,5 2210,5 1818,5 1654,5 1457,2 

12 2859,9 2291,8 1855,8 1679,8 1471,2 

13 2940,9 2373,0 1969,1 1760,5 1513,6 

13a  2454,3    

14 3260,8 2616,7 2006,9 1789,7 1527,8 

15 3367,8 2698,4 2044,7 1818,5 1541,8 

16 3474,9 2779,1 2082,5 1847,5 1555,8 

17 3582,2 2860,4 2120,1 1885,5 1570,0 

18 3689,6 2941,1 2158,0 1925,6 1584,1 

19 3796,7 3022,1 2195,8 1966,1 1598,1 

Anlage 1 (§ 40 Abs. 1)

Entlohnungsschema I (2011)
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Entlohnungsgruppe Entloh-

nungsstufe p1 p2 p3 p4 p5 

Euro 

1 1393,8 1365,4 1337,2 1308,8 1280,4 

2 1426,0 1393,3 1362,2 1328,4 1294,8 

3 1458,5 1421,1 1387,2 1348,2 1308,9 

4 1555,4 1504,3 1462,8 1406,9 1351,5 

5 1588,0 1532,3 1487,3 1426,4 1365,7 

6 1620,2 1559,4 1512,3 1445,9 1380,1 

7 1652,8 1587,3 1537,5 1465,5 1394,1 

8 1685,6 1615,4 1562,7 1485,5 1408,3 

9 1755,4 1670,8 1612,7 1524,6 1437,2 

10 1793,1 1700,0 1637,5 1544,2 1451,1 

11 1830,8 1730,5 1662,8 1563,7 1465,2 

12 1868,3 1760,5 1688,5 1583,8 1479,6 

13 1982,6 1857,3 1770,8 1642,6 1522,0 

14 2020,9 1889,8 1800,3 1662,2 1536,2 

15 2059,1 1922,3 1829,1 1682,1 1550,4 

16 2096,8 1955,3 1858,3 1703,2 1565,0 

17 2135,2 1988,1 1887,8 1724,3 1579,6 

18 2173,2 2021,2 1917,2 1745,3 1594,2 

19 2211,4 2054,2 1946,8 1766,3 1608,6 

Anlage 2 (§ 42 Abs. 1)

Entlohnungsschema II (2011)

 in der Entlohnungsstufe Euro 

1 1.784,9 

2 1.814,6 

3 1.842,7 

4 1.864,7 

5 1.896,7 

6 1.940,2 

7 2.016,1 

8 2.115,1 

9 2.178,6 

10 2.243,1 

11 2.342,2 

12 2.463,9 

13 2.585,9 

14 2.707,4 

15 2.828,9 

16 2.936,3 

17 3.049,0 

18 3.170,2 

19 3.280,4 

Anlage 3 (§ 106 Abs. 1)

Entlohnungsgruppe ki (2011)
Das Monatsentgelt in der Entlohnungsgruppe ki beträgt:
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in der Entlohnungsstufe Euro 

1 1.408,9 

2 1.429,8 

3 1.450,7 

4 1.552,2 

5 1.572,7 

6 1.593,6 

7 1.614,5 

8 1.635,2 

9 1.676,6 

10 1.697,4 

11 1.718,4 

12 1.739,5 

13 1.807,8 

14 1.832,3 

15 1.856,0 

16 1.880,5 

17 1.912,3 

18 1.945,8 

19 1.979,7 

Anlage 4 (§ 126 Abs. 1)

Entlohnungsgruppe kgh (2011)
Das Monatsentgelt in der Entlohnungsgruppe kgh

beträgt:

Anlage 5 (§ 44 Abs. 4 lit. e)

Höchstausmaß der Studiendauer 

Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung der
Zeit des Hochschulstudiums nach § 44 Abs. 4 lit. e be-
trägt:

a) sieben Jahre für die Studienrichtungen Chemie,
Nachrichtentechnik und Elektrotechnik,

b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bauinge-
nieurwesen, Medizin, Schiffstechnik und Technische
Chemie,

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtungen Phy-
sik, Architektur, Maschinenbau, Technische Physik,
Wirtschaftsingenieurwesen, Kulturtechnik, Bergwesen,
Hüttenwesen, Erdölwesen und Markscheidewesen,

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen Theologie,
Psychologie, Tierheilkunde, Feuerungs- und Gastech-
nik, Papier- und Zellstofftechnik, Vermessungswesen
und Forstwirtschaft,

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studienrichtun-
gen.
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